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Vorwort 

Im Anschluß an die Arbeit von Georg Schmitz, Der Landesamtsdirektor - Entst
ehung 

und Entwicklung, 1978, der verdienstvollerweise die historische Entwicklung d
er für den 

österreichischen Föderalismus typischen Institution „‚Landesamtsdirektor dargestellt 

hat, bot es sich an, die weiterhin ungelöste und gleichermaßen für die Bundesländer b
e- 

deutsame Frage nach der Reichweite des Funktionsbereiches ‚‚Innerer Dienst
betrieb im 

Amt der Landestegierung‘‘ zu untersuchen. Angesichts der Tatsache, daß der innere 

Dienstbetrieb insgesamt bereits bundesverfassungsgesetzlich - also für alle Bundeslän- 

der im selben Ausmaß - dem Landeshauptmann als Vorstand des Amtes der Landesr
e- 

gierung und dem Landesamtsdirektor als Leiter des inneren Dienstes dieses Amtes
 zuge- 

ordnet ist, schien es vertretbar, lediglich am Beispiel der oberösterreichischen Re
chts- 

ordnung eine Analyse des Funktionsbereiches ‚Innerer Dienstbetrieb im Amt
 der Lan- 

desregierung‘‘ durchzuführen. Von Interesse wäre es aus dieser Sicht freilich 
gewesen, 

die Rechtslage in Wien gesondert zu erfassen, besitzt doch die für den Untersuch
ungs- 

gegenstand maßgebliche Bundesvorschrift, nämlich das Bundesverfassungsg
esetz vom 

30. Juli 1925, betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung der 

Ämter der Landesregierungen außer Wien, BGBI.Nr. 289/ 1925, für Wi
en keine unmit- 

telbare Wirksamkeit. Aus verschiedenen Gründen ist aber auch in diese Richt
ung eine 

Analyse unterblieben, wobei u.a. die Überlegung maßgeblich war, daß wegen
 Art. 108 

B-VG, wonach in Wien der Magistrat auch die Funktion des Amtes der Landest
egierung 

und der Magistratsdirektor auch die Funktion des Landesamtsdirektors ausüben
, in Ver- 

bindung mit Art. 106 bzw. Art. 117 Abs. 6 B-VG für Wien im Zusammenh
ang mit 

dem inneren Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung weithin wohl gle
iches wie 

für die anderen Bundesländer zu gelten hat. 

Wie in vielen anderen Bereichen hat auch zu den Ämtern der Landesregierungen
 Herr 

Univ.-Prof. Dr. Peter Pernthaler vor allem in seiner umfassenden St
udie ‚‚Raumord- 

nung und Verfassung‘, II, 1978, bahnbrechend bereits wichtige und begründete Au
s- 

sagen veröffentlicht. Sie waren Orientierungspunkte für die vorliegende Unter
suchung 

über einen Themenkreis, der ansonsten faktisch unbearbeitet geblieben ist. Vor 
allem 

habe ich es aber auch seiner maßgeblichen Unterstützung zu danken, daß das Ergebn
is 

meiner Bemühungen aus meiner Sicht ‚unüblicherweise‘ rasch und in dieser Fo
rm an 

die Öffentlichkeit gelangen konnte. Es ist mir bewußt, welchen Stellenwert es be
sitzt, 

wenn eine wissenschaftliche Kapazität seines Ranges bereit ist, sich für die Druckl
egung 

einer Arbeit einzusetzen. 

Zu Dank verpflichtet bin ich weiters Herrn Landesamtsdirektor W. Hofrat Hörten
huber 

zum einen deshalb, weil er mich auf den Problemkreis hingewiesen hat, 
zum anderen 

habe ich ihm und auch meinen Kollegen im Präsidium des Amtes der 0.6. Landesr
egie- 

rung so manche Anregung zu verdanken. 

Wolfgang Pesendorfer 

Linz, im September 1981
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1. Einleitung 

Die Frage nach dem Umfang des Funktionsbereiches Innerer Dienstbetrieb im Am
t 

der Landesregierung ist ein Verfassungsproblem, das in mehrfacher Hinsicht 

Grundfragen der Verwaltungsorganisation berührt. Grundgelegt ist es im Art. 1
06 

B-VG, wonach zur Leitung des inneren Dienstes des Amtes der Landesregieru
ng!) 

ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter als Landesamtsdirektor bestellt wird. 
Diese 

Bestimmung gehört seit dem Inkrafttreten im Jahre 1920 unverändert zum Be
stand 

bundesverfassungsrechtlicher Regelungen?). Sieht man von einer historischen
 Dar- 

stellung ab?), fällt auf, daß in der Literatur zum Fragenkreis kaum mehr als be- 

schreibende Aussagen zu finden sind®). Dies mag zum einen daher rühren, 
daß die- 

ser beamtete Funktionsträger gleich der Beamtenschaft insgesamt entsprec
hend der 

verfassungsrechtlichen Konstruktion im Schatten der politischen Führung, 
in Kon- 

sequenz dessen aber auch kaum im Blickpunkt der Öffentlichkeit steht. Zu
m ande- 

ren aber liegt es wohl daran, daß sich - wie noch zu zeigen sein wird - der innere 

Dienstbetrieb allgemein als kaum abgrenzbar erweist. Dies hat aber dazu 
geführt, 

daß selbst Greifbares kaum ausgelotet wurde. 

Es scheint aber, daß der Landesamtsdirektor an der Nahtstelle zwisc
hen politischer 

Führung und Berufsbeamtentum steht, das - so wird geklagt - im Bereich der Sta
ats- 

willensbildung ein nicht unerhebliches Gewicht besitzt, sodaß dessen Funkti
onsbe- 

reich als Kristallisationspunkt zahlreicher grundsätzlicher Fragen des Verwal
tungs- 

organisationsrechtes angesehen werden kann, eine Rechtsmaterie, die al
s wesentli- 

che Entscheidungsprämisse der Verwaltung im sachlichen Bereich erkann
t worden 

ist. Entscheidungen über Verwaltungsstrukturen bedeuten sachliche Vor- 

entscheidungen mit teilweise erheblich weitreichenderer Wirkkraft als einzelne 

Materiengesetze’). Im folgenden soll daher der Versuch unternommen werde
n, den 

1) Die Untersuchung bezieht sich nicht nur auf den Fu
nktionsbereich des Landesamtsdirektors als Leiter 

des inneren Dienstes, sondern will den Funktionsbereich des Lan
deshauptmannes als Vorstand und des 

Landesamtsdirektors als Leiter des inneren Dienstes erfassen. Begr
ifflich wird deren gemeinsamer Funk- 

tionsbereich insgesamt als Innerer Dienstbetrieb bezeichnet (s. z
u diesem Begriff unten FN 39, 51 und 

90). 

2) VfGH SIg. 5978/1969. 

3) GEORG SCHMITZ, Der Landesarntsdirektor - Entstehung
 und Entwicklung, 1978. 

4) ADAMOVICH sen., Grundriß des österreichischen Staat
srechts?, 1932, 217 ff; derselbe, Die Reform 

der österr. Bundesverfassung, Zf6R 1926, 228 ff, 245 ff, MER
KL, Die verfassungsrechtlichen Grundla- 

gen der österreichischen Verwaltung, ZfVerw NF 1921
, 208 ff, 227 £f- WALTER-MAYER, Grundriß des 

österr. Bundesverfassungsrechtes?, 226 f. Näher beschäftigt haben
 sich lediglich STOLZLECHNER, Zur 

Organisation der Bezirkshauptmannschaften, ZeV. 1976, 121, 
127 ff; vor allem aber TRAXLER, ZV. 

1977, 271 ff, und REINBERG, ZfV. 1977, 400 ff, in ihren 
Repliken zu STOLZLECHNERs Ausführun- 

gen. 

Vgl. dazu STEINBERG, Politik und Verwaltungsorganisation, 
1979, passim, 341, und PERNTHALER, 

Raumordnung und Verfassung, II, 113, 130, 185, der dem Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor 

als Träger der inneren Organisationsgewalt des Amtes der
 Landesregierung entscheidende Bedeutung 

bei den hochaktuellen Integrationserfordernissen sachlich z
usammengehöriger Verwaltungsbereiche zu- 

mißt. 
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Funktionsbereich des inneren Dienstbetriebes des Amtes der Landesregierung, wie 
er von der Bundesverfassung und anderen bundesverfassungsrechtlichen Regelun- 
gen bzw. zum Beispiel von der 0.6. Landesverfassung’®) grundgelegt ist, wenigstens 
dem Grundsatz nach zu erfassen und seine Strukturen offenzulegen. 

5a) Soweit im folgenden die Dienstpragmatik zitiert ist, handelt es sich um die im Bundesbereich nunmehr 

10 

durch das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBI.Nr. 333, abgelöste Dienstpragmatik, RGBI.Nr. 15/ 
1914, in der zuletzt durch das Bundesgesetz BGBI.Nr. 213/1972 geänderten Fassung. (Diese Fassung ist 
2.B. in Kocian-Schubert, Dienstpragmatik, 1971, mit 4 Ergänzungslieferungen ersichtlich.) Sofern auf 
landesgesetzliche Abweichungen von der Dienstpragmatik, die in dieser Fassung weithin unverändert in 
die 0.ö. Rechtsordnung übernommen wurde, Bezug genommen wird, ist dies besonders angemerkt.



2. Die Rechtsgrundlagen im Verfassungsrang 

Zentrale und dem Geltungsbeginn nach älteste Regelung ist Art. 106 
B-VG; sie trat - 

wie erwähnt - bereits im Jahr 1920 in Kraft. Darin wird angeordnet
, daß zur Leitung 

des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung ein rechtsku
ndiger Verwal- 

tungsbeamter als Landesamtsdirektor bestellt wird, der ‚auch in den
 Angelegenhei- 

ten der mittelbaren Bundesverwaltung das Hilfsorgan des Lande
shauptmannes 

(ist)‘‘. Im $ 8 Abs. 5 lit. a ÜG 19206) wird der Landeshauptmann a
ls Vorstand des 

Amtes der Landesregierung eingesetzt und unter Verweis auf Art. 10
6 B-VG festge- 

legt, daß der zur Leitung des inneren Dienstes berufene rechtskundige V
erwaltungs- 

beamte aus den Beamten der bisherigen autonomen oder politisch
en Verwaltung, 

die den Vorschriften über die Befähigung zur Ausübung des politisc
hen Dienstes 

entsprechen, durch die Landesregierung mit Zustimmung der Bundesr
egierung zu 

bestellen ist. Weiters wird bestimmt, daß nähere Grundsätze für die 
Einrichtung 

und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen durch besonderes Bu
ndes- 

verfassungsgesetz erlassen werden. Dieses Bundesverfassungsgesetz wurde am 

30. Juli 1925 beschlossen und entsprechend diesem Beschluß als Bu
ndesverfassungs- 

gesetz betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung
 der Ämter 

der Landesregierungen außer Wien, BGBI.Nr. 289/1925 (im folg
enden kurz BVG 

BGBI.Nr. 289/1925), kundgemacht. Im & 1 BVG BGBl.Nr. 289/1925 wird die 

durch Art. 106 B-VG und 8 8 Abs. 5 lit. a ÜG 1920 vorgegebene Konstruktion - 

Landeshauptmann als Vorstand des Amtes der Landesregierung und
 ein Landes- 

amtsdirektor als Leiter des inneren Dienstes dieses Amtes - wiederholt u
nd insoweit 

konkretisiert, als dem Landesamtsdirektor die Leitung des inneren 
Dienstes unter 

der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptmannes obliegt. Weiters
 wird gemäß 

$ 2 Abs. 5 bzw. $ 3 Abs. 2 BVG BGBI.Nr. 289/1925 der Landeshauptmann zur Er- 

lassung der Geschäftseinteilung und der Geschäftsordnung des Amt
es berufen. 

In Übereinstimmung mit diesen bundesverfassungsrechtlichen Re
gelungen wird 

durch Art. 43 Abs. 2 O.ö. Landes-Verfassungsgesetz 1971, LGBI.Nr.
 34, i.d.F. der 

Landesverfassungsgesetze LGBI.Nr. 55/1979 und LGBI.Ntr. 77/1
979 (L-VG 1971) 

der Landeshauptmann als Vorstand des Amtes der Landesregierun
g eingesetzt. Art. 

44 Abs. 1 L-VG 1971 sieht vor, daß die Landesregierung mit Zustimmung 
der Bun- 

desregierung für die Dauer der Funktionsperiode der Landesregieru
ng zur Leitung 

des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung einen rechts
kundigen Verwal- 

tungsbeamten als Landesamtsdirektor bestellt. Der Landesamtsdire
ktor hat kraft 

ausdrücklicher, über den Wortlaut der bundesverfassungsrechtli
chen Vorschriften 

hinausgehender Regelung im Art. 44 Abs. 1 L-VG 1971 für den einheitlichen und 

geregelten Geschäftsgang in sämtlichen Zweigen der Landesverwa
ltung zu sorgen. 

Entsprechend dem Art. 106 B-VG ist im Art. 44 Abs. 1 L-VG 1971 weiters festge- 

legt, daß der Landesamtsdirektor „auch in Angelegenheiten de
r mittelbaren Bun- 

desverwaltung das Hilfsorgan des Landeshauptmannes (ist) “. 

6) Übergangsgesetz 1920, i.d.F. der BVG-Novelle BG
BI.Nr. 269/1925 (im folgenden kurz ÜG 1920), die 

diesbezüglich am 1. Oktober 1925 in Kraft getreten is
t. 
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Aus den bundes- bzw. landesverfassungsrechtlichen Regelungen ergibt sich somit, 
daß der innere Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung einen eigenen Funk- 
tionsbereich darstellt, der vom Landeshauptmann bzw. vom Landesamtsdirektor 
wahrgenommen wird. Eine Abgrenzung dieses Funktionsbereiches Innerer Dienst- 
betrieb enthalten - sieht man von der Zuständigkeit des Landeshauptmannes gemäß 
82 Abs. 5 und $ 3 Abs. 2 BVG BGBI.Nr. 289/1925 ab - die verfassungsrechtlichen 

Vorschriften aber nicht. Ansätze in dieser Hinsicht sind lediglich in dreifacher 
Richtung erkennbar: Einerseits ist im & 1 Abs. 1 BVG BGBl.Nr. 289/1925 eine ma- 
terielle Funktionszuordnung deshalb enthalten, weil dort ausdrücklich & 9 Abs. 3 

letzter Satz ÜG 19207) als unberührt erklärt wird. Daraus folgt, daß die Verfügung 
über die dienstliche Verwendung der Bediensteten grundsätzlich als Angelegenheit 
zu beurteilen ist, die dem Landeshauptmann als Vorstand bzw. dem unter seiner 

unmittelbaren Aufsicht handelnden Landesamtsdirektor als Leiter des inneren 

7) „Die Verfügung über die dienstliche Verwendung der ... Angestellten beim Amt der Landesregierung 

12 

oder bei den Bezirkshauptmannschaften ... hat so zu erfolgen, wie sie bisher bezüglich der Landesange- 
stellten erfolgt ist.‘‘ Vgl. zu $ 9 Abs. 3 ÜG 1920 PERNTHALER, Die Verwendung von Landesbeamten 
in der unmittelbaren Bundesverwaltung, JBl. 1973, 298 ff, und VfGH Sig. 5296/1966, der unter Be- 
zugnahme auf ADAMOVICH-FROEHLICH, Die Novellen zur Bundesverfassung, 1926, 87, von der 

Geltung des & 9 Abs. 3 letzter Satz ÜG 1920 auch für die Zukunft ausgeht (s. unten $. 18 f). Die Gel- 
tung des & 9 Abs. 3 ÜG 1920 insgesamt auch für die Zukunft bestreitet PERNTHALER, JBl. 1973, 299, 

mit dem Hinweis, daß davon nur die damals bereits angestellten Bediensteten erfaßt sein konnten, frei- 

lich ohne diese Judikatur bzw. Literatur anzusprechen und auch nicht im Zusammenhang mit dem 
BVG BGBI.Nt. 289/1925. Durch den Verweis im $ 1 Abs. 1 BVG BGBiI.Nr. 289/1925 auf & 9 Abs. 3 
letzter Satz ÜG 1920 hat wohl dieser Teil des & 9 Abs. 3 ÜG 1920 ein eigenständiges Schicksal im Amt 
der Landesregierung erfahren. Hier wird daher von der (Weiter-JGeltung des hier maßgeblichen & 9 
Abs. 3 letzter Satz ÜG 1920 ausgegangen, weil - wie der Verweis in FN 8 auf die Materialien ergibt - 
auch das historische Verständnis in diese Richtung weist.



Dienstes zukommt, sofern nicht nachweisbar vor dem Inkrafttreten des BVG 

BGBI.Nr. 289/1925 (auch) die Landesregierung entsprechende Befugnisse besaß®). 

Eine nähere Präzisierung und Funktionsrichtung des Funktionsbereiches Innerer 

Dienstbetrieb ist zweifellos auch aus Art. 44 L-VG 1971 ableitbar, wonach der Lan- 

desamtsdirektor für den einheitlichen und geregelten Geschäftsgang in sämtlichen 

8) Diese Regelung bezweckt vor allem, daß die umfassende Verfügungsbefugnis des L
andeshauptmannes 

über die Bundesangestellten u.a. in der Statthalterei im Ausmaß der damals bestehenden Ingerenzbe- 

fugnisse der Landesregierung im Zusammenhang mit den Landesangestellten beschränkt werden so
llte. 

Dies ergibt sich auch aus der Rede des Abg. Dr. DANNEBERG, Stenogr. Prot. d. NR, II. GP, 5. 26
37 £, 

der weiter ausführt, daß ‚also jetzt die Landesregierung in den meisten Ländern darüber zu entsch
eiden 

haben (wird), wer ein Burcauleiter, wer ein Abteilungsvorstand in der Landesregierung, wer ein Bez
irks- 

hauptmann wird‘‘. Dieser Zusammenhang wurde bisher in der Literatur weitgehend nicht beachtet, so- 

weit sie sich insbesondere um die Bestellungszuständigkeit betreffend den Bezirkshauptmann (wohl oh- 

ne Zweifel ein Akt der Verfügung über die dienstliche Verwendung eines Bediensteten) bemühte (z.B. 

STOLZLECHNER, ZfV 1976, 123 ff; PERNTHALER, Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und 

Ländern auf dern Gebiet der Verwaltungsorganisation, 1976, 41 ff). Im hier dargestellten Sinn schon 

ADAMOVICH sen., ZföR 1926, 253. Im Gegensatz zu STOLZLECHNER bzw. PERN
THALER, die für 

alle Bundesländer und ohne Bedachtnahme auf $ 9 Abs. 3 letzter Satz ÜG 1920 die Zuständigke
it der 

Landesregierung (und nicht des Landeshauptmannes) zur Bestellung des Bezirkshauptmannes an
neh- 

men, und dem Ergebnis nach z.T. in Übereinstimmung mit Reinberg, ZEV 1977, 400 ff, (soweit es
 sich 

um Oberösterreich handelt siehe unten FN 100) kommt daher nur in jenen Bundesländern der Lan
des- 

regierung eine Ingerenz (Bestellung oder Mitwirkung bei der Bestellung) auf die Bestellung des Bez
irks: 

hauptmanncs zu, wo sie schon vor dem Inkrafttreten des $ 9 Abs. 3 ÜG 1920, d.i. der 1. Oktober 1925, 

derartige, vergleichbare Ingerenzmöglichkeiten besaß: Ihre Grundlage hat diese Beurteilung einmal im 

$9 Abs. 3 ÜG 1920 selbst, wo auf die Bediensteten der Bezirkshauptmannschaften ausdrücklich Bezug
 

genommen ist, dann aber ist auf $ 8 Abs. 5 lit. b ÜG 1920 zu verweisen, wonach dem Landeshaupt- 

mann als Vorstand des Amtes der Landesregierung „‚auch"' die Bezirkshauptmannschaften im Land un- 

terstellt sind: in der Funktion als Vorstand des Amtes wird seine Ingerenz über die dienstliche Verwen-
 

dung der Bediensteten aber nur im historisch bestimmbaren Ausmaß der Ingerenzbefugnisse der Lan- 
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Zweigen der Landesverwaltung zu sorgen hat?). Schließlich ist auf die Regelung im 
Art. 106 B-VG zu verweisen, wonach der Landesamtsdirektor ‚auch in den Angele- 

genheiten der mittelbaren Bundesverwaltung das Hilfsorgan des Landeshauptman- 
nes (ist)‘‘. Dies ist in diesem Zusammenhang deshalb von Bedeutung, weil damit 
unabhängig vom inneren Dienstbetrieb ein weiterer Funktionsbereich zugeordnet 

(Fortsetzung der Anmerkung 8) 

desregierung gegenüber den Landesangestellten beschränkt. Soweit eine solche Ingerenz der Landesre- 
gierung im Bereich der Ämter der Landesregierungen als gegeben anzunehmen ist, schlägt sie auch auf 
die Bezirkshauptmannschaften durch, sind sie doch dem Landeshauptmann als Vorstand des Amtes der 

Landesregierung, d.h. also im Ausmaß der Reichweite seiner Vorstandsfunktion, unterstellt. Kann da- 

her auf der Ebene des Amtes der Landesregierung eine Ingerenz der Landesregierung auf die Verfügung 
über die dienstliche Verwendung nicht nachgewiesen werden, besitzt sie auch keine im Bereich der Be- 
zirkshauptmannschaften: der Bezirkshauptmann ist dann ausschließlich vom Landeshauptmann als Vor- 
stand des Amtes der Landesregierung mit seiner Funktion zu betrauen (in diesem Sinn auch VfGH Sig. 
5296/1966 und ADAMOVICH-FROEHLICH, Novellen, 87, und unten FN 91). Daß die Reichweite der 

Vorstandsfunktion des Landeshauptmannes auf die Bezirkshauptmannschaften durchschlägt, sieht auch 
STOLZLECHNER, ZfV 1976, 124, doch kann es entgegen seiner Ansicht wegen & 8 Abs. 5 lit. b UG 
1920, 89 Abs. 3 letzter Satz ÜG 1920 und $ 1 Abs, 1 BVG BGBI.Nr. 289/1925 nicht auf die Konsti- 

tulerung behördlicher Funktionen im Fall des Bezirkshauptmannes im Gegensatz zur Bestellung eines 
Abteilungsvorstandes im Amt der Landesregierung durch den Landeshauptmann (und darauf stützt 
STOLZLECHNER vor altern seine These, daß der Bezirkshauptmann von der Landesregierung zu bestel- 

len ist) ankommen, sondern nur ausschließlich darauf, ob historische Ingerenzbefugnisse der Landesre- 

gierung nachweisbar sind. Angesichts der Tatsache, daß sich die Bezirkshauptmannschaften gleicherma- 
ßen wie das Amt der Landesregierung in einer umfänglichen Abhängigkeit von den Behörden Landesre- 
gierung bzw. Landeshauptmann befinden und insoweit „‚gleichwertig‘' sind (vgl. in diesem Sinn 
VfGH Sig. 3681/1960 und allgemein JOSEF DEMMELBAUER - WOLFGANG PESENDORFER, De- 
mokratisierung der Bezirksverwaltung“, 1980) und weiters im Hinblick darauf, daß sich die Landesre- 

gierung und der Landeshauptmann in der Ausübung der behördlichen Funktionen regelmäßig und 
weithin ohne weitere Einflußnahme gemäß $ 3 BVG BGBl.Nr. 289/1925 von Beamten (vor allem den 
Abteilungsvorständen) des Amtes der Landesregierung vertreten lassen, besitzt dieser von der Wertig- 
keit einer zu übertragenden Organfunktion ausgehende Ansatz m. E. aber von vornherein wenig Über- 

zeugungskraft: Ein Abteilungsvorstand des Amtes der Landesregierung entscheidet kraft seiner meist 
umfänglichen Vertrerungsbefugnis im Bereich der Hoheitsverwaltung in der Regel der Fälle gleicherma- 
ßen un- bzw. selbständig wie ein Bezirkshauptmann. 

Eine dem Wortlaut nach übereinstimmende Regelung war auch im Art. 106 B-VG vorgesehen, wie den 
Materialien zum B-VG 1920 zu entnehmen ist (s. G. SCHMITZ, Landesamtsdirektor, 42 ff; dazu s. u.).



wird!0). Eine in diesem Sinn konkretisierende Eingrenzung enthält das BVG 

BGBI.Nr. 289/ 1925 selbst. Im $ 3 BVG BGBl.Nr. 289/1925 ist nämlich festgelegt, 

daß die Abteilungen des Amtes der Landesregierung jene Geschäfte, die in
 den 

selbständigen Wirkungsbereich des Landes fallen, unter der Leitung der Landest
e- 

gierung oder einzelner ihrer Mitglieder besorgen; soweit es sich um Angele
genhei- 

ten der mittelbaren Bundesverwaltung handelt, stehen sie unter der Leitung des 

Landeshauptmannes in seinem Funktionsbereich, der ihm unabhängig
 von seiner 

Vorstandsfunktion gemäß Art. 102 Abs. 1 B-VG als Träger der mittelbaren Bundes- 

10) G. SCHMITZ, Landesamtsdirektor, 33 ff, hat anhand der Verfassungsentwürfe un
d der Beratungen im 

NR die Entwicklung nachgezeichnet, bis es zu dieser Formulierung im Art. 106
 B-VG gekommen ist: 

Der .der Linzer Länderkonferenz vorliegende Vorentwurf einer Bunde
sverfassung sah in einem Artikel 95 

vor, daß in dem den Ländern vorn Bund übertragenen Wirkungskreis der Landesamisdir
ektor das un- 

mittelbare Hilfsorgan des Landeshauptmannes und des Landeshauptmann-Stellver
treters ist. Der Lan- 

desamtsdirektor sollte bis zur Beeidigung des Landeshauptmannes oder seines
 Stellvertreters die Ge- 

schäfte des Bundes unter seiner persönlichen Verantwortung führen, wobei
 für diese Verantwortung 

dieselben Bestimmungen wie für jene des Landeshauptmannes gelten soll
ten. Wegen des Widerstandes 

der Linder, die darin - wie der Vorarlberger Landeshauptmann dies zum Ausdruck brachte - den 

„Geßler-Hut‘', den die Beamtenschaft (des Bundes, Anm. des Verf
assers) in den Ländern aufstellt, sa- 

hen (zit. nach SCHMITZ, Landesamtsdirektor, 39; vgl. dazu auch SCHMITZ,
 Die Verfassungsgespräche 

mit den österreichischen Ländern 1919/20, ZNR 1979, 21 ff, 30 - 33), kam es in den Ve
rhandlungen des 

Verfassungsausschusses im Ergebnis dazu, daß die zitierte Regelung des A
rt. 95 gestrichen und an ihre 

Stelle der auch heute noch im Art. 106 B-VG enthaltene Satz, wonach der L
andesamtsdirektor auch in 

den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung das Hilfsorgan des Land
eshauptmannes ist, 

aufgenommen wurde. Vgl. dazu auch ZLUWA, Über die Qualität des A
mtes der Landesregierung als 

Behörde, JBl. 1972, 252 ff, und ADAMOVICH sen,, Zur Frage der verfass
ungsmäßigen Organisation 

der Landesverwaltung, ZfV. NF. 1923, 33, 48, der diesen Teil des Art. 
106 B-VG freilich so versteht, 

daß damit die Funktion des Landesamtsdirektors als Leiter des inneren Di
enstes ausdrücklich auch auf 

den Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung erstreckt werden sollte, eine 
Intention, die er selbst als 

selbstverständlich ansah und die wohl durch den ersten Satz des Art. 
106 B-VG eindeutig realisiert 

erscheint; Es ist daher davon auszugehen, daß es sich um einen eigenständigen F
unktionsbereich in 

fachlicher Hinsicht handelt. Zwar abgeschwächt, aber doch erscheint damit der L
andesamtsdirektor 

auch als Nachfolger des kk Statthalters bzw. Regierungspräsidenten, sodaß SCHMI
TZ, Landesamıtsdi- 

rektor, 45, hier nicht gefolgt werden kann. Überzeugender ist demgegenüber die Q
ualifikation dieses 

Funktionsträgers von ERMACORA, Österreichische Verfassungsichre, 146, der den 
Landesamtsdirektor 

als (beamteten) Staatssekretär im Sinne des Art, 19 B-VG einordner, da ihm eben auch in fachlicher 

Hinsicht Funktionen zukommen. PERNTHALER, Raumordnung II, 113, qualifizie
rt den Landesamts- 

direktor - erwa für Oberösterreich, wohl weil er kraft landesverfassungsrechtlicher Regelun
g (Art. d4 

Abs: 2 L-VG 1971) an den Sitzungen des Landtages bzw. der Landesregierung teil
nimmt - als „.poliri- 

schen Beamten‘ und will damit offenbar unter Bedachtnahme darauf, daß de
r Funktionsbereich des 

Landesamtsdirektors keinesfalls auf den inneren Dienst beschränkt sein, sondern a
uch in den Fachbe- 

reich (bundesverfassungsrechtlich jedenfalls hinsichtlich der mittelbaren Bundesverwaltung) reichen 

sollte, ähnliches zum Ausdruck bringen. 

15



verwaltung zukommt!)). Damit ist klargestellt, daß die fachliche Leitung des Amtes 
der Landesregierung nicht als Angelegenheit des inneren Dienstbetriebes angesehen 
werden kann, und zwar selbst dann nicht, wenn es sich noch um materielle Fragen 

der internen Willensbildung handelt!2). So muß etwa eine Weisung auf Nichtertei- 
lung einer Betriebsanlagengenehmigung aufgrund der Gewerbeordnung 1973 zwar 
dem Innenverhältnis zugeordnet werden, ist aber kein innerer Dienst im Sinne des 
8 1 Abs. 3 BVG BGBI.Nr. 289/ 1925. 

Der Funktionsbereich Innerer Dienstbetrieb steht somit im Kräftefeld zwischen der 
Landesregierung als oberstes Fachverwaltungsorgan im selbständigen Wirkungsbe- 
reich der Länder sowie dem Landeshauptmann als Träger der mittelbaren Bundes- 
verwaltung einerseits und dem Landeshauptmann als Vorstand bzw. dem Landes- 
amtsdirektor als Leiter des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung 
andererseits!) 1), Ein bestimmter Einstieg in die Analyse bietet sich unmittelbar 
nicht an. Im folgenden soll daher vorrangig die Tendenz der Judikatur zum inneren 
Dienstbetrieb, die in Einzelfällen ergangen ist und vor allem das Verhältnis Dienst- 

techt - innerer Dienstbetrieb betrifft, sowie Aussagen der Lehre zum Problemkreis 

untersucht und analysiert werden. Die daraus ableitbaren allgemeinen Aussagen 
werden Ansätze für eine Reflexion am Maßstab des Verfassungstextes bieten. Von 
Bedeutung können hier vorrangig nur jene Judikate sein, die zu den für die Ämter 
der Landesregierungen geltenden Rechtsvorschriften ergangen sind. Wie sich zeigen 
wird, spielen aber die in der Judikatur allgemein herausgearbeiteten Grundsätze zu 
Fragen der Organisation und des inneren Dienstbetriebes eine wesentliche Rolle, so- 
daß auch darauf einzugehen sein wird. 

11) Dies unterscheidet sehr deutlich auch der VfGH in den Erkenntnissen Slg. 3681/1960, 5978/1969. 

12) Siehe TRAXLER, Zur Abgrenzung von fachlichen und dienstrechtlichen Weisungen, dargestellt am 
Beispiel der Bundesgendarmerie, ÖJZ. 1973, 542. 

13) Inwieweit der Funktionsbereich Innerer Dienst und der Funktionsbereich des Landeshauptmannes als 
Vorstand des Amtes der Landesregierung unterschiedliche Angelegenheiten betreffen, wird zu klären 
sein. Wenn RASCHAUER, Die obersten Organe der Landesverwaltung, in: ERMACORA u.a., Allgemei- 
nes Verwaltungsrecht, 379, aber auch hier von einer Hilfsorganfunktion des Landesamtsdirektors spricht 
(ähnlich auch ERMACORA, Österreichischer Föderalismus - Vom patrimonialen zum kooperativen 
Bundesstaat, 142), so übersieht er, daß dies nur für den Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung aus- 

gesprochen ist; die Leitung des inneren Dienstes ist hingegen gemäß $ 1 Abs. 3 BVG BGBl.Nr. 
289/1925 „unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptmannes‘' zu führen, ein Umstand, der 

Beachtung finden muß (s. dazu unten S. 46 ff). 

14) Vergleicht man damit die Rechtslage auf der Ebene der Bundesministerien, so spielt eine derartige Ab- 
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grenzungsproblematik keine wesentliche Rolle: Der Bundesminister vereinigt in sich im wesentlichen 
und grundsätzlich alle der angesprochenen Funktionsbereiche: Er ist einerseits Fachbehörde gemäß Art. 
69 B-VG, andererseits aber gemäß Art. 77 B-VG Vorstand und Leiter des inneren Dienstbetriebes seines 

Ministeriums.



3, Tendenzen in der Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Re
chts 

3.1 Die Judikatur des Verfassungsgerichtshofes 

a) In ständiger Judikatur bezeichnet der VfGH ganz allgemein d
ie innere Ein- 

richtung der Behörden, ihre Gliederung in Sektionen, Abteilungen 
usw. 

als eine Angelegenheit der Verwaltung, die durch interne Verwaltung
smaß- 

nahmen geregelt werden kann, da sie mit der Frage der Zust
ändigkeit 

nichts zu tun hat!5). In Konsequenz dessen qualifiziert er auch die Ge- 

schäftsordnung und die Geschäftseinteilung des Amtes der Lande
sregie- 

rung, die aufgrund des BVG BGBl.Nr. 289/1925 vom Landesh
auptmann 

zu erlassen sind, als Angelegenheiten der inneren Organisation.
 Sie seien 

keine Rechtsverordnung und daher auch seiner Prüfungsbefugni
s entzo- 

gen!). Im Gegensatz dazu ordnet der VfGH die Geschäftsor
dnung und 

die Geschäftsverteilung der Landesregierung als Rechtsverordn
ungen ein, 

weil sie Zuständigkeitsregelungen enthalten und das Recht auf ein Verfa
h- 

ren vor dem gesetzlichen Richter (Art. 83 Abs. 2 B-VG) berühren!”).
 Dies 

hält sich im Rahmen der Zuordnung aller Regelungen, die die 
Behördenzu- 

ständigkeit (erwa Verteilung der Zuständigkeiten auf Senate), bei K
olle- 

gialorganen die Zahl der Mitglieder oder die Schaffung von Ber
ufungsin- 

stanzen betreffen!8), als Angelegenheiten, die nicht zur intern
en Behör- 

denorganisation gerechnet werden können. 

In langjähriger Judikatur hat der VfGH!?) zur Nahtstelle zwischen 
den Be- 

hörden Landesregierung, einzelner ihrer Mitglieder und de
m Landeshaupt- 

mann im Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung und deren
 Geschäfts- 

apparat, dem Amt der Landesregierung, nämlich der Appr
obationsbefug- 

nis einzelner Beamter des Geschäftsapparates, die innere von
 der äußeren 

Organisation in der Weise abgegrenzt, daß er die Frage, 
wer zur ‚‚Geneh- 

15) VfGH Sig. 1704/1948, 172711948, 2650/1954
, 2709/1954, 5978/1969; jüngst Erk. v. 29. Jänner

 1981, 

16 ) 

G 34/80, zum Amt der Landesregierung. 

VfGH Erk. vom 9.10.1980, B 289/78, mit Bezugnahme au
f V{GH Sig. 1283/1929, 7941/1976; ähnlich 

auch Erk. vom 27.6.1979, V 25, 26, 27/78. wenngl
eich in diesem Fall der VEGH von seinem Schema:

 

gemäß Art. 139 B-VG überprüfbare Rechts- und Verwal
tungsverordnungen - nicht überprüfbare gene- 

relle Akte der inneren Organisation („interne Verwaltungsmaßnahmen‘') insoweit abzuweichen 

scheint, als er die Regelung eines Sachverhaltes, der woh
l der inneren Organisation zugehört, nämlich 

die Form von Einsichtsvorschreibungen bei der Vorbereitun
g von Geschäftsstücken für die Sitzung der 

Landesregierung (Einsichtsvorschreibungen nicht mehr am
 Original, sondern Verwendung von Durch- 

schriften für Vidierungsvermerke) zwar nicht als Rechtsve
rordnung, wohl aber als Verwaltungsverord- 

nung qualifiziert und gemäß Art. 139 B-VG als überprüfbar ansicht (vgl. in diesem Zusammenhang 

auch die Kritik STOLZLECHNERSs, ZfV 1976, 128). 

17) VfGH Erk. vom 27.6.1979. V 25,26, 27/78. 

18) VfGH Sig. 3662/1959, 399411961. 

19) VfGH Erk. vom 4.10.1979, B 8/78; Sig. 7642
/1975, 7750/1976, 5978/1969 u.a. 
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migung‘‘ einer Erledigung für die Landesregierung, einzelner Mitglieder 
der Landesregierung oder des Landeshauptmannes im Sinne des & 3 Abs. 3 
BVG BGBI.Nr. 289/1925 berufen ist, ebenfalls als eine innere Angelegen- 
heit qualifiziert hat?0), 

Die Qualität und Reichweite innerorganisatorischer Verwaltungsmaßnah- 
men wird aus der Sicht des VFGH im Erkenntnis vom 18.6.1980, B 122/ 

1979, deutlich. Gleichsam leitsatzartig und seine bisherige Judikatur zu- 
sammenfassend legt der VfGH dar, daß es den Organen des Staates frei- 
steht, sofern das Gesetz nicht ausdrücklich anderes verfügt, ihre innere Or- 

ganisation nach Belieben zu gestalten. ‚‚Um eine solche bloße innere Ange- 
legenheit handelt es sich dann, wenn keine Rechte begründet werden.‘ 
Diese Organisationsgewalt ist aber nach Auffassung des VfGH zwar geset- 
zesfrei entfaltbar, aber nicht ungebunden: Einerseits ergibt sich eine 
(verfassungs-)gesetzliche Bindung aus dem Sachlichkeitsgebot (Art. 7 
B-VG) und aus den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit (Art. 126 b Abs. 5 und Art. 127 a Abs. 1 B-VG). Eine wei- 
tere Schranke für innerorganisatorische Maßnahmen sieht der VfGH darin, 
„daß nur die vom Gesetz hiezu Ermächtigten den Organwillen bilden und 

nach außen für die Verwaltungseinheit handeln dürfen‘‘. 

b) In zahlreichen Erkenntnissen hat sich der VEGH mit der Verfügung über 
die dienstliche Verwendung eines Beamten beschäftigt und solche Verfü- 
gungen als Angelegenheiten des inneren Dienstes eingeordnet, die im be- 
sonderen im Anwendungsbereich des BVG BGBl.Nr. 289/1925 nicht in 
die Zuständigkeit der Landesregierung in Dienstrechtsangelegenheiten fal- 
len. Grundsätzliche Bedeutung kommt hier vor allem dem Erk.Slg. 5296/ 
1966 zu. Ganz allgemein leitet der VfGH darin aus Art. 106 B-VG und aus 
dem BVG BGBl.Nr. 289/1925 ab, daß die ‚‚Verfügung über die dienstli- 
che Verwendung eines Beamten eine Angelegenheit des inneren Dienstes 
(ist); sie fällt nicht in die Zuständigkeit der Landesregierung in Dienst- 
rechtsangelegenheiten‘‘. Konkret erkennt der VfGH dann, daß der Leiter 

20) Vgl. dazu die berechtigte Kritik von WALTER-MAYER, Grundriß des österreichischen Verwal- 
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tungsverfahrensrechts2, 36, die demgegenüber davon ausgehen, daß alle Vorgänge, die eine verwal- 
tungsbehördliche Entscheidung unmittelbar beeinflussen, insbesondere die Frage, wem die Approba- 
tionsbefugnis zukommt, wegen ihrer Außenwirksamkeit nicht mehr dem inneren Dienstbetrieb zuge- 
ordnet werden können und auch zwingend einer gesetzlichen Regelung bedürfen. Dies ist wohl für den 
Bereich der Ämter der Landesregierungen nicht anzunehmen, weil eine zur Erteilung der Approbations- 
befugnis ermächtigende Norm bereits im Verfassungsrang besteht. Konsequenz dieser Auffassung aber 
wäre, daß der Teil der Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung, in dem die Approbationsbe- 
fugnisse verliehen werden, nicht nur als interner Verwaltungsakt qualifiziert werden könnte, sondern als 
Rechtsverordnung, die diesbezüglich einer Kundmachung bedürfte und insbesondere auch voll der 
nachprüfenden Kontrolle durch den Verfassungsgerichtshof unterworfen wäre (so allgemein auch 
OBERNDORFER, ÖZW 1978, 96).



21) 

22 —
 

23) 

einer Abteilung und sein Stellvertreter vom Landeshauptmann bzw. Lan- 

desamtsdirektor und nicht von der Landesregierung berufen werden, sofern 

nicht & 9 Abs. 3 letzter Satz ÜG 1920 zum Tragen kommt2!), 

Aber nicht nur Funktionszuteilungen, wie die Betrauung mit der Leitung 

einer Abteilung des Amtes der Landesregierung, sondern auch die anderen 

Verfügungen über die Verwendung eines Beamten des Amtes der Landes- 

regierung (Aufgabenzuteilung, Versetzung, Zuweisung eines ÄArbeitsplat- 

zes) gehören zum inneren Dienstbetrieb. So hat der VfGH in seinem Er- 

kenntnis Sig. 7244/1973 unter Verweis auf seine ständige Judikatur aus- 

drücklich betont, daß „‚die Versetzung eines pragmatischen Beamten auf 

einen anderen Dienstposten - sofern nicht eine besondere, anderslautende 

Dienstrechtsregelung besteht - eine Verfügung in Ausübung der Dienstho- 

heit verbunden mit einem Dienstbefehl, also ein sogenannter innerer Ver- 

waltungsakt ist‘. Sie könne daher nur von den Organen verfügt werden, 

die zur Ausübung der Diensthoheit gegenüber dem betreffenden Beamten 

zuständig sind, im Bereich der Ämter der Landesregierungen eben nur vom 

Landeshauptmann oder Landesamtsdirektor, nicht von der Landesregie- 

rung??). Ausdrücklich leitet der V{GH dies aus Art. 106 B-VG und $ 1 

BVG BGBi.Nr. 289/1925 ab: ‚Dienstvorgesetzter der beim Amt der Lan- 

desregierung beschäftigten Landesbeamten ist der Landeshauptmann und 

nicht die Landesregierung.‘ 

Der Anlaßfall des Erkenntnisses Sig. 7244/1973 zeigt aber insgesamt, daß 

der VfGH seine Abgrenzung tendenziell nicht daraus gewonnen hat, daß 

Versetzungen kraft verfassungsrechtlicher Anordnung im $ 1 BVG BGBl. 

Nr. 289/1925 zum Funktionsbereich des Landeshauptmannes bzw. Lan- 

desamtsdirektors zählen. Seine ständige Judikatur zu den Versetzungen als 

interne Verwaltungsakte, auf die er sich im Erkenntnis Sig. 7244/1973 be- 

zieht, baut nämlich darauf auf, daß durch Versetzungen kein neues Dienst- 

verhältnis begründet bzw. daß das bestehende Dienstverhältnis nicht ver- 

ändert wird. Versetzungsverfügungen seien daher keine Bescheide??), Es 

Eine Ingerenz der Landesregierung auf die Verfügung über. die dienstliche Verwendung
 eines Beamten 

im Bereich des Amtes der Landesregierung gemäß $ 9 Abs. 3 ÜG 1920, der im &$ 1 Abs. 1 BVG 

BGBI.NT. 28971925 ausdrücklich als unberührt erklärt wird und festlegt, daß die Verf
ügung über die 

dienstliche Verwendung der Angestellten des Amtes der Landesregierung so zu erfolgen hat, wie s
ie bis- 

her bezüglich der Landesangestellten erfolgt ist. schloß der VFGH - im Anlaßfall für 
die Steiermark - auf 

Grund entsprechender Erhebungen als nicht hinreichend erwiesen aus. 

Die Landesregierung hatte die Versetzung bescheidförmig verfügt, und zwar in An
wendung des als Lan- 

desgesetz in Geltung stehenden $ 67 DP i.d.F. der Novelle 1969. Diese Besti
mmung war aber anläßlich 

dieses Beschwerdefalles vom VEGH aufgehoben worden, sodaß er feststellte, d
aß es nunmehr keine ge- 

setzliche Grundlage für eine Versetzung durch Dienstrechtsbescheid mehr gibt. 

Verweise in VEGH Sig. 7244/1973 auf V{GH Sig. 3436/1958, 3493/1959 etc; g
leich auch im Zusam- 

menhang mit Dienstzuteilungen gemäß $ 22 Abs. 3 Dienstpragmatik im Erk. vom 11.12.1978, B 

294/77, 462177. 
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wird also nicht verfassungsrechtlich umschriebener Funktionsbereich Inne- 
ter Dienst und Versetzung in Bezug gesetzt, sondern aus dem mangelnden 
Eingriff ins Dienstverhältnis die Qualität als interner Verwaltungsakt er- 
schlossen, die erst die Zuständigkeit des Landeshauptmannes bzw. Landes- 
amtsdirektors begründet. 

Diese Tendenz der Judikatur setzt sich in seinem Beschluß Slg. 7381/1974 
zu einem Beschwerdefall im Bereich des Amtes der o.ö. Tandesregierung 
fort. Diesem Erkenntnis lag als Streitfall die Betrauung mit und die Abbe- 
tufung von der Funktion eines Stellvertreters einer Abteilung, die jeweils 
vom Landesamtsdirektor verfügt worden waren, zugrunde. Der VfGH qua- 
lifizierte diese Verfügungen nicht als Bescheid, weil sie nicht in der äußeren 
Form eines Bescheides erlassen worden seien und auch nicht von der zur 
Setzung von Dienstrechtsbescheiden ausschließlich zuständigen Landesre- 
gierung stammen und wies die dagegen erhobene Beschwerde als unzuläs- 
sig zurück. Ausdrücklich stellt der V{EGH weiters fest, daß der Landesamts- 
direktor zur Erlassung dienstlicher Bescheide nicht zuständig ist?®). Mag 
auch der Begründungszusammenhang unbefriedigend, weil oberflächlich 
sein, etschließbar wird dadurch im Ergebnis immerhin klargestellt, daß die- 
se Verfügung über die dienstliche Verwendung eines Bediensteten im Amt 
der Landesregierung nicht der Landesregierung zukommt, sondern dem 
Landesamtsdirektor. 

Das Verhältnis zwischen Maßnahmen der inneren Organisation und dienst- 
rechtlichen Akten im Zusammenhang mit Verfügungen über die dienstli- 
che Verwendung von Beamten hat der VfGH in seinem Erkenntnis vom 
4.10.1980, B 425/77, 453/77, am Beispiel der Neugliederung einer Ver- 
waltungseinheit (nicht eines Amtes der Landesregierung) herausgearbeitet: 
Die Gliederung der Verwaltung stellt eine Regelung der inneren Einrich- 
tung zur Besorgung der Verwaltungsaufgaben dar; es handelt sich somit 
um eine Regelung, die sich ausschließlich auf den inneren Dienstbetrieb 
bezieht. Niemandem steht ein Rechtsanspruch darauf zu, daß eine von Or- 

ganen eines Amtes zu besorgende Angelegenheit innerdienstlich in einer 
bestimmten Abteilung des Amtes oder von bestimmten einer Abteilung 
zugeteilten Bediensteten besorgt (erledigt, unterfertigt) wird. Auch die Be- 
diensteten haben keinen Rechtsanspruch darauf, die ihnen als Organwalter 
in ihrer dienstrechtlichen Stellung obliegenden Aufgaben im Rahmen ei- 

24) Wenn man bedenkt, daß im Zeitpunkt der Erlassung der umstrittenen Verfügung $ 67 DP i.d.F. der 
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Dienstpragmatiknovelle 1969, BGBI.Nr. 148/ 1969, wonach unter bestimmten Voraussetzungen solche 
Verfügungen bescheidförmig zu ergehen haben, in Oberösterreich in Geltung stand, verwundert es, 
daß sich der VEGH damit überhaupt nicht auseinandergesetzt hat, war es doch immerhin möglich, daß 

die Verfügung bescheidförmig ergehen hätte müssen (so aber VwGH vom 24.3.1977, Z. 1011/74, wo 
die Abberufung von der Funktion als Stellvertreter des Polizeidirektors als bescheidförmig zu erlassen- 
der Akt eingeordnet wurde).



ner bestimmten inneren Organisationseinheit nachgehen zu können, Eine 

Neuorganisation des Amtes berührt daher die dienstrechtliche Stellun
g 

nicht, ungeachtet des Umstandes, daß in der Folge eine Änderung der 

dienstrechtlichen Stellung notwendig ist. Eine Ernennung, die sich auf eine 

Änderung der inneren Organisation der Verwaltung zurückführen läßt, 

kann daher nicht willkürlich sein??). 

c) Der VfGH hat sich auch noch mit weiteren Einzelfragen, die im Zusam
- 

menhang mit dem inneren Dienstbetrieb stehen, befaßt. So hat er etwa im 

Erkenntnis Sig. 3005/1956 zum Ausdruck gebracht, daß die Entbindung 

vom Amtsgeheimnis gemäß $ 23 DP, die dem Dienstvorgesetzten obliegt, 

eine Maßnahme in Ausübung der Diensthoheit ist, die als Akt der Dienst- 

aufsicht nach ihrer Wirkungsweise dem internen Dienstbereich ange- 

hört29). 

In zahlreichen Erkenntnissen, so auch im Erkenntnis Sig. 3520/1959
, ord- 

net der VfGH die Liquidierung (Flüssigmachung, Auszahlung) von Beam- 

tenbezügen als einen innerdienstlichen, technischen Vorgang ein. Zwar s
ei 

über einen Anspruch auf Schaffung eines Titels (Anrechnung einer Vor- 

dienstzeit) oder Feststellung eines Titels oder auf Bemessung von Bezügen 

durch Bescheid zu erkennen. Die Schaffung des Rechtstitels für die Aus- 

zahlung von Bezügen - und damit auch die Feststellung eines bestehenden 

Rechtstitels - sei ebenso ein rechtlicher Vorgang wie die Bemessung von Be
- 

amtenbezügen. Durch die Liquidierung der Bezüge würden aber ‚‚Rechts- 

verhältnisse weder begründet, noch geändert, noch festgestellt“. 

Als inneren Verwaltungsakt ohne Normgehalt wertet der VfGH in seinem 

Erkenntnis Sig. 4597/1963 weiters Maßnahmen gemäß $ 89 Abs. 1 

Dienstpragmatik?”). Sie seien ein Ausfluß der Diensthoheit, die der Siche- 

rung einer geordneten Amtsführung dienen. Ihrer Art nach können sie vo
n 

anderen Zurechtweisungen nicht unterschieden werden, die der Dienstbe
- 

trieb mit sich bringe, sodaß sie nicht als Bescheid qualifiziert werden 
kön- 

nen und damit auch der Anfechtung vor dem VfGH nicht zugänglich se
i- 

en. 

25) So auch Sig. 4698/1964: Die Änderung der Geschäfts- und Personalein
teilung eines Amtes ist ein rein 

interner Behördenakt organisationsrechtlicher Art, der zwar die organisat
ionsrechtliche Stellung, nicht 

aber die dienstrechtliche Stellung eines Beamten berührt. 

26) Der VfGH kam vor allem deshalb zu diesem Ergebnis, weil Art. 20 B-V
G ein verfassungsgesetzlich ge- 

währleistetes Recht auf Entbindung von der Amtsverschwiegenheit nicht e
nthält. Bei dieser Bestim- 

mung handle es sich um Organisationstecht, da sie eine Verpflichtung der
 Verwaltungsorgane, nicht 

aber Rechte der Einzelpersonen (Verwaltungspublikum) festlege (Ss. auch Vf
GH Sig. 7455/1974). 

27) Wonach u.a. das Recht des Vorgesetzten, Untergebenen Ungehörigk
eiten in ihrer Amtsführung auszu- 

stellen, durch dieses Gesetz nicht berührt wird. 
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Zu $ 112 Dienstpragmatik?®) und $ 145 Abs. 2 Dienstpragmatik?? stellt 
der VfGH in seinem Erkenntnis Sig. 5297/1966 klar, daß zur Erlassung 
derartiger Maßnahmen nicht die Landesregierung, sondern der Landes- 
hauptmann als Vorstand des Amtes der Landesregierung zuständig ist. Vor- 
stand der Dienstbehörde eines Beamten des Amtes der Landesregierung 
und sein zur Führung der Dienstaufsicht berufener Vorgesetzter sei näm- 
lich der Landeshauptmann. 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch das Erkenntnis des 
VfGH Sig. 8299/1978, wo er Akte der Dienstaufsicht, die er ansonsten als 

normlose innerdienstliche, deshalb seiner Prüfungsbefugnis entzogene 
Verwaltungsakte qualifiziert, Normcharakter zuerkannt hat, im Anlaßfall 
als Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls-- und 
Zwangsgewalt im Sinne des Art. 144 Abs. 1 B-VG. Es handelt sich um den 
vorübergehenden zwangsweisen Entzug von privaten Schriftstücken in 
Ausübung der Dienstaufsicht, der zulässiger- und verfassungskonformer- 
weise (kein unzulässiger Eingriff ins Eigentum) gestützt auf 88 21, 22 und 
24 Dienstpragmatik im Rahmen einer sachlich gebotenen Dienstaufsicht 
vom Dienstvorgesetzten, der gemäß $ 112 Abs. 1 Dienstpragmatik gegebe- 
nenfalls Disziplinaranzeige zu erstatten hat, vorgenommen werden darf. 

d) Bedeutsames zur Abgrenzung des inneren Dienstbetriebes enthalten 
schließlich die Erkenntnisse Sig. 5984/1968 und Sig. 6950/1972: In beiden 
Judikaten unterscheidet der VfGH dahingehend, ob die Beamten in ihrer 
Eigenschaft als Organwalter oder in ihrer dienstrechtlichen Stellung betrof- 
fen sind. Die Abgrenzung der Zuständigkeit einer Disziplinarkommission 
betrifft die dienstrechtliche Stellung (Sig. 5984/1968) und nicht die Or- 
ganfunktion; desgleichen zählt die Festlegung einer Meldepflicht über pri- 
vate Verkehrsunfälle bzw. strafrechtliche Verfahren gegen einen Beamten 
im Zusammenhang mit außerdienstlichen Vorgängen zum Dienstrecht 
(Sig. 6950/1972), da der Beamte nicht als Organwalter betroffen ist. 

3.2 Die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 

a) Die Aussagen des VwGH zu Fragen, die mit dem Funktionsbereich Innerer 
Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung im Zusammenhang stehen, 
liegen weitgehend auf der Linie der Judikatur des VfGH (so vor allem im 

28) Wonach der Vorstand der Dienstbehörde nach Durchführung der etwa zur vorläufigen Klarstellung des 
Sachverhaltes erforderlichen Erhebungen eine Disziplinaranzeige im Dienstwege an die zuständige Dis- 
ziplinarkommission zu übermitteln hai. 

29) Wonach jeder unmittelbar oder mittelbar zur Führung der Dienstaufsicht berufene Dienstvorgesetzte 
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unter 3.1. aangesprochenen Bereich). So ist er etwa - wie der VfGH - imEr- 

kenntnis vom 16.6.1964, Z. 1216/1962, auch der Auffassung, daß Vo
rge- 

setzter sämtlicher Bediensteter des Amtes der Landesregierung der zur Lei- 

tung des inneren Dienstes des Amtes berufene Landesamtsdirektor (und 

nicht die Landesregierung) ist. Seinem Funktionsbereich hat der VwGH in 

diesem Erkenntnis etwa die Angelegenheiten der Qualifikationsbeschrei- 

bungen (Dienstbeurteilungen) zugeordnet. Anlaßfall für dieses Erkenntnis 

war die Frage, wer gemäß $ 17 Abs. 1 der Dienstpragmatik, der in diesem 

Fall anzuwenden war, als Zwischenvorgesetzter eines einer Abteilung zuge- 

teilten Beamten, der als Sekretär eines Mitgliedes der Landesregierung 

Dienst versah, anzusehen ist: Zwischenvorgesetzter ist nicht das Mitglied 

der Landesregierung (Anlaßfall: Landeshauptmann-Stellvertreter). Vorge- 

setzter in diesem Sinn ist vielmehr ausschließlich der Abteilungsvorstand 

bzw. diesem übergeordnet der Landesamtsdirektor kraft seiner durch die 

Spezialbestimmung des $ 1 Abs. 3 BVG BGBI.Nr. 289/1925 ihm ohne 

Einschränkung übertragenen „Leitung des inneren Dienstes‘ '?0). 

b) Im Bereich der Verfügungen über die dienstliche Verwendung von Beam- 

ten ging der VwGH im Erkenntnis Sg. 3490/A/1954 (also noch vor der 

Änderung des $ 67 Dienstpragmatik durch die Dienstpragmatiknovelle 

1969) - hier im Gegensatz zum VfGH - davon aus, daß die Versetzung ei- 

nes Beamten mit dienstrechtlichem Bescheid vorzunehmen ist. Durch eine
 

Versetzung gemäß $ 67 Dienstpragmatik alte Fassung erhält der Beamte 

nämlich nicht bloß eine vorübergehende andere Verwendung (8 22 Dienst- 

pragmatik), sondern einen anderen Posten. Der Beamte hat bei der Verser- 

zung eine Veränderung im Dienstyerhältnis hinzunehmen, da ihm mit sei-
 

ner Ernennung (Anstellung) ein bestimmter Dienstposten verliehen wor-
 

den ist. Die Versetzung ist daher kein innerdienstlicher Akt? !), Daraus wird 

schon die Tendenz des VwGH sichtbar, eine Maßnahme dann als D
ienst- 

recht einzuordnen, wenn eine gesetzliche Regelung im systematischen Zu-
 

sammenhang mit dienstrechtlichen Vorschriften explizit oder erschl
ießbar 

dafür die Bescheidform vorschreibt. 

Dies wird vergleichsweise deutlich im Erkenntnis des VwGH vom 

24.10.1979, ZI. 1687/1978. Unter Verweis auf das VfGH Erkenntn
is Sg. 

3436/1958 betont der VwGH darin, daß die Versetzung auf einen
 anderen 

Dienstposten nur die Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes ohne
 Ände- 

rung des bestehenden Dienstyerhältnisses bedeutet. Dadurch wird we
der 

ein dienstliches Verhältnis gestaltet noch ein bestehendes Dienstverh
ältnis 

verändert. Ein derartiger Verwaltungsakt besitzt keinen normativen Cha- 

30) Vgl. dazu auch PERNTHALER, Raumordnung, II, 107, bei FN 565. 

31} Im Anlaßfall handelt es sich um die Versetzung eines Landesb
eamten von einer Landeshypothekenan- 

stalt zu einer Abteilung des Amtes der Landesregierung, die nach 
Auffassung des VwGH zuständiger- 

weise vom Landeshauptmann für die Landesregierung verfügt word
en war. 
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takter; es handelt sich vielmehr um eine Verfügung in Ausübung der 
Diensthoheit verbunden mit einem Dienstbefehl (sogenannter innerer Ver- 
waltungsakt). Dies begründet er vor allem damit, daß eine dem & 67 
Dienstpragmatik vergleichbare Bestimmung nicht anzuwenden war. 
Dienstzuteilungen gemäß $ 22 Dienstpragmatik oder andere Verfügungen 
über die dienstliche Verwendung eines Beamten sind daher, soweit nicht 

eine dem $ 67 Dienstpragmatik alte Fassung bzw. i.d.F. der Dienstpragma- 
tiknovelle 1969 vergleichbare Regelung gilt, normlose innere Verwaltungs- 
akte und keine dienstrechtlichen Maßnahmen??), 

Diese in ständiger Judikatur gewonnene Generallinie wendet der VvGH 
auch unterschiedslos auf den Bereich der Ämter der Landesregierungen an. 
Aussagekräftigstes Beispiel dafür ist das Erkenntnis des VwGH vom 
8.11.1973, Z. 1453, 1454/1197333). Der VwGH geht darin allgemein davon 
aus, daß Versetzungen im Anwendungsbereich des &$ 67 Dienstpragmatik 
i.d.F. der Dienstpragmatiknovelle 1969 bescheidförmig zu verfügen sind 
und daher keineswegs bloß in Ausübung der Diensthoheit ergangene in- 
nerdienstliche Akte darstellen. Sie gehören dem Dienstrecht an. In diesem 
Bereich sei aber ausschließlich die Landesregierung zuständig und nicht der 
Landeshauptmann als Vorstand des Amtes der Landesregierung. Diese Zu- 
ständigkeit werde durch $ 1 Abs. 1 BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 nicht verscho- 
ben; dem Landeshauptmann kommen vielmehr keinerlei Entscheidungsbe- 
fugnisse in jenen Angelegenheiten zu, deren Vollziehung in die Zuständig- 
keit der Landesregierung fällt. 

Aus diesem Judikat ergibt sich sohin im Umkehtschluß, daß bei Fehlen ei- 
ner mit $ 67 Dienstpragmatik vergleichbaren einfachgesetzlichen Bestim- 
mung die Zuständigkeit des Landeshauptmannes wohl bejaht worden 
wäre3?), 

c) Zur Einordnung der Entbindung von der Amtsverschwiegenheit gemäß 
8 23 Abs. 2 der Dienstpragmatik kommt der VwGH in seinem Erkenntnis 
Sig. 7389/1968 zu folgendem Ergebnis: Zum einen hat die Entscheidung 
(Verweigerung) über die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit be- 
scheidförmig zu ergehen. Es handelt sich um eine Dienstrechtsangelegen- 
heit. Rechte eines Außenstehenden werden aber nicht berührt. Der Akt 
wird vom VwGH deshalb unter Berufung auf das VfGH Erkenntnis Sig. 

32) Vgl. erwa VwGH Sig. 3114/A/1953, 5913/ A/1962; Erkenntnis vom 27.5.1977, Z. 2768/76; Erkennt- 
nis vom 16.6.1976, Z. 2065/75; Erkenntnis vom 29.3.1973, Z. 55/73; Sig. 7909/ A/ 1970. 

33) Anlaßfall: Versetzung eines Landesbeamten im Bereiche eines Amtes der Landesregierung durch den 
Landeshauptmann mit Bescheid gemäß $ 67 Dienstpragmatik i.d.F. der Dienstpragmatiknovelle 1969. 

34) Vgl. das oben zitierte VfGH Slg. 7381/1974 mit einer ähnlichen Tendenz. 
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3005/1956 als ein Akt der Dienstaufsicht, der nach seiner Wirkungsweise 

dem internen Dienstbereich zuzurechnen ist, eingeordnet. Auswirkungen 

auf einen Zivilprozeß seien lediglich Reflexwirkungen der dienstrechtlichen 

Entscheidung und besäßen keinen Eingriffscharakter in subjektive Rechte 

anderer Personen. 

Sohin gilt ein Bescheid über die Verweigerung der Entbindung von der 

Amtsverschwiegenheit gegenüber dem betroffenen Beamten als Dienst- 

rechtsbescheid. Gegenüber anderen Interessenten, etwa in zivilrechtlichen 

Verfahren, besitzt er aber keine Wirkung. Es handelt sich offenbar um eine 

Doppelwirkung, die außerhalb des dienstrechtlichen Bereiches gegenüber 

dem Verwaltungspublikum dem inneren Dienstbereich zuzurechnen ist. 

3, 3 Schlußfolgerungen 

Für die Abgrenzung des Funktionsbereiches Innerer Dienstbetrieb im Sinne 

des BVG BGBlI.Nr. 289/1925 ergeben sich aus der Judikatur folgende Ansät- 

ze: 

a) Die Tätigkeit des Landeshauptmannes bzw. Landesamtsdirektors ist da- 

durch gekennzeichnet, daß ihre Akte keinen Normcharakter (Bescheid oder 

Verordnung) besitzen und daher nicht der Kontrolle durch die Gerichts- 

barkeit unterliegen. Alles, was aufgrund einfachgesetzlicher Anordnung 

bescheidförmig zu verfügen ist, fällt jedenfalls in die Zuständigkeit der 

Landesregierung, im besonderen als Dienstrechtsbehörde. Spiegelbildlich 

zum formalen Ansatz grenzt die Judikatur weiters in der Weise ab, daß ei- 

ne interne Maßnahme dann nicht vorliegt, wenn Rechte begründet werden. 

Beamte etwa müssen - soll es sich um eine Angelegenheit des inneren 

Dienstbetriebes handeln - in ihrer Funktion als Organwalter und nicht als 

Rechtsträger betroffen sein. 

Innerer Dienstbetrieb im Sinne des BVG BGBl.Nr. 289/1925 ist demnach 

gleichgesetzt mit dem Bereich normloser Verwaltungsakte der inneren Ver- 

waltungsorganisation unterhalb der Verfassung, der allgemein als eigen- 

ständige Verwaltungsmaterie im Verfassungssystem abgegrenzt wird. Wird 

dieser Bereich verrechtlicht, so ist im selben Ausmaß auch der Vollzugsbe- 

reich innerer Dienstbetrieb im Sinne des BVG BGBi.Nr. 289/1925 verlas- 

sen. Rechtsvollzug kommt nur der Landesregierung zu und nicht auch dem 

Landeshauptmann bzw. dem Landesamtsdirektor. Sie können nur gesetzes- 

und gerichtsfrei handeln. Es wird damit dem Verfassungsbegriff ‚Innerer 

Dienst‘‘ eine (negativ) dynamische Qualität zugemessen. 

b) Der Landeshauptmann bzw. der Landesamtsdirektor??) sind nach Auffas- 

sung beider Gerichtshöfe insoweit die Dienstvorgesetzten aller Bedienste- 

35) S. zum Verhältnis Landeshauptmann - Landesamtsdirektor unten. 
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ten des Amtes der Landesregierung, als nicht deren Dienstverhältnis gestal- 
tet wird. 

aa) Nach der Judikatur des VfGH ist dies ausdrücklich oder erkennbar 
dann der Fall, wenn es sich etwa um Verfügungen über die dienstliche 
Verwendung eines Bediensteten handelt, die unmittelbar seine dienst- 

rechtliche Stellung nicht berührt. 
Dazu zählt die nichtbescheidförmige Betrauung mit der Funktion ei- 
nes Leiters (Stellvertreters) einer Abteilung und jede andere nichtbe- 
scheidförmige Verwendungszuteilung bzw. -änderung (wie eine Ver- 
setzung zu einer anderen Abteilung, eine vorübergehende Dienstzu- 
teilung oder Verwendungsänderung). Weiters rechnet der VfGH aus- 
drücklich die Dienstaufsicht über einen Bediensteten dem Funktions- 
bereich Innerer Dienstbetrieb zu, wobei dazu auch die Erhebung der 
Disziplinaranzeige und die vorläufige Suspendierung zählen. 

bb) Nach der Judikatur des VwGH rechnen ausdrücklich zum inneren 
Dienstbetrieb die Dienstaufsicht sowie Verfügungen über die Verwen- 
dung von Beamten (wie Verwendungszuweisungen und vorübergehen- 
de Dienstzuteilungen), sofern sie nicht kraft einfachgesetzlicher Rege- 
lung (ausdrücklich oder etschließbar) bescheidförmig zu ergehen ha- 
ben. Nicht zum inneren Dienstbetrieb im Sinne des BVG BGBi.Nr. 
289/1925 gehören daher z.B. alle Verfügungen über die dienstliche 
Verwendung von Bediensteten, wenn sie sich als Maßnahmen im Sinne 

des $ 67 Dienstpragmatik alte und neue Fassung darstellen (Versetzun- 
gen, Verwendungsänderungen) und daher bescheidförmig zu verfügen 
sind. 

Die Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts zum inneren Dienstbe- 
trieb des Amtes der Landesregierung läßt auf eine ungenügende Auslotung 
der Probleme im Grundsätzlichen schließen. Folgt man z.B. der Judikatur 
des VwGH zu Versetzungen gemäß $ 67 Dienstpragmatik i.d.F. der 
Dienstpragmatiknovelle 1969 und zu Versetzungen, auf die keine Norm 
im Sinne des $ 67 Dienstpragmatik anzuwenden ist, so läge etwa im letze- 
ren Fall eine Angelegenheit des inneren Dienstbetriebes vor, sodaß im Be- 
reich der Ämter der Landesregierungen der Landeshauptmann bzw. Lan- 
desamtsdirektor zuständig wäre und nicht die Landesregierung. Sobald 
aber - wie dies beim Amt der 0.ö. Landesregierung der Fall ist - vom Land- 
tag eine gesetzliche Regelung nach dem Muster des & 67 Dienstpragmatik 
1.d.F. der Dienstpragmatiknovelle 1969 erlassen wird, wäre zur Versetzung - 
sofern nunmehr bescheidförmig vorzunehmen - die Landesregierung, und 
zwar als Dienstrechtsbehörde, zuständig. Es hätte also der einfache Gesetz- 

geber in Konsequenz der Auffassung des VwGH bzw. des VfGH etwa als 
Dienstrechtsgesetzgeber in der Hand, den verfassungsrechtlich geregelten 
Funktionsbereich Innerer Dienst in eine Dienstrechtsangelegenheit umzu-



wandeln und dadurch die Zuständigkeit der Landesregierung als Vollzugs- 

organ zu begründen?®). Es scheint aber mehr als fraglich, ob eine derartige 

Dispositionsbefugnis des einfachen Gesetzgebers, die letztlich auf eine 

Verfassungsgesetzgebung durch einfaches Gesetz?”) hinausläuft, besteht. 

Diese Judikatur wirft daher die grundlegende Frage auf, ob der Landtag im 

Anwendungsbereich des BVG BGBl.Nr. 289/1925 überhaupt Gestaltungs- 

befugnisse besitzt, erscheint doch prima vista die Zuständigkeitsverteilung 

selbst im Verfassungstext wohl ausreichend genug klargestellt. Beim Ver- 

such einer Beantwortung dieser Frage wird sich auch ergeben, welche Qua- 

lität der innere Dienstbetrieb als Vollzugsaufgabe besitzt und ob er - was 

als These nicht so von vornherein ausgeschlossen werden soll - tatsächlich 

seinem Wesen nach, wie er als Zuständigkeitsumschreibung im BVG 

BGBI.Nr. 289/1925 Verwendung fand, nur dort angesiedelt werden kann, 

wo einfachgesetzliche Regelungen (noch) nicht bestehen. Weiters stellt sich 

in der Folge die Frage, ob der einfache Gesetzgeber auch den hier zuständi- 

gen Verwaltungsorganen Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor das 

Instrumentarium der Hoheitsverwaltung verfügbar machen kann. Mit an- 

deren Worten geht es insgesamt darum, in welchem Verhältnis der verfas- 

sungstechtliche Begriff ‚Innerer Dienst‘' und die von der Judikatur ver- 

wendeten Begriffe ‚Akt des internen Dienstbereiches‘‘, ‚innerer Verwal- 

tungsakt‘‘ als Bezeichnung für normlose, d.h. ihrer Prüfungsbefugnis ent- 

zogene Maßnahmen, zueinander stehen. Darauf aufbauend wird Vollzug 

des inneren Dienstbetriebes und Dienstrechtsvollzug zueinander in Bezie- 

hung zu setzen sein. Ist hier Klarheit geschaffen, wird es unschwer möglich 

sein, wichtige, bereits von der Judikatur angesprochene Bereiche des inne- 

ren Dienstbetriebes des Amtes der Landesregierung konkret und dem 

Grundsatz nach einzuordnen. 

36) Eine solche Variabilität des Funktionsbereiches Innerer Dienst hält 
auch TRAXLER, ZfV 1977, 272, für 

37 

problematisch, wobei er aber lediglich für eine Wesensgehaltsperre nach dem Mu
ster der Grundrechte 

(Art. 5 StGG) eintritt. Ganz abgesehen davon, daß Grundrechte und Funktionsbere
iche keine ver- 

gleichbaren Sachverhalte darstellen, ist zu bedenken, daß Art. 5 StGG unter Ges
etzesvorbehalt steht, 

während der innere Dienst im Sinne des BVG BGBl.Nr. 2989/1925 ohne eine derartige Ei
nschränkung 

formuliert ist, sodaß Beschränkungen des einfachen Gesetzgebers eigentlich nur derart able
itbar sind, 

daß er im Bereich des inneren Dienstes überhaupt nicht tätig werden darf,
 wie dies erwa ZLUWA,Gilt 

Art. 12 Abs. I Z. 1 B-VG?, ÖJZ 1971, 65, FN 61, - wenn auch ohne Begründung - annimmt, wenn cr 

meint, daß ‚dem Bereich des Amtes der Landesregierung die Rechtsquelle Ges
etz’ überhaupt, also 

auch dem Landesgesetzgeber, verschlossen ist". 

Vgl. dazu auch KORINEK, Das Gesetzesprüfungsrecht als Kern der Verfassungsgerichtsbarkeit, in: 

Salzburger Symposium zum Jubiläum 60 Jahre Bundesverfassung, 1980, 10
9, der GÜNTHER WINK- 

LER zitiert: „Die Allgemeinheit der verfassungsrechtlichen Normierung bedeut
et ...... ‚nicht Beliebi- 

ges, sondern inhaltlich Bestimmbares‘ und bewirkt keinesfalls die ‚Öffnung zum 
freien Belieben des 

einfachen Gesetzgebers'' und damit die Grenzen des einfachen Gesetzgebers 
überzeugend offenlegt. 
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4. Innerer Dienstbetrieb - Organisationsgewalt der Verwaltung - Gesetz 

Das BVG BGBI.Nr. 289/1925 ist dem Organisationsrecht zuzuordnen, und zwar 

dem Bereich der inneren Verwaltungsorganisation?®). Charakteristisch für diesen 

Bereich, der begrifflich als innerer Dienstbetrieb einer Verwaltungseinheit erfaßt 

wird, ist der Umstand, daß trotz des umfassenden Wortlautes des Art. 18 Abs
. 1 

B-VG (‚Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur aufgrund der Gesetze au
sgeübt 

werden. ‘‘) für das Vollzugshandeln keine gesetzliche Grundlage erforderlich ist?”). 

Historisch geht dies zurück auf die Vorstellung weitgehend gesetzlich ungebunde- 

ner „‚Organisationsgewalt‘‘ der Verwaltungsführung, wobei aus aktueller Sicht 

maßgebend für deren beschränkten Fortbestand in der österreichischen 

Rechtsordnung“? die Überlegung war, ‚‚daß dort kein Bedürfnis nach gesetzl
icher 

Regelung besteht, wo die Organisation der Verwaltung für die Rechte und Pfli
chten 

des Einzelnen‘' im Außenverhältnis, also für das Verwaltungspublikum, „‚nicht vo
n 

Belang ist‘ an, 

Aus diesen Formulierungen wird deutlich, daß die Frage der Gesetzesgebu
ndenheit 

der Organisationsgewalt nur so beantwortet werden kann, daß sie, sowe
it sie sich im 

inneren Dienstbetrieb entfaltet, aus der Sicht des Verwaltungspublikums mangels 

Außenwirkung keines Gesetzes bedarf; keineswegs ist aber zum Ausdruck gebr
acht, 

daß die Organisationsgewalt im Inneren einer Behörde gesetzlicher Einbin
dung 

nicht unterworfen werden darf, daß also generell und von Verfassungs wege
n der 

Verwaltung - wenigstens im Bereich innerer Organisationsgewalt - ein geset
zesfreier 

38) 

39) 

40) 

41) 

ADAMOVICH - FUNK, Allgemeines Verwaltungsrecht, 1980, 43, 88. Ursp
rünglich war beabsichtigt, 

gestützt auf Art. 12 Abs. 1Z. 1 B-VG i.d.E. vorder B-VG Novelle 1974 die Einrichtung der Ämter
 der 

Landesregierungen durch einfaches Bundesgrundsatzgesetz zu regeln. 
Wie PURTSCHER, Die Organi- 

sationshoheit und der Behördenbegriff in der mittelbaren Bundesv
erwaltung, JBl. 1980, 337 ff, 342 ff, 

nachgewiesen hat, wurde der Verfassungsrang deshalb als erforderlich 
erachtet, weil darin gesetzesver- 

tretende Verordnungen vorgesehen waren und deshalb ansonsten 
in die Ausführungskompetenz der 

Länder eingegriffen worden wäre. 

So ANTONIOLLI, Allgemeines Verwaltungsrecht, 142, für die Reg
elung des inneren Dienstbetriebes: 

Er bedarf keines Gesetzes. RILL, Gliedstaatsvertrüge, 288 f, REINBERG, ZfV 1977, 401 f; anders 

STOLZLECHNER, ZfV 1976, 128, m.w.N. hinsichtlich des
 Trends in der Lehre. Eine zwangsläufig ver- 

dünnte Legalirätsbindung sieht MATZKA, Organisationskreation
 in der österreichischen Verwaltungs- 

rechtsordnung, JBl. 1980, 518, gegeben. 

ANTONIOLLI, Verwaltungsrecht, 142; FORSTHOFF, Lehrbuch des Verwaltungsrech
 {10 437, hält ei- 

ne weit über den inneren Dienstbetrieb hinausgehende gesetzesfre
ie Organisationsgewalt der Verwal- 

tung für sachlich unbedingt erforderlich, um im modernen Staat ein
e ausreichende organisarorische Ela- 

stizität angesichts häufig wechselnder Erfordernisse sicherzu
stellen. Anders WEILER, Behördenorgani- 

sition im Rechtsstaat, in: 60 Jahre Österr. Patentamt, 1959, 168 ff
, 169, der jenen Unrecht gibt, die 

meinen, der Gesetzgeber könne die Organisationsgewalt nicht sachg
erecht ausüben. 

So ADAMOVICH - FUNK, Verwaltungsrecht, 88. Zum Verwaltun
gspublikum in diesem Sinn zählen 

auch die Bediensteten des Amtes der Landesregierung in einem no
ch näher klarzulegenden Ausmaß. 
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Raum garantiert ist). Ganz allgemein ist dies aus der Kompetenzverteilung zur 
Gesetzgebung und Vollziehung betreffend die Organisation der Verwaltung, wie 
etwa aus Art. 10 Abs. 1Z. 14 B-VG (Organisation und Führung der Bundespolizei 
und Bundesgendarmerie), zu erschließen, die sich eben nicht nur auf die für das 
Verwaltungspublikum bedeutsame äußere Organisation (Schaffung einer Behörde, 
Zuständigkeitsabgrenzung etc.) bezieht: Angelegenheiten des Art. 10 Abs. 1Z. 14 
B-VG (Organisation und Führung der Polizei) sind ‚‚in der Regel innerdienstlicher 
Natur‘), Dem Gesetzgeber ist es daher nicht verwehrt, innere Organisations- 
strukturen zu erfassen, ohne daß er - nimmt man den Standort der herrschenden 

Doktrin - dies im vollen Ausmaß muß, sowie er umgekehrt aber verpflichtet ist, aus- 
reichend zu determinieren, wenn durch einen Staatsakt außerhalb der Verwaltung 
Stehende betroffen sind“. Wenn nun dem einfachen Gesetzgeber die Möglichkeit 
offensteht, gesetzlich den inneren Organisationsbereich zu regeln, so muß es ihm 
auch möglich sein, gegenüber den zur Ausübung der bisher gesetzlich ungebunde- 
nen?) Organisationsgewalt Berufenen in Ergänzung zu den Pflichten (Weisungs- 
unterworfenheit) den Betroffenen auch Rechte einzuräumen, deren Schutz letztlich 

den Gerichtshöfen öffentlichen Rechts überantwortet wird. Denn gerade dies ist ja 
auch der immanente Sinn jeder gesetzlichen Regelung. Mit anderen Worten: Auch 
im Bereich innerer Organisation kann eine - wenn auch von Verfassungs wegen 
nicht zwingend gebotene - rechtsstaatliche Einbindung durch demokratische Unter- 
werfung mittels Gesetz eintreten‘®. Dabei muß nicht nur der begrüßenswerte lei- 
tende Gedanke einer solchen Entwicklung die Beseitigung vorrechtsstaatlicher En- 
klaven?”) sein: Maßstab der Rechtsstaatlichkeit ist nämlich rechtsdogmatisch gese- 

In diesem Sinn WENGER, Grundfragen und Grundbegriffe des Organisationsrechts, in: EREMACORA 
u.a. (Hrsg), Allgemeines Verwaltungsrecht, 348, und ANTONIOLLI, Verwaltungsrecht, 142, FN 4, 
wenn er darauf verweist, daß die Verwaltungsverfahrensgesetze viele Regelungen des inneren Dienstbe- 
triebes enthalten, die ohne weiteres in einer Geschäftsordnung oder Büroordnung geregelt sein könn- 
ten. Im übrigen weist ERMACORA, Die Organisationsgewalt, VVDStRL 16, 203, nach, daß auch in der 

Monarchie die Organisationsgewalt dem Herrscher nur so weit oblag, als nicht Verfassung und Gesetz 
einen Vorbehalt machten. 

So VfGH SIg. 6913/1972. Auch WEILER, Behördenorganisation, 170, entnimmt dies der Kompetenz- 
verteilung. Zum Charakter der Kompetenzverteilung als Ermächtigungskanon vgl. u.a. SCHÄFFER, 
Die Interpretation, in: SCHAMBECK (Hrsg.), Das österreichische Bundes-Verfassungsgesetz und seine 
Entwicklung, 1980, 66. 

Vgl. zusammenfassend MATZKA, JBl. 1980, 517, und VfGH Erkenntnis vom 18.6.1980, B 122/79, 

Bindungen ergeben sich jedenfalls ohnehin aus dem Sachlichkeitsgebot (Art. 7 B-VG) und aus den 
Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Verwaltung (Art. 126 b Abs. 

5 und Art. 127 a Abs. 2 B-VG): VfGH-Erkenntnis vom 18.6.1980, B 122/79, Es geht hier um die Ge- 

setzmäßigkeit und nicht um die Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns (vgl. dazu MERKL, Allge- 
meines Verwaltungsrecht, 162 ff}. Zum Sachlichkeitsgebot als allgemeine Verfassungsdirektive s. etwa 
SCHÄFFER, Interpretation, 75. 

Vgl. zu dieser teleologischen Ausrichtung des Legalitätsprinzips RILL, Gliedstaatsverträge, 288. 

ADAMOVICH - FUNK, Verwaltungsrecht, 203, mit Bezug auf historisch überkommene Gewaltverhält- 

nisse, in denen sich etwa auch Beamte noch befinden.



hen die positivierte Verfassung, die - mag dies auch verfassungspolitisch 
und rechts- 

vergleichend kritikwürdig sein - im inneren Dienstbetrieb zwar eine „‚freiwil
lige‘' 

Ausdifferenzierung akzeptiert, sie aber im Sinn eines verfassungsfesten Mindest- 

standards nicht zwingend gebietet. Verfassungsrechtlich unproblematisch e
rscheint 

demnach etwa eine einfachgesetzliche Regelung im Bereich der inneren Organ
isa- 

tion, die den bei einer Abteilung tätigen Bediensteten ein durchsetzbares A
nhö 

rungsrecht im Fall der Auflösung dieser Abteilung einräumt“®). Faßt man
 zusam- 

men, so ergibt sich, daß überall dort, wo am Maßstab des herkömm
lichen Verfas- 

sungsverständnisses Außenwirkungen gegeben sind, auch die Organisat
ion gesetz- 

lich zu regeln ist, wo nicht, dort kann Außenwirkung aber einfachgesetz
lich herge- 

stellt werden. 

Die gesetzliche Regelung bisher verfassungskonformerweise frei entfa
ltbarer in- 

nerer Organisationsgewalt vermag aber augenscheinlich nicht den Chara
kter derar- 

tiger Regelungen zu verändern: Sie bleiben Angelegenheiten der inneren Organ
isa- 

tion der Verwaltung“), die - wie dargestellt - im Gegensatz zu den umfassend auf 

Außenwirkung hin orientierten Angelegenheiten der Kompetenztatbe
stände des 

materiellen Verwaltungsrechts’V) jedenfalls ‚‚schr verdünnter‘ Legalitätsbindung 

unterworfen ist. Der einfache Gesetzgeber, der aus der Sicht der Verfass
ung, insbe- 

sondere aus dem Blickwinkel des Legalitätsprinzips (Art. 18 B-VG), e
ine „freiwilli- 

ge‘‘ Leistung erbracht hat, kann umgekehrt nämlich dann auch nicht v
erpflichtet 

sein, eine gesetzliche Einbindung der inneren Organisationsgewalt aufre
chtzuerhal- 

ten. Der Bereich innerer Organisation erscheint auf Verfassungsebene d
aher nicht 

als dynamische, sondern prinzipiell als statische Größe. 

Setzt man das BVG BGBl.Nr. 289/1925 zu dieser allgemei
nen, dem B-VG 1920 

entnehmbaren Systematik in Beziehung, so erscheint es geradezu al
s Ausdruck des 

überkommenen und heute noch kraft verfassungsrechtlicher V
erfestigung gelten- 

den Verständnisses von der Organisationsgewalt der Verwaltung, wie
 sie für den in- 

48) Durchsetzbare Rechtspositionen ließen sich sachadäquar etwa so ge
stalten, daß Feststellungsansprüche 

im nachhinein eingeräumt werden, die dann zur Kontrolle der organisat
ionsrechtlichen Maßnahmen im 

Hinblick auf Willkür führen können. Rechtspolitisch unbefriedigend aus 
dieser Sicht erwa VIGH Er- 

kenntnis vom 4.10.1980, B 452/77, B 453/77: Eine dienstrechtl
iche Maßnahme war nicht willkürlich, 

weil sie durch eine Änderung der Organisation bedingt war, ohne 
daß aber entsprechend der herrschen- 

den Auffassung die Organisationsänderung selbst auf willkürliches 
Vorgehen überprüft wurde. Dazu 

ADAMOVICH - FUNK, Verwaltungsrecht, 204, die auf sachadäquate Instrumentier
ungen „‚mittelba- 

ren‘‘ Rechtsschutzes hinweisen, sowie FUNK, Der Individual
antrag auf Normenkontrolle, in: Auf dem 

Weg zur Menschenwürde und Gerechtigkeit, FS Klecatsky, 1. Teilband, 1980, 295 f. 

49) So auch ERMACORA, VVDStRL 16, 231. 

50) ADAMOVICH - FUNK, Verwaltungsrecht, 43, unterscheiden materiel
les Recht, Organisationsrecht 

und Verfahrensrecht. 
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neren Dienstbetrieb aufrechtgeblieben ist?!). In keiner anderen Verfassungsvor- 
schrift wird derart ausdrücklich Verwaltungsorganen selbst die innere Gliederung 
und Geschäftseinteilung des Amtes zugeordnet, wie hier im Falle des Landeshaupt- 
mannes als Vorstand des Amtes der Landesregierung. Die ursprünglich als Bundes- 
grundsatzgesetz gemäß Art. 12 Abs. 1 Z. 1 B-VG konzipierte Organisationsvor- 
schrift geht freilich weiter. Sie wurde - wie erwähnt - im Rang eines Verfassungsge- 
setzes erlassen, weil im Gegensatz etwa zu den Bundesministerien, deren 
Einrichtung?) gemäß Art. 77 Abs. 2 B-VG sogar vorrangig durch Bundesgesetz zu 
erfolgen hat, hier wesentliche, ansonsten dem einfachen Landesgesetzgeber zukom- 
mende Ingerenzmöglichkeiten beseitigt werden sollten: Wegen der ausdrücklichen 
bundesverfassungsrechtlichen Ermächtigung des Landeshauptmannes zur Erlassung 
der Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung ist 
es daher ‚dem einfachen Gesetzgeber verwehrt, Abteilungen des Amtes der Lan- 

desregierung zu schaffen oder ihnen Geschäfte zuzuweisen‘‘5?). Das Verfassungs- 
prinzip der grundsätzlich gesetzesfrei entfaltbaren, aber gesetzlich unterwerfbaren 
Organisationsgewalt der inneren Verwaltung ist hier insoweit abgewandelt, als im 
Ausmaß der Ermächtigung des Landeshauptmannes eine Bindung durch einfaches 
Gesetz ausgeschlossen ist’®. Abgesehen von diesen gesetzesvertretenden Funktio- 
nen des Landeshauptmannes als Vorstand des Amtes der Landesregierung handelt 
es sich hier also um Vollzugsaufgaben, deren Besonderheit darin liegt, daß gesetzli- 

che Regelungen hier nicht Bedingung, sondern lediglich Schranken für das - wenn 
gesetzesfrei, dann jedenfalls auch gerichtsfreie - Vollzugshandeln im Bereich des in- 
neren Dienstbetriebes darstellen. Dem Grundsatz nach kann es nach allem daher 
dem einfachen Landesgesetzgeber nicht verwehrt sein, auch im Bereich der Ämter 
der Landestegierungen die Organisationsgewalt einzubinden, die Ausübung dieser 
Gewalt durch Landeshauptmann oder Landesamtsdirektor gesetzlich zu regeln, ih- 
nen gegenüber Rechtspositionen zu schaffen und deshalb auch die Rechtssatzform 

Ein Indiz dafür ist auch der Umstand, daß in der Fassung der Vorentwürfe, die den Beratungen des Ver- 

fassungsausschusses zugrundelagen, im Art. 106 B-VG durchwegs von ‚‚Dienstbetrieb‘‘ die Rede war 

(vgl. ERMACORA, Quellen zum österreichischen Verfassungsrecht (1920), 1967, passim). ERMACO- 
RA, VVDStRL 16, 201 ff, weist nach, daß seit jeher die Organisationsgewalt als ‚‚eine besondere Funk- 

tion in der Verwaltung angesehen (wird), die innere Organisation ....... zu gestalten‘‘. Innerer 

Dienst{betrieb) und Organisationsgewalt meinen daher dasselbe. Zur besonderen Bedeutung der Mate- 
rialien als Interpretationshilfe bei der Auslegung der Bundesverfassung vgl. ERMACORA, Zur Entste- 
hung, in: SCHAMBECK (Hrsg.), Bundes-Verfassungsgesetz (FN 43), 6, und SCHÄFFER, Interpreta- 
tion, 62, der den historischen Bezug der Verfassung als legitimen Gesichtspunkt der Verfassungsinter- 
pretation bezeichnet. 

Dies ist, wie MATZKA, JBl. 1980, 512, neuerdings nachwies, der Bereich innerer Organisationsstruktu- 

en (Geschäftsordnung, -verteilung, Ablauforganisation), der hier in Frage steht, 

VfGH Sig. 3681/1960. 

Gleicher Ansicht auch PERNTHALER, Raumordnung II, 183; derselbe, Zuständigkeitsverteilung, 15. 

Ohne Begründung anders - wie erwähnt (s. o. FN 36) - ZIUWA, ÖJZ 1971, 65, FN 61, unter Bezugnah- 
me auf VfGH Sig. 3681/1960. Diesem Erkenntnis des VfGH kann aber eine derart weitgehende Aussa- 
ge keinesfalls entnommen werden.



Bescheid vorzusehen. Umgekehrt ist es ihm aber von Verfassungs wegen möglich, 

die innere Organisationsgewalt auch wieder freizugeben. 

Dem BVG BGBl.Nr. 289/1925 ist in Folge dessen tendenziell ein Zweifaches ent- 

nehmbar: Einerseits begründet es ausdrücklich die Zuständigkeit des Landeshaupt- 

mannes bzw. Landesamtsdirektors zur Wahrnehmung der Vollzugsaufgaben des in- 

neren Dienstbetriebes des Amtes, ohne daß aus dem Wortlaut oder aus dem syste- 

matischen Zusammenhang irgendein Indiz dafür ersichtlich wäre, daß der Umfang 

durch den einfachen Gesetzgeber beliebig verändert werden könnte. Gerade der sy- 

stematische Zusammenhang zeigt, daß andererseits die Qualität dieser Aufgaben- 

wahrnehmung derart bestimmt ist, daß sie gesetzes- und gerichtsfrei wahrgenom- 

men werden kann, aber von Verfassungs wegen nicht zwingend muß. Aus der Sicht 

der Zuständigkeit der Landesregierung kann daraus gefolgert werden, daß in ihren 

Vollzugsbereich mit dem Inkrafttreten des BVG BGBI.Nr. 289/1925 dem Grund- 

satz nach jedenfalls alle Angelegenheiten fallen sollten, die dem Außenbereich zu- 

gerechnet wurden, das ist jener Verwaltungsbereich, wo zwingend gesetzliche Rege- 

lungen und die gerichtliche Kontrolle wirken müssen. Soll daher der Funktionsbe- 

reich Innerer Dienstbetrieb im Sinne des BVG BGBl.Nr. 289/1925 etwa vom Zu- 

ständigkeitsbereich der Landesregierung als Dienstrechtsbehörde abgegrenzt wer- 

den, kann es nicht ausreichen, darauf abzustellen, ob als Ergebnis der Entwicklung 

auf der Ebene der einfachen Gesetzgebung Maßnahmen, die von Verfassungs we- 

gen gesetzes- und gerichtsfrei gesetzt werden können, nunmehr in Bindung an ein- 

fachgesetzliche Regelungen bescheidförmig zu ergehen haben. Ein derartiger 

Schluß von der Form des Verwaltungsaktes auf die Zuständigkeit zu seiner Erlas- 

sung und umgekehrt erweist sich damit als Zirkelschluß und vermag nichts darüber 

auszusagen, in wessen Zuständigkeitsbereich eine Angelegenheit fällt: Eine solche 

Abgrenzung ist nur nach inhaltlichen Gesichtspunkten möglich, also nur derart, ob 

und in welchem Ausmaß es sich nach herkömmlichem Verfassungsverständnis um 

eine Angelegenheit des inneren Dienstbetriebes handelt. 

Ausgangspunkt für die folgenden Überlegungen ist daher weiterhin die Grenzzie- 

hung zwischen Innenbereich und Außenbereich der Verwaltung. Als hier maßgebli- 

cher Außenbereich kann aber nicht die einfachgesetzliche Rechtslage, sonder
n nur 

jener Bereich verstanden werden, der von Verfassungs wegen jedenfalls als solcher 

anzusehen ist und daher auch im vollen Ausmaß der Legalitätsbindung einschließ- 

lich gerichtlicher Kontrolle unterworfen sein soll. Dies ist zu bedenken, wenn das 

weiterhin offene Verhältnis zwischen Landeshauptmann und Landesamtsdirektor 

als Vollzugsorgane des inneren Dienstbetriebes und der Landesregierung als Voll- 

zugsorgan im Bereich des Dienstrechtes, soweit es zwingend als Außenbereich kon- 

stituiert ist, geklärt werden soll. Die Verfügung über die dienstliche Verwendung 

der Bediensteten des Amtes der Landesregierung steht dabei zwangsläufig im Vor- 

dergrund. 
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5. Innerer Dienstbetrieb und Dienstrechtsvollzug 

a) Der Bereich Innerer Dienstbetrieb und der Dienstrechtsvol
lzug erscheinen in der 

Judikatur als einander ausschließende Vollzugsbereiche. Am deutlichsten 

kommt dies im Erkenntnis des VwGH vom 8.11.1973, Z
. 1453, 1454/1973, zum 

Ausdruck. Diese konträre Relation klingt aber auch beim VfGH an, w
enn er die 

Versetzung eines Beamten im Erkenntnis Sig. 7244/1973 nur u
nter dem Vorbe- 

halt einer anderslautenden Dienstrechtsregelung dem Landes
hauptmann bzw. 

Landesamtsdirektor zuordnet. Beide Gerichtshöfe setzen sich d
amit aber in Wi- 

derspruch zu der eigenen Judikatur im Zusammenhang 
mit der Frage, wer 

Dienstvorgesetzter der Bediensteten des Amtes der Lande
sregierung ist. Nach 

übereinstimmender und überzeugender Auffassung der Ger
ichtshöfe öffentli- 

chen Rechts sind dies der Landeshauptmann und der Landesam
tsdirektor, die so- 

hin z.B. für die Dienstbeschreibungen ($ 18 Dienstpragmatik) und für die 

Dienstaufsicht im allgemeinen verbunden mit der ausschl
ießlichen Zuständig- 

keit zur Erhebung der Disziplinaranzeige ($ 112 Dienstprag
matik) bzw. zur vor- 

läufigen Suspendierung ($ 145 Abs. 2 Dienstpragmatik) zu
ständig sind und hier 

gesetzlich erfaßte Vollzugsaufgaben wahrzunehmen haben??)
. Unmittelbar ein- 

sichtig ist, daß die von der Judikatur so zugeordneten Tat
bestände seit jeher als 

Dienstrechtsangelegenheiten im Sinne des Kompetenztatb
estandes „‚Dienst- 

techt‘‘ gemäß Art. 21 Abs. 1 B-VG anzusehen waren, wie des
sen ursprüngliche 

Fassung „‚Dienstrecht, einschließlich des Besoldungssystems
 und des Disziplinar- 

rechtes ‘‘ beweist. Dienstrechtsvollzug, verstanden als Vollzug vo
n Dienstrechts- 

vorschriften, stand und steht daher auch dem Landeshaup
tmann bzw. Landes- 

55) Die Judikatur findet ihre Bestätigung in den Material
ien zum Art. 106 B-VG. Den Verhandlungen des 

Verfassungsausschusses lag nämlich (auch) folgende Formu
lierung zugrunde: „‚Zur Leitung des gesam- 

ten inneren Dienstbetriebes der Landesregierung wird 
ein dem Stand der rechtskundigen Verwaltungs- 

beamten angehörender Landesamtsdirektor bestellt: er ist 
der unmittelbare Vorgesetzte aller Landesan- 

gestellten und hat für einen einheitlichen und geregelten
 Geschäftsgang in sämtlichen Zweigen der Lan- 

desverwaltung zu sorgen.'' (Zitiert nach SCHMITZ, Land
esamtsdirektor, 42). Der Entfall des zweiten 

Halbsatzes erfolgte nicht deshalb, weil der Landesamtsdire
ktor nicht der Dienstvorgesetzte der Bedien- 

steten sein sollte. Dadurch sollte vielmehr der Forderung, 
neben dem Landesamtsdirektor die selbstän- 

dige Stellung eines Landesbaudirektors zu schaffen, offe
nbar wenigstens optisch Rechnung getragen 

werden (siehe dazu die Darstellung bei SCHMITZ, Landes
amtsdirektor, 40, 43, sowie ERMACORA, 

Quellen, 128, 332 f, und ZLUWA, JBl. 1972. 354. FN 66). Siehe auch ADAMOVICH - FUNK
, Verwal- 

tungsrecht, 284, in Verbindung mit dem Hinweis, daß die
 Ernennung von Landesbeamten (offensicht- 

lich gemeint die dienstrechtliche Ernennung und nicht d
ie Funktionsbetrauung) der Landesregierung 

obliegt. Neben Geschäftsverteilung und Personalzuweis
ung führt ULBRICH, Lehrbuch des österreichi- 

schen Verwaltungsrechts, 1904, 100, auch die Dienstaufsi
cht also sog. Regiminalfunktionen des Landes- 

chefs an, die als Vorbild für den Funktionsbereich Inner
er Dienstbetrieb im Amt der Landesregierung 

erscheinen, Die Stellung des Landeschefs dürfte nämlich
 beispielhaft für die Stellung des Landeshaupt- 

marines einerseits als Träger der mittelbaren Bundesverwal
tung und andererseits als Vorstand des Amtes 

der Landesregierung gewesen sein: Der Landeschef war
 der oberste Beamte der Staatsverwaltung in den 

Ländern, dern als Geschäftsapparat die Statthalterei zu
geordnet war, die ihrerseits eine vergleichbare 

Struktur wie das Amt der Landesregierung besaß. 
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amtsdirektor zu. In dieser Allgemeinheit vermag daher der Maßstab ‚,‚Dienst- 
rechtsvollzug‘‘ zur Abgrenzung der Vollzugsbereiche wenig beizutragen’®). Aus 
dieser Rechtslage kann lediglich gefolgert werden, daß (auch) der Kompetenztat- 
bestand „‚Dienstrecht‘“ Angelegenheiten umfaßt, die im Innenbereich einer 

Verwaltungseinheit angesiedelt sind. Eine Verrechtlichung durch den einfachen 
Gesetzgeber auf Grund des Kompetenztatbestandes ‚‚Dienstrecht‘‘ gibt dann 
dieser Art der Verwaltungstätigkeit mit „‚Dienstrechtsvollzug‘‘ ihren Namen?”). 

b) Zu untersuchen sind die weiteren Kriterien, die zur Abgrenzung in der Judika- 
tur Verwendung finden. So haben beide Gerichtshöfe immer wieder auf die 
dienstrechtliche Stellung des Beamten Bezug genommen. Im VfGH Erkenntnis 
Sig. 7244/1973, das zu einem Beschwerdefall in einem Amt der Landesregie- 
rung ergangen ist, war die Tatsache, daß durch eine Versetzung kein neues 
Dienstverhältnis begründet oder das bestehende Dienstverhältnis nicht verän- 
dert wurde, ausschlaggebend dafür, daß nicht die Landesregierung, sondern der 
Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor als dafür zuständig erachtet wur- 
den. Augenscheinlich den selben Ansatz wählt der VFGH, wenn er in den Er- 
kenntnissen Sig. 5984/1968 und Sig. 6950/1972 dahingehend unterscheidet, ob 
der Beamte in seiner Eigenschaft als Organwalter oder in seiner dienstrechtlichen 
Stellung betroffen ist. Der Landesregierung käme in Konsequenz dessen nur je- 
ner Dienstrechtsvollzug zu, der sich unmittelbar und gestaltend auf das Dienst- 
verhältnis bezieht. 

Analysiert man die wesentlichste Dienstrechtsvorschrift, die im Zeitpunkt der 
Erlassung des BVG BGBl.Nr. 289/1925 in Kraft stand, nämlich die Dienstprag- 
matik, RGBI.Nr. 15/1914, so ergeben sich am Beispiel der Verfügung über die 
dienstliche Verwendung der Bediensteten sehr viele Hinweise, daß der Ansatz 
„Stellung als Organwalter‘‘ - ‚‚dienstrechtliche Stellung‘ zur Erfassung der 
Reichweite des Vollzugsbereiches Innerer Dienstbetrieb im Sinne des BVG 
BGBI.Nr. 289/1925 erhebliche Bedeutung besitzt58). Als grundlegend dafür 

Nicht überzeugend daher PERNTHALER, Zuständigkeitsverteilung, 42, wenn er deshalb, weil die Ver- 
setzung bzw. Zuteilung zu einer anderen Dienststelle durch die Dienstpragmatiknovelle 1969 verrecht- 
licht worden ist, die Zuständigkeit der Landesregierung als Vollzugsorgan in Dienstrechtsangelegenhei- 
ten annimmt. Anders und damit im Sinne der hier vertretenen Auffassung PERNTHALER, Raumord- 
nung II, 107, wo er von der unmittelbaren ‚‚dienstrechtlichen Unterstellung aller Beamten unter den 
Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor‘' spricht; weiters PERNTHALER, Raumordnung II, 185, 
wo auf die einheitliche Dienstrechts- und Organisationskompetenz des Landeshauptmannes und des 
Landesamtsdirektors Bezug genommen wird. 

Vgl. KLECATSKY, Sicherung des österreichischen Berufsbeamtentums, in: LEISNER (Hısg.), Das Be- 
rufsbeamtentum im demokratischen Staat, 1975, 1 ff, 81; FUNK, Individualantrag, 293. 

Es erscheint legitim, davon auszugehen, daß diese Dienstrechtsvorschrift das Verständnis des Bundesver- 
fassungsgesetzgebers entscheidend mitgeprägt hat. So für die Deutung des BVG BGBl.Nr. 289/1925 
methodisch auch VfGH Sle. 5978/1969. Zu dieser als „‚Versteinerungstheorie‘‘ bezeichneten Interpre- 
tationsmaxime vgl, SCHÄFFER, Verfassungsinterpreration in Österreich, 1971, 97 ff; FUNK, Das Sy- 
stem der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung im Lichte der Verfassungsrechtsprechung, 1980, 69 
ff, mit weiteren Literatur- und Judikaturhinweisen (s. auch oben in FN 51).



muß & 36 Dienstpragmatik angesehen werden, wo zum Ausdru
ck kommt, daß 

definitiv angestellte Beamte kein Recht auf eine bestimmte Art der V
erwendung 

besitzen. Diese allgemeine Aussage wird durch $ 22 Dienst
pragmatik in der 

Weise eingeschränkt, daß für die Verwendung äußere Grenzen best
ehen, und 

zwar dergestalt, daß eine Verwendung in der Regel nur im Rahmen
 der gewöhn- 

lichen Dienstverrichtungen von Beamten desselben Dienstzweige
s möglich ist 

und nur ausnahmsweise - auf Weisung eines Vorgesetzt
en und nur dann, wenn 

besondere Rücksichten des Dienstes es erfordern - auch andere Amtsgeschäfte 

wahrzunehmen sind. Aus $ 67 Dienstpragmatik alte Fassung
 folgert schließlich, 

daß die einschneidendste Art der Verfügung über die dienstlic
he Verwendung 

eines Beamten, die Versetzung, zwar auch wieder nur innerhal
b eines Dienst- 

zweiges oder Ressorts und unter Rücksichtnahme auf seine pers
önlichen Fähig- 

keiten, aber ansonsten ohne weiteres möglich ist. Den Materialien zu dieser 

Bestimmung?) ist zu entnehmen, daß dadurch den Wünschen der R
egierung 

Rechnung getragen wurde, die weitere Einschränkungen der Ve
rsetzungsmög- 

lichkeit als Hindernis ansah, ‚‚(weiterhin) für eine ungest
örte Abwicklung des 

Dienstbetriebes zu bürgen und die Verantwortung für ein klaglo
ses Funktionie- 

ten der Verwaltung zu tragen“. 

Der Zusammenhalt dieser Bestimmung legt den Rahmen fest: Durch das 

Dienstverhältnis ist lediglich verbürgt, daß ein Beamter entsprechend seiner 

fachlichen Befähigung, die in seiner Angehörigkeit zu einem Di
enstzweig zum 

Ausdruck kommt, verwendet wird. Auf die konkrete Verwendu
ngszuweisung, 

eine Verwendungsänderung mit oder ohne Versetzung bezieht si
ch aus Gründen 

der Erfordernisse des inneren Dienstbetriebes das Dienstverhältn
is nicht. Diese 

einfachgesetzliche Rechtslage bedeutete andersherum betrachtet,
 daß die Verfü- 

gung über die Verwendung des Beamten nicht als Tatbestand de
r Veränderung 

des Dienstverhältnisses eingeordnet wurde, da die dienstrechtl
iche Stellung) - 

wie dem $ 36 Dienstpragmatik entnommen werden kann - un
abhängig von ei- 

ner bestimmten Art der Verwendung definiert worden ist. Sehr
 wohl aber war 

insgesamt auch dieser Bereich von der Dienstrechtsvorschrift e
rfaßt und damit - 

wenn auch weithin gesetzesfrei und gerichtsfrei - Dienstrechts
vollzug. 

Deutlich erkennbar läßt sich damit der Dienstpragmatik aus hi
storischer Sicht 

entnehmen, daß die Verwendungsverfügung als Maßnahme betr
effend die Stel- 

lung des Beamten als Organwalter verstanden wurde und nicht 
als Akt, der das 

Dienstyerhältnis gestaltet. Die Verfügung über die dienstlic
he Verwendung ei- 

nes Beamten des Amtes der Landesregierung wird vom BVG BGBl.Nr. 

289/1925 selbst zum Funktionsbereich Innerer Dienstbetrieb
 gerechnet. Im $ 1 

Abs. 1 letzter Satz BVG BGBl.Nr. 289/1925 kommt nämlich zum
 Ausdruck, 

daß der Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor jedenfalls
 - und zwar in ei- 

59) Bericht des Staatsangestelltenausschusses des Abgeordnetenhaus
es vom 2.5.1912, abgedruckt bei PA- 

CE, Die Dienstpragmatik, 1914, 124. 

60) Damals rangklassenmäßige Stellung. 
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nem Kernbereich - die Zuständigkeit zur Verfügung über die Verwendung eines 
Beamten besitzt, sofern nicht über $ 9 Abs. 3 ÜG 1920 historisch überkommene 
Zuständigkeiten der Landesregierung (weiter)bestehen. Eine Regelung dieser 
Art wäre überflüssig gewesen, hätte nicht der Bundesverfassungsgesetzgeber die 
Verfügung über die Verwendung in der Regel als Angelegenheit des inneren 
Dienstbetriebes eines Amtes angesehen. Damit scheint nicht nur der Bereich der 
Verfügung über die dienstliche Verwendung, sondern auch das diesem Sachver- 
halt zugrundeliegende Schema ‚,Stellung als Organwalter‘‘ - ‚‚dienstrechtliche 

Stellung‘ im BVG BGBi.Nr. 289/1925 verfassungsfesten Ausdruck gefunden 
zu haben. Anders ließe sich wohl auch kaum die Judikatur zur Dienstaufsicht 
begründen, die vor allem deshalb überzeugt, weil die Dienstaufsicht zwar als 
Dienstrechtsvollzugsaufgabe erscheint, sich aber offensichtlich ‚‚lediglich‘‘ auf 
die Ausübung der zugewiesenen Organfunktion bezieht). 

Wurde oben auf Grund einer Einordnung des BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 als Re- 
gelung der inneren Organisation dem Prinzip nach erkannt, daß die Landesre- 
gierung vor allem dort Zuständigkeiten besitzt, wo von Verfassungs wegen im 
Verhältnis Beamter - (Glied-)Staat zwingend ein Außenbereich besteht, der sich 
durch die volle Wirksamkeit des Legalitätsprinzips und gerichtlicher Kontrolle 
auszeichnet, so ist nun aus dieser Sicht die Relation ‚‚Stellung als Organwalter‘‘ - 

„‚dienstrechtliche Stellung‘‘ dem Grundsatz nach abzuklären. Zwingend gesetz- 
lich zu regeln ist nach der Judikatur des VfGH das Dienstverhältnis der 
öffentlich-rechtlich Bediensteten einschließlich der Besoldung: Dies sind keine 
Angelegenheiten bloß innerdienstlicher Natur, wie er etwa im Erkenntnis Sig. 
4890/1964 zum besoldungstechtlichen Verhältnis zwischen einer Gebietskörper- 
schaft und ihren Beamten festgestellt hat. Im Erkenntnis Sig. 2618/1951 folgert 
er dies speziell zur Regelung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses der 
Bediensteten daraus, daß ‚‚die Schaffung von dem öffentlichen Recht zugehöri- 

gen pragmatischen Dienstverhältnissen für bestimmte Gruppen von Arbeitneh- 
mern - mag es sich um welchen Dienstgeber immer handeln - die Ausnehmung 
dieser Arbeitnehmer von den für alle Arten von Arbeitsverhältnissen primär gel- 
tenden Bestimmungen des ABGB und seiner Neben- und Sondergesetze, somit 
eine Änderung der gegebenen Gesetzeslage bedeutet, die ihrerseits wieder nur 
durch Gesetz verfügt werden darf‘‘. (So deutlich auch abgestellt auf das Dienst- 
verhältnis bzw. die Gehälter und Ruhegenüsse im Erkenntnis Sig. 2180/1951 
und im Erkenntnis Sig. 3043/1956 mit ausdrücklicher Bezugnahme auf die 
Dienstpragmatik, RGBI.Nr. 15/1914.) Zwingend als Außenbereich und damit 
als Schwerpunkt der Zuständigkeit der Landesregierung auf der Vollzugsebene 
erscheint daher in Übereinstimmung mit der Judikatur die Begründung, Ände- 
tung und Aufhebung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses und alle un- 
mittelbar damit zusammenhängenden Rechtsgestaltungen, wie sie im Zeitpunkt 

61) Die Ordnung der Dienstaufsicht bezeichnet PERNTHALER, Raumordnung, II, 185, als einen der wich- 

tigsten Bereiche der internen Organisationsgewalt. 
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des Inkrafttretens des BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 als nicht zum inneren Dienstbe- 

trieb gehörig erachtet wurden®2), z.B. Regelungen betreffend die Besoldung der 

Bediensteten®). 

d) Insgesamt läßt sich der Bereich des inneren Dienstbetriebes des Amtes der Lan- 

desregierung, wie er im BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 als Funktionsbereich des Lan- 

deshauptmannes bzw. Landesamtsdirektors abgegrenzt ist, und der Zuständig- 

keitsbereich der Landesregierung betreffend die Gestaltung des Dienstverhält- 

nisses schon deshalb im Einzelfall schwer trennen, weil Adressat beider Vollzugs- 

bereiche derselbe Personenkreis ist und die jeweiligen Vollzugsakte zwangsläufig 

ineinander verschränkt sind: Einerseits erfolgt etwa die Begründung eines 

Dienstverhältnisses ja nicht als Selbstzweck und frei im Raum schwebend, son- 

dern ist von Grund auf auf die Ausübung einer Organfunktion hin angelegt, an- 

dererseits aber hat etwa die Verwendungszuweisung immer auch auf die dienst- 

rechtliche Stellung Bedacht zu nehmen. Auf Grund der verfassungsrechtlich vor- 

gegebenen Trennung dieser vor allem im Grenzbereich ineinander eng verfloch- 

tenen Sachverhalte ist eine Zuordnung auch hier in jedem Fall geboten. Zur Ab- 

grenzung ergeben sich als Gegenpole die Organfunktion und das Dienstyerhält- 

nis. In diesem Rahmen ist zuzuordnen: Ist ein zweifelhafter Sachverhalt dem 

Schwerpunkt nach auf die Ausübung der Organfunktion hin orientiert, so han- 

delt es sich um inneren Dienstbetrieb; berührt er hingegen primär das Diens
t- 

62) Vgl. auch Art. IT Abs. 6 lit. aEGVG bzw, $ 1 Abs. 1 DVG, wo ebenfalls nur von den Dienstverhältnis- 

sen die Rede ist und nicht auch der gesamte Dienstrechtsvollzug verfahrensrechtlich erfaßt 
wird, Diese 

Umschreibung des Geltungsbetreiches im $ 1 Abs. 1 DVG muß beachtet werden, wenn im $ 2 Abs. 1 

DVG von „‚Dienstrechtsangelegenheiten‘' in eben in dieser Richtung besc
hränktem Sinn die Rede ist. 

Der Kompetenztatbestand Art. 21 Abs, 1 B-VG (‚Gesetzgebung und Vollziehung in Angelegenheiten 

des Dienstrechts‘‘) umfaßt mehr, z.B. auch das Disziplinarrecht, das im Bundesbereic
h gemäß $ 1 Abs. 

3 DVG und $ 105 Beamtendienstrechtsgesetz einem anderen Verfahrensregi
me unterworfen wird. Auch 

Art. II Abs. 6 EGVG enthält diese systematische Trennung und stellt einen Hinweis dafür dar, daß
 die 

unterschiedliche Zuständigkeitsordnung durchaus nichts Willkürliches an sich hat,
 sondern einer (histo- 

risch gewachsenen) Trennung entspricht, die unabhängig vom BVG BGBI.Nt. 289
/1925 auch in unter- 

schiedlichen Verfahrensordnungen ihren Niederschlag gefunden hat, 

63) Wegen der Zugehörigkeit des Sachverhaltes „Besoldung“ zum zwingen
d verfassungstechtlich vorgege- 

benen Außenbereich erscheint die Judikatur des V[GH zu den Beförderungs
richtlinien problematisch: 

Wie er u.a. im VfGH Sie. 6818/1972 bzw. in seinem Erkenntnis vom 2.10.
1979, B 472/77, zum Aus- 

druck bringt, sind dies normlose Akte bzw. interne Richtlinien und damit einer 
Überprüfung entzogen. 

Nach dieser Qualifikation unterzog der VEGH im VfGH Sg. 6818/1972 im Widers
pruch dazu die frag- 

lichen Beförderungsrichtlinien in der Folge sehr wohl einer bewertenden Prüfun
g (‚Die hier bedeutsa- 

men Richtlinien ........ wurden nicht unter willkürlicher Anwendung de
s mit der freien Beförderung 

verbundenen Ermessens aufgestellt‘'), sodaß die vorangehende Einordnung
 keine wesentliche Konse- 

quenz hatte. Der verfassungsrechtlich gebotenen Anerkennung dieser Beförderungsr
ichrlinien als 

Rechtsverordnungen durch den VfGH stünde damit die bisherige Judi
katur nicht entscheidend im We- 

ge. 
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verhältnis, so ist damit die Zuständigkeit der Landesregierung gegeben‘®). 
Fruchtbar und ergiebig als Zuordnungsregel erscheint daher die systematische 
Trennung des Gesamtverhältnisses des Bediensteten des Amtes der Landesregie- 
rung zur Gebietskörperschaft Land in ein Grundverhältnis, das mit seinem 
Dienstverhältnis gleichzusetzen ist, und in das (gesetzesfreie oder gesetzlich ge- 
staltete) Betriebsverhältnis, das mit der Begründung und Ausübung der Organ- 
funktion zusammenfällt‘?). Nicht entscheidend ist hingegen die Tatsache, ob 
eine Maßnahme bescheidförmig vorzunehmen ist oder nicht. Auch im Bereich 
der Ausübung der Organfunktionen ist - wie dargelegt - eine solche Verrechtli- 
chung möglich. Als Beispiel dafür diente die Verfügung über die dienstliche 
Verwendung als Gestaltung des Organwalterverhältnisses, das dem Grundsatz 
nach von Verfassungs wegen ausdrücklich dem inneren Dienstbetrieb zugeord- 
net wurde. Durch die 18. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz wurde etwa in 
Oberösterreich diese bis dahin grundsätzlich gesetzes- und ausschließlich gerichts- 
freie Verwaltungstätigkeit des Landeshauptmannes bzw. Landesamtsdirektors 
verrechtlicht und so der Bereich bloßer Funktionsbeziehung6) weiter zurückge- 
drängt. Zur entgegenstehenden Judikatur ist daher zusammenfassend anzumer- 
ken: Ein Verbot der Verrechtlichung der Organisationsgewalt der Verwaltung - 
und dies muß die Frage sein - ist der Verfassung nicht zu entnehmen und stünde 
auch im Widerspruch zu allen ihren Grundprinzipien, die im Bescheid als 
rechtstechnisches Mittel zu ihrer Realisierung ihren formalen Ausdruck gefun- 
den haben”). Es ist möglich, daß auch dem Landeshauptmann bzw. Landes- 

amtsdirektor in ihrem verfassungsrechtlich abgegrenzten (Teil-)Funktionsbe- 
reich, nämlich dem Verfügungsrecht über die dienstliche Verwendung der Be- 

64) Dieser methodische Ansatz zur Trennung eng verflochtener Sachverhalte findet sich auch in der Judika- 
tur aus neuerer Zeit: In einem in dieser Hinsicht von der Struktur her vergleichbaren Bereich (nämlich 
im Verhältnis Organisation einer Behörde und Funktionszuordnung im Bereich der mittelbaren Bun- 
desverwaltung, wo die Organisationskompetenz den Ländern zukommt, während nach Auffassung des 
VfGH die konkrete Aufgabenzuweisung dem Bund als Materiengesetzgeber obliegt) hat nämlich der 
VfGH in seinem Erkenntnis Sig. 8466/1978 in Anbetracht dessen, daß ‚Organisation und Funktion 
RER derart ineinander (fließen), daß im Grenzbereich eine eindeutige Zuordnung allein vom Begriff 
her nicht möglich ist‘', aus der Verfassung abgeleitet, daß sich in ‚‚Zweifelsfällen (die Zuordnung) dar- 

an orientieren (muß), ob der Bezug der fraglichen Norm zur abstrakten Organisation oder ob der - vor- 
aussetzungsmäßig ebenfalls vorhandene - Bezug der Norm zur konkreten Funktion im Vordergrund 
steht.'' Dies kann als Schwerpunkt- bzw. Vordergrundtheorie bezeichnet werden. 

65) Vgl. FORSTHOFF, Verwaltungsrecht, 204; für Österreich FUNK, Individualantrag, 293; derselbe, Der 

Verwaltungsakt im österreichischen Rechtssystem, 1978, 75. - 

66) Vgl. FUNK, Individualantrag, 293. 

67) Vgl. dazu FUNK, Verwaltungsakt, passim, 75 ff. Gerade dies hat aber der VfGH in seinem Erkenntnis 
Sig. 7381/1974 von vornherein nicht beachtet, sodaß er zwar zu Recht nicht eine Vollzugszuständigkeit 
vom Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor zur Landesregierung verlagert hat (so aber in einer ver- 
gleichbaren Situation der VwGH), aber eigentlich Bedeutenderes, nämlich rechtsstaatliche Kontrolle, 

vorenthielt 
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68) 

69) 

70) 

71) 

amten, die Befugnis, formlos und unkontrollierbar vorzugehen, entzogen wird 

und sie dazu verpflichtet werden, überprüfbare und zu begründende Akte68) zu 

setzen, sohin dienstliche Bescheide‘?) zu erlassen. Es wird dadurch kein Dienst- 

verhältnis begründet, sondern lediglich auch im inneren Dienstbetrieb eine 

Rechtsbeziehung hergestellt. 

Zugegebenermaßen wird auch durch die Unterscheidung Grundverhältnis - Be- 

triebsverhältnis nicht volle Klarheit geschaffen, aber immerhin ein Maßstab ge- 

wonnen, der tauglich erscheint, Zweifelsfälle zu lösen. Es läßt sich aus der Ver- 

fassung aber weiters die Zweifelsregel ableiten, daß der Zuständigkeit der Lan- 

desregierung der Vorrang zukommt. Gemäß Art. 101 B-VG ist nämlich die Lan- 

desregierung oberste Vollzugsbehörde des Landes im historisch verstandenen 

Außenbereich, also dort, wo Personen außerhalb der Verwaltungssphäre stehen: 

Solches trifft nicht nur auf Private, sondern auch auf die Organwalter zu, und 

zwar in allen jenen Angelegenheiten, die nicht direkt die Ausübung ihrer Funk- 

tion betreffen’). Zugunsten dieses Bereiches muß schon deshalb argumentiert 

werden, weil - was aus dem Rechtsstaatsptinzip folgt - dort die Bediensteten je- 

denfalls im Genuß vollen Rechtsschutzes stehen (müssen). Der Verfassung ist 

unmittelbar zu entnehmen, daß sie tendenziell zugunsten solcher Rechtsfolgen 

auszulegen ist7). Dies folgt auch mit einer gewissen Deutlichkeit aus Art. 21 

Abs. 3 B-VG, der seit seinem Inkrafttreten die Diensthoheit gegenüber den Be- 

Solches wurde auch schon im Bereich der Dienstaufsicht anerkannt (VfGH Sig. 8299/1979). 

Vgl. dazu VfGH Sig. 7381/1974, wo in diesem Zusammenhang von dienstlichen Bescheiden die Rede 

ist. Wegen der hier besonders gegebenen Gefahr einer Verwechslung werden die das Dienstverhältnis 

betreffenden Bescheide der Landesregierung als dienstrechtliche Bescheide und die in Ausübung der 

Organisationsgewalt ergehenden Bescheide des Landeshauptmannes bzw. des Landesamtsdirektors als 

dienstliche Bescheide bezeichnet. 

MATZKA, JBl 1980, 517. 
Auch MERKL, Die verfassungstechtlichen Grundlagen der österreichischen Verwaltung, ZfVerw NF 

1921. 208 ff, 227, räumt der Landesregierung vor Landeshauptmann und Landesamtsdirektor den Vor- 

rang ein, läßt aber deutlich erkennen, daß seiner Auffassung nach die Landesregierung und der Landes- 

hauptmann bzw. der Landesamtsdirektor im Bereich des Amtes der Landesregierung gleichrangig. d.h. 

nicht als in einem Über- und Unterordnungsverhältnis zueinander stehend, eingerichtet worden sind 

(zum Verhältnis Art, 101 B-VG und BVG BGBI.Nr. 289/1925 tendenziell zwar nicht hinsichtlich der 

Gleichrangigkeit, aber hinsichtlich des Vorranges anders VIGH Slg. 7653/1975, wo zum 
Ausdruck 

kommt, daß $ 3 BVG BGBI.Nr. 289/1925 die spätere Norm ist, nicht als Ausnahmebestimmung for- 

muliert wurde und daher - so ist zu schließen - den Vorrang besitzt), Am Beispiel des Vollzugs von Re- 

gelungen, die auf Grund des Kompetenztatbestandes „Dienstrecht‘' (Art. 21 Abs: 1 und Abs. 3 B-VG) 

erlassen werden, bedeutet dies, daß die Landesregierung für den Vollzug von dienstrechtlichen Rege- 

lungen, sofern sie die Gestaltung des Dienstverhältnisses betteffen (zwingend vorgegebener Außenbe- 

reich), zuständig ist, während gleichrangig der Landeshauptmann (bzw. der Landesamtsdirektor) 
jene 

dienstrechtlichen Regelungen zu vollziehen hat, die der Dienstrechtsgesetzgeber im Zuge der partiellen 

Vertechtlichung auch des inneren Dienstberriebes (soweit dafür der Dienstrechtskompetenztatbeständ 

in Betracht kommt) erlassen hat. 
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diensteten der Länder den obersten Organen der Länder überträgt. Als oberste 
Organe der Länder werden im Art. 19 B-VG72) ausschließlich die Mitglieder der 
Landesregierung angeführt. Zwar zählt auch der Landeshauptmann dazu, doch 
meinen Art. 19 und 21 Abs. 3 B-VG in Verein mit Art. 101 B-VG das Kollegial- 
organ und nicht ein Mitglied der Landesregierung hinsichtlich originärer Zustän- 
digkeiten, die mit der Mitgliedschaft in der Landesregierung in keinem Zusam- 
menhang stehen. Zur Diensthoheit werden aber - so ist weiters zu bedenken - 
nach herrschender Auffassung jedenfalls alle Rechtsakte gezählt, die sich auf die 
Begründung und nähere Gestaltung des Dienstverhältnisses beziehen, so Ernen- 
nungen, Beförderungen udgl., aber auch die Ausübung der Aufsicht über die 
ordnungsgemäße Besorgung der dienstlichen Obliegenheiten’?). Das BVG 
BGBl.Nr. 289/1925, das - wie dargestellt - den letztgenannten Bereich der 
Diensthoheit dem Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor überträgt, er- 
scheint nun insoweit als Ausnahme zur Regel der Ausübung der Diensthoheit 
durch die Landesregierung, so daß zwar im Kernbereich des inneren Dienstbe- 
triebes die Ausnahme voll wirksam wird, jedoch sich in den fließenden Übergän- 
gen bei einer Entscheidung über die Zuordnung dieses Regel-Ausnahme- 
Verhältnisses als Entscheidungshilfe berücksichtigt werden muß; und im Zweifel 
gilt eben die Regel, daß die Diensthoheit gemäß Art. 21 Abs. 3 B-VG von der 
Landesregierung ausgeübt wird’) 73). 

72) Es ist freilich dem Inhalt des Art. 19 B-VG überhaupt wenig Erkenntniswert zuzumessen, da er jeden- 
falls hinsichtlich des Bundeskanzlers bzw. des Vizekanzlers unvollständig ist, andererseits aber die 

Staatssekretäre anführt, die nicht die Stellung eines obersten Organes besitzen (vgl. dazu KLECATSKY, 
Das österreichische Bundesverfassungsrecht2, 206 ff). Konsequenterweise müßte auch der Landeshaupt- 
mann wegen seiner Tunktion als Vorstand des Amtes der Landesregierung im Art. 19 
B-VG als oberstes Organ angeführt werden. 

73) ADAMOVICH - FUNK, Verwaltungsrecht, 283. 

74) Auch PERNTHALER, Zuständigkeitsverteilung, 42, betont, daß als Ausfluß der Diensthoheit auch in- 
nerorganisatorische Akte in Betracht kommen. 

75) Im Zuge der Verrechtlichung des inneren Dienstbetriebes ist es dem einfachen Gesetzgeber zur Pflicht 
gemacht, die Zuständigkeiten eindeutig abzugrenzen. Nur bei Fehlen gesetzlicher Regelungen sind die- 
se Zuordnungsregeln auch auf der Vollzugsebene anzuwenden. 
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6. Der innere Dienstbetrieb im Amt der Landesregierung als verfas- 

sungsrechtlich abgegrenzter Funktionsbereich 

6.1 Allgemeines 

Die Analyse der Tendenzen in der Judikatur und ihre Reflexion am Maßstab 

des Verfassungstextes unter Berücksichtigung der Literatur haben ergeben, daß 

das BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 verfassungsfest dem Landeshauptmann und dem 

unter seiner Aufsicht tätigen Landesamtsdirektor jenen Rest der umfassenden 

Organisationsgewalt der Verwaltung, wie sie in der Monarchie bestanden 

hat76), als einen Funktionsbereich zuordnet, der auch heute noch prinzipiell, 

wenn auch nicht rechts-, so doch gesetzes- und gerichtsfrei ausgeübt werden 

kann. Diese Qualität der Verwaltungstätigkeit erwies sich freilich für eine ak- 

tuelle Abgrenzung des Funktionsbereiches Innerer Dienstbetrieb im Amt der 

Landesregierung als ungeeignet, weil die Dynamik der Gesetzgebung gerade in 

der jüngsten Vergangenheit nach jahrzehntelanger Aufrechterhaltung des sta- 

tus quo auch im Bereich des inneren Dienstbetriebes neue Außenbereiche da- 

durch geschaffen hat, daß auch hier die Organisationsgewalt gesetzlich einge- 

bunden worden ist und insbesondere der gerichtlichen Kontrolle unterworfen 

wurde. Dieser Umstand zwingt verstärkt dazu, im historischen Rückblick das 

im Zeitpunkt des Inkrafttretens des BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 gegebene Ver- 

ständnis von der Reichweite des Begriffs „‚Innerer Dienstbetrieb‘ einer Verwal- 

tungseinheit zu erkunden. Was damals als interner normloser, d.h. vor allem 

gerichtsfreier Akt einzuordnen war, wurde durch das BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 

und damit auf Dauer unabhängig von seinem weiteren formellen Schicksal Teil 

des Funktionsbereiches des Landeshauptmannes als Vorstand und des Landes- 

amtsdirektors als Leiter des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung. 

Insoweit kann der in der Judikatur (auch) deutlich erkennbaren Tendenz ge- 

folgt werden, wenn sie Akte, die nicht so ausdrücklich wie die Erlassung der 

Geschäftsordnung bzw. Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung 

im BVG BGBi.Nr. 289/1925 angesprochen sind, nach formellen Kriterien am 

Maßstab der einfachgesetzlichen Rechtslage eingeordnet hat. Diese Kriterien, 

die ihrem Wesen nach nur dazu bestimmt sind’”), den Umfang der Legalitäts- 

bindung bzw. der gerichtlichen Kontrolle deutlich zu machen, scheinen, so- 

fern sich ihr Einsatz auf die Situation im Zeitpunkt der Erlassung des BVG 

BGBI.Nr. 289/1925 beschränkt, auch tatsächlich geeignet, quasi im Sinn eines 

Nebeneffekts auch als Zuordnungsregel bei der Abgrenzung des Funktionsbe- 

reiches Innerer Dienstbetrieb im Amt der Landesregierung zu dienen. Damit 

ist eine Seite des inneren Dienstbetriebes, in dem solche Abgrenzungskriterien 

vorrangig von Bedeutung sind und der wegen seines zwangsläufigen Überge- 

76) Siehe dazu die Auflistung bei ERMACORA, VVDStRL 16, 205. 

77) Vgl. dazu insbesondere FUNK, Verwaltungsakt, 76 ff. 
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wichts in der Judikatur im Abschnitt 5 eine eingehende Erörterung gefunden 
hat, angesprochen, nämlich die Zuständigkeit des Landeshauptmannes und 
des Landesamtsdirektors zur Organisation der personellen Mittel des Amtes, 
die von der Landesregierung zur Verfügung gestellt werden. 

Der Funktionsbereich Innerer Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung 
umfaßt aber'mehr. Wie erwähnt, zählt die fachliche Leitung nicht zum Funk- 
tionsbereich des Landeshauptmannes als Vorstand bzw. des Landesamtsdirek- 
tors als Leiter des inneren Dienstes, obwohl sie sich ebenfalls im Innenverhält- 

nis entfaltet. Hier hat WEILER’®) am Beispiel des Patentamtes eine Abgren- 
zung versucht und unter Berufung auf den Ausdruck ‚‚Geschäftsgang‘' nach- 
gewiesen, daß sich ‚innerer Dienst‘‘ auf den bürotechnischen Ablauf, nicht 

aber auf die inhaltliche und prozessuale Gestaltung der behördlichen Funktio- 
nen des Patentamtes erstreckt. Diese Abgrenzung scheint - mag sie auch insge- 
samt doch zu „‚technisch‘‘ geraten sein (s. unten) - auch für das Amt der Lan- 

desregierung geeignet und findet ihre Bestätigung in den Materialien zum Art. 
106 B-VG, in dem ursprünglich - wie dargestellt?) - eine im Wortlaut mit Art. 
44 Oö. L-VG 197189) im wesentlichen übereinstimmende Regelung vorgesehen 
wat. ADAMOVICH sen.®!) hat dies mit „‚bureaukratischer Amtsleitung‘‘ 

umschrieben. So sehr natürlich auch hier der personelle Aspekt mitschwingt, 
ist in dieser Abgrenzung zwischen Innerer Dienstbetrieb und fachliche Leitung 
weiters erkennbar, daß damit die technische Seite, mit der jede bürokratische 

Organisation in der Realität in Erscheinung tritt82), nämlich die Sachmittel, 
die dem Amt der Landesregierung zur Verfügung stehen, angesprochen ist. 
Neben der Organisation der personellen Mittel bildet demnach der Einsatz 
bzw. die Organisation der Sachmittel einen wesentlichen Bestandteil des Funk- 
tionsbereiches Innerer Dienstbetrieb des Amtes der Landestegierung®?). Eine 

78) Behördenorganisation, 175, 178. Vgl. dazu auch LENGHEIMER, Die Gehorsamspflicht der Verwal- 
tungsorgane, 1975, 33 ff, 38. 

79) Siehe bei FN 9. 

80) „Er (der Landesamtsdirektor) hat für den einheitlichen und geregelten Geschäftsgang in sämtlichen 
Zweigen der Landesverwaltung zu sorgen.'' Dieser Satz wurde im Art. 106 B-VG u.a. mit der Begrün- 
dung gestrichen, daß die nähere Ausgestaltung den Ländern überlassen bleiben soll (siehe diesbezüglich 
FN 55 und die dort zitierte Literatur). 

81) ZföR 1926, 250. 

82) MATZKA, JBl. 1980, 519. 

83) KOJA, Das Verfassungsrecht der österreichischen Bundesländer, 324, spricht von Angelegenheiten der 

44 

Betriebsorganisation; vgl. weiters die Auffassung ERMACORAs, Allgemeine Staatslehre, 2. Teilband, 
1970, 878, wonach Organisation die Summe persönlicher und unpersönlicher Mittel zwecks geordneter, 

d.h. kräfteerhaltender und wirkungssteigender Ausübung der staatlichen Gewalt ist; derselbe, 
VVDStRL 16, 200: Organisation ist die Summe der für das Funktionieren der Machtausübung eines 
Rechtsträgers jeweils vorhandenen Mittel, deren Handhabung darauf abzielt, eine Ordnung bei der 
Machtausübung herzustellen, um bestimmte Zwecke mit einem adäquaten Minimum an Arbeit und 
Kosten zu erreichen.



Grenze findet etwa in Oberösterreich dieser Teil der Organisationsgewalt einer- 

seits im Zuständigkeitsbereich der Landesregierung, die gemäß Art. 45 L-VG 

1971 zur Verwaltung des Landesvermögens berufen ist, andererseits aber in der 

Budgethoheit des Landtages. Dem Grundsatz nach kommt dem Landeshaupt- 

mann bzw. Landesamtsdirektor jedenfalls als zum inneren Dienstbetrieb gehö- 

tig der möglichst rationelle Einsatz der zur Verfügung stehenden Sachmittel 

(Zweckwidmung von Räumlichkeiten, Arbeitsgeräte, Grundstücke, EDV u.a.) 

sowie die Artikulation der Organisationsbedürfnisse des Amtes der Landesre- 

gierung zu8®). Es wäre auch wegen der engen Verflechtung wenig zweckmäßig, 

die technische Seite85) der Organisationsgewalt in dem Ausmaß, wie sie positiv 

vom BVG BGBi.Nr. 289/1925 erfaßt erscheint, von der personellen Seite zu 

trennen, sodaß schon aus diesem Grund nicht sosehr die Zuständigkeit des 

Landeshauptmannes bzw. Landesamtsdirektors, sondern ihre Unzuständigkeit 

überzeugend zu begründen gewesen wäre. Ausdrücklich wird dieses Ergebnis 

aber bestätigt durch die Kompetenz des Landeshauptmannes zur Erlassung der 

Geschäftseinteilung gemäß & 2 Abs. 5 BVG BGBl.Nr. 289/1925 und zur Erlas- 

sung der Geschäftsordnung gemäß $ 3 Abs. 3 leg. cit., beziehen sich diese Zu- 

ständigkeiten des Landeshauptmannes doch auf die zentralen Gestaltungsele- 

mente der von der Organisationslehre86) mit Aufbauorganisation und Ablauf- 

organisation begrifflich getrennt erfaßten Bereiche des Phänomens „Organisa- 

tion‘‘. Die Geschäftseinteilung durch den Landeshauptmann erscheint als 

nichts anderes als die Gestaltung des strukturellen Gefüges des Amtes der Lan- 

desregierung, vor allem durch Zuordnung der Aufgaben zu den Organisations- 

einheiten, das ist ein zentraler Bereich der Aufbauorganisation®”). Durch die 

Geschäftsordnung sind vor allem auch Informationskompetenzen sowie die 

84) Unter Bedachtnahme auf die dargestellte Grenze wird daher durchaus zutreffend im Kompeten
zen- 

Karalog des Amtes der 0.5. Landesregierung einleitend festgestellt, daß es Aufgabe des inneren Dienst-
 

betriebes ist, „‚den Amtsapparat einzurichten, ihn betriebsfähig zu halten und zu betreiben‘. 

85) So auch VfGH Sig. 3520/1959: Liquidierung der Beamtenbezüge als innerdienstlicher, technischer Vor-
 

gang. 

86) Vgl. beispielhaft H. KÜBLER, Organisation und Führung in Behörden’, Bd 1, 1978, mit 
zahlreichen 

Literaturhinweisen. 

87) KÜBLER, Organisation, 57. 
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einzelnen Phasen der Informationsverarbeitung und der Entscheidungsfin- 
dung zu regeln, das ist ein zentraler Bereich der Ablauforganisation®®). Alle 
sachlogisch damit zusammenhängenden Angelegenheiten erweisen sich somit 
positivrechtlich im BVG BGBl.Nr. 289/1925 angesprochen, sohin als zum in- 
neren Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung gehörig2?). 

Im Art. 106 B-VG ist - wie erwähnt - die im Art. 44 Abs. 1 Oö. L-VG 1971, der 

insoweit die Bundesverfassung ‚‚lediglich‘‘ ausführt, ausdrücklich enthaltene 

Kompetenz des Landesamtsdirektors zur Vorsorge für den einheitlichen und 
geregelten Geschäftsgang in sämtlichen Zweigen der Landesverwaltung mitzu- 
denken. Dies ist aber mehr als lediglich - wie WEILER in einem anderen Zu- 
sarnmenhang meint (s. oben) - die technische Seite des Amtsbetriebes: Einer- 
seits wird damit die Verbindung zwischen dem Bereich der Organisation der 
personellen Mittel und dem Bereich der Organisation der Sachmittel herge- 
stellt, andererseits wird daducch aber die Kompetenz des Landesamtsdirektors 
im Sinne einer Koordinationspflicht (arg. ‚einheitlicher .... Geschäftsgang‘‘) 
deutlich ins Umfeld der fachlichen Leitung des Amtes der Landesregierung ge- 
mäß $ 3 Abs. 1 BVG BGBl.Nr. 289/1925 eingebracht (s. dazu unten 6.2.3). 

Das BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 begründet - wie sich gezeigt hat - die Zuständig- 
keit des Landeshauptmannes und des Landesamtsdirektors in Angelegenheiten 
des inneren Dienstbetriebes des Amtes der Landesregierung. Dieser, die Zu- 

ständigkeit des Landeshauptmannes bzw. Landesamtsdirektors insgesamt erfas- 

KÜBLER, Organisation, 57. HÖDLMOSER, Die Geschäftsordnung des Amtes der Salzburger Landesre- 
gierung, ÖVA 1976, 65 ff, 67 f. Dazu zählt beispielsweise auch die Stellenbeschreibung als Mittel der 
koordinativen Verwaltungsführung (vgl. dazu WIMMER-DOLP, Die Stellenbeschreibung im öffentli- 
chen Dienst - Ein Beitrag zur Verwaltungsreform, ÖVA 1977, 144 ff, HÖDLMOSER, ÖVA 1976, 65 ff) 

bzw. darauf aufbauend die Organisation der Approbationsbefugnis (= Vertretungsbefugnis im Sinne 
des $ 3 Abs. 3 BVG BGBl.Nr. 289/1925; dazu WOLFGANG PICHLER, Die Approbationsbefugnis als 

Problem der Verwaltungsreform, ZfV 1978, 11 ff.). Die auf der Stellenbeschreibung aufbauende Stel- 
lenbewertung zählt wegen des engen sachlichen Konnexes wohl auch zum Inneren Dienstbetrieb; die 

Landesregierung hat im Anschluß daran dann die vor allem besoldungsrechtlichen Konsequenzen im 
Dienstverhältnis zu ziehen (vgl. zur Stellenbeschreibung etwa SIEDENTOPF-KOCH, Zweckrationalität 
und Opportunismus bei der Dienstpostenbewertung, VerwArch 1977, 99 ff). Zum hier konzentrierten 

rasch und weitgehend formlos umserzbaren Verwaltungsreformpotential, im besonderen hinsichtlich 
der Forderung nach bürgernaher Verwaltung vergleiche etwa die aktuelle Problemlagen erfassende Pu- 

plikation des Bundeskanzleramtes ‚Bürgernahe Verwaltung‘‘, 1980, hier wieder besonders die Beiträge 
von HOLZINGER, Bürgernähe als Forderung an die Verwaltung, 22 ff, und von WOLFGANG PICH- 

LER, Wird die öffentliche Verwaltung durch die Einrichtung von Bürgerstellen bürgernäher?, 128 ff. 

So auch PERNTHALER, Raumordnung II, 185, wenn er im einzelnen unter Bezugnahme auf die ein- 

heitliche Dienstrechts- und Organisationskompetenz des Landeshauptmannes bzw. des Landesamtsdi- 
rektors als Aufgaben der inneren Organisationsgewalt den sachgerechten Einsatz des Verwaltungsperso- 
nals und der Verwaltungsmittel, die Stärkung der Selbständigkeit und Initiative der Entscheidungsträ- 
ger, die Vermeidung von Doppelgleisigkeiten und Überschneidungen in den internen Verwaltungs- 
abläufen, die Förderung des Informationsflusses und der Kooperation zwischen den Verwaltungsstellen 
und Entscheidungsorganen, die Vorsorge für eine möglichste Beschleunigung und Konzentration der 
Entscheidungsverfahren anführt.,



Bu —
 

sende Verwaltungsbereich wird durch das BVG BGBl.Nr. 289/1925 in etwas 

unklarer Weise zwischen Landeshauptmann und Ländesamtsdirektor aufge- 

teilt: Zur Leitung des inneren Dienstes wird unter der unmittelbaren Aufsicht 

des Landeshauptmannes gemäß & 1 Abs. 3 BVG BGBi.Nr. 289/1925 der Lan- 

desamtsdirektor berufen, während zur Erlassung der Geschäftseinteilung 

(Schaffung von Abteilungen, Aufgabenzuweisung) bzw. zur Erlassung der Ge- 

schäftsordnung (insbesondere Regelung des Geschäftsganges) gemäß $ 2 Abs. 

4 und Abs. 5 bzw. $ 3 Abs. 2 und Abs. 3 BVG BGBlI.Nr. 289/1925 ausdrück- 

lich der Landeshauptmann ermächtigt wird, der aber gemäß &$ 1 Abs. 1 BVG 

BGBI.Nr. 289/1925 als Vorstand des Amtes eingesetzt ist. Versucht man, das 

Verhältnis der beiden Funktionsträger zueinander zu klären, so ist von der 

grundsätzlichen Regelung auszugehen, daß der Landeshauptmann als Vor- 

stand prinzipiell „‚nur‘‘ zur Aufsicht des Landesamtsdirektors berufen wird; 

zum Leiter des inneren Dienstes ist hingegen der Landesamtsdirektor bestellt. 

Der Landeshauptmann kann daher hier nicht selbst unmittelbar in Erschei- 

nung treten, sehr wohl aber durch Weisungen eine bestimmte Entscheidung 

des Landesamtsdirektors erzwingen. Die Leitung des inneren Dienstes umfaßt 

demgemäß jede Angelegenheit des inneren Dienstbetriebes, sofern nicht aus- 

drücklich anderes angeordnet ist?®). Wäre nämlich die Leitung des inneren 

Dienstes nicht derart umfassend verstanden worden, hätte es sich wohl er- 

übrigt, ausdrücklich zur Erlassung der Geschäftseinteilung bzw. Geschäftsord- 

nung den Landeshauptmann zu berufen und damit das Schema Landeshaupt- 

mann als Vorstand mit Aufsichtsbefugnissen und Landesamtsdirektor als Leiter 

des inneren Dienstes, somit als unmittelbares Vollzugsorgan, zu durchbre- 

chen). Der Vollzug der Geschäftsordnung bzw. Geschäftseinteilung fällt 

90) Aus den Materialien zum Art. 106 B-VG ist - wie schon erwähnt - zu entnehmen, daß erst kurz vor Ab- 

schluß der Beratungen das Wort „‚Dienstbetrieb‘‘ durch das Wort „Dienst“ erserzt worden ist, ohne 

daß dafür eine Begründung aufgefunden werden kann (siehe FN 55 und die dort zitierte Literarur). Da 

nun gerade die Erlassung der Geschäftseinteilung als Angelegenheit des inneren Dienstberriebes er- 

scheint (siche die oben unter 3.1a zitierte Judikatur), läßt sich dieser Austausch der Worte un- 

schwer damit begründen, daß eben wegen der Sonderregelungen betreffend die Geschäftsordnung 
bzw. 

Geschäftseinteilung nicht alle Angelegenheiten des inneren Dienstberriebes dem Landesamtsdirek
tor 

als unmittelbares Vollzugsorgan übertragen worden sind. Im übrigen ergeben die Materialien deutliche 

Hinweise, daß eine möglichst starke Position des Landesamtsditektors geschaffen werden so
llte. 

Mangels derart ausdrücklicher Zuordnung der Verfügung über die dienstliche Verwendung der
 Bedien- 

steten des Amtes der Landesregierung zum unmittelbaren Vollzugsbereich des Landeshauptma
nnes wie 

im Fall der Geschäftsordnung bzw. Geschäftseinteilung, d.h. zu jenem Bereich, wo der Land
eshaupt- 

mann nicht nur die Aufsicht führt, sondern selbst unmittelbar Vollzugsorgan ist, ließe sich die Auf
fas- 

sung vertreten, daß auch hier dem Landesamtsdirektor als Leiter des inneren Dienstes originär
e Zustän- 

digkeiten zukommen und der Landeshauptmann lediglich Aufsichtsfunktionen besitzt, Dem
 ist aber 

entgegenzuhalten, daß im $ 1 Abs. 1 BVG BGBI.Nr. 289/1925, wo der Landeshauptmann als Vorstand 

eingesetzt wird, die Verfügung über die dienstliche Verwendung angesprochen ist (s. oben im
 Text bei 

FN 7), und nicht im $ 1 Abs. 3 leg. cit., ein Umstand, der dafür spricht, daß der Bundesverfassungsge- 

setzgeber diese Verfügungen prinzipiell dem unmittelbaren Verantwortungsbereich des 
Landeshaupt- 

mannes zuordnen wollte. Es ist aber zu bedenken, daß die Bezugnahme auf $ 9 Abs. 3 Übergangsge
setz 

im $ 1-Abs. 1 BVG BGBI.Nr. 289/1925 dem Inhalt und der Intention nach ‚‚nur'' eine (historisch be
- 
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(Fortsetzung der Anmerkung 91) 

legbare) Ingerenz der Landesregierung auf die Verfügung über die dienstliche Verwendung in bewußter 

Abweichung von der umfänglichen Dispositionsbefugnis des Landeshauptmannes hinsichtlich der Ver- 
wendung der Bundesangestellten vor Erlassung des BVG BGBI.Nr. 289/1925 wenigstens in einem be- 
stimmten, bisher gegenüber den Landesangestellten bestehenden Ausmaß sicherstellen sollte, so daß 
diese Überlegung allein zur Begründung einer umfänglichen und unmittelbaren Vollzugszuständigkeit 
des Landeshauptmannes - hier nun im Verhältnis zum Landesamtsdirektor - m. E. nicht ausreicht. $ 2 
bzw. 8 3 Abs. 2 und 3 BVG BGBl.Nr. 289/ 1925 enthalten aber Hinweise, daß die wesentlichsten Verfü- 
gungen über die dienstliche Verwendung, nämlich die Bestellung zum Leiter einer Abteilung bzw. ei- 
ner Abteilungsgruppe dem Landeshauptmann als Vorstand unmittelbar vorbehalten sind. Dies ergibt 
sich einerseits daraus, daß die Einrichtung der Abteilungen bzw. Abteilungsgruppen durch die vom 
Landeshauptmann zu erlassende Geschäftseinteilung erfolgt, wobei die Abteilungsvorstände bzw. 
Gruppenvorstände (so die Bezeichnung im BVG BGBlI.Nr. 289/1925) im systematischen Verbund mit 
den verfassungstechtlichen Regelungen betreffend die Geschäftseinteilung, nämlich im & 2 BVG 
BGBI.Nr. 289/1925, angesprochen werden (s. $ 2 Abs. 3 leg. cit.). Andererseits spricht für die Zugehö- 
tigkeit der Bestellungen auf Gruppen- bzw. Abteilungsebene zum unmittelbaren Vollzugsbereich des 
Landeshauptmannes die Überlegung, daß gemäß & 3 Abs. 3 BVG BGBl.Nr. 289/1925 in der vom Lan- 

deshauptmann zu erlassenden Geschäftsordnung vorrangig (auch) die Gruppen- bzw. Abteilungsvor- 
stände zur Vertretung der Organe Landesregierung bzw. Landeshauptmann berufen werden können. 
Auf diese Funktion hin hat vor allem auch die Bestellung zu erfolgen, was dem Bestellungsakt seine be- 
sondere Bedeutung gibt. Bedenkt man weiters auch hier den systematischen Zusammenhang, nämlich 
den Umstand, daß der Landeshauptmann die Vertretungsbefugnis in der Geschäftsordnung zu regeln 
hat, so wäre es wohl widersinnig, den einer solchen Regelung zugrundeliegenden - vor allem aus der 
Sicht des inneren Dienstbetriebes insgesamt wohl gewichtigeren - Akt, nämlich die Bestellung zum 
Gruppen- bzw. Abteilungsvorstand, einem dem Landeshauptmann untergeordneten Funktionsträger, 
nämlich dern Landesamtsdirektor als Leiter des inneren Dienstes, vorzubehalten (dies gilt auch für die 
mit einer Abteilungsvorstandsfunktion gleichwertige Funktion eines Bezirkshauptmannes; s. dazu FN 
8). Soweit es sich aber nicht um die Bestellung eines Gruppen- bzw. Abteilungsvorstandes handelt, son- 
dern um sonstige Verfügungen über die dienstliche Verwendung eines Bediensteten im Amt der Lan- 
desregierung, muß die originäre Zuständigkeit des Landesamtsdircktors kraft seiner Funktion als Leiter 
des inneren Dienstes gemäß $ 1 Abs. 3 BVG BGBl.Nr. 289/1925 angenommen werden, fehlt es doch 
insoweit an einer vergleichbaren Zuständigkeitsbegründung zugunsten des Landeshauptmannes, die 
aus dem BVG BGBl.Nr. 289/1925 erschließbar wäre (nicht überzeugend daher die auf S. 18 fbzw. 22 
dargestellte Judikatur, wenn sie als Dienstvorgeserzten unmittelbar den Landeshauptmann und nicht 
den Landesamtsdirektor bezeichnet; tendenziell richtig liegt hingegen VfGH Sig. 7381/1974, das auf S. 
20 dargestellt ist, bzw. VwGH vom 16.6.1964, ZI. 1216/62: Dienstvorgesetzter ist kraft der Spezialbe- 
stimmung des & 1 Abs. 3 BVG BGBl.Nr. 289/1925 der Landesamtsdirektor).



mangels anderslautender Regelung wieder ins allgemeine Schema zurück??). 

Diese innerdienstlichen Vorschriften erscheinen u.a.??) als Instrumente des 

Landeshauptmannes, die Leitung des inneren Dienstes durch den Landeamts- 

direktor generell zu determinieren, Die Formel „Landeshauptmann unter Mit- 

wirkung des Landesamtsdirektors‘‘, die häufig Verwendung findet?®), be- 

schreibt aus systematischen Gründen daher das Verhältnis Landeshauptmann - 

Landesamtsdirektor nur zum Teil zutreffend, weil dem Landeshauptmann im ı 
inneren Dienst prinzipiell ‚‚nur‘‘ die Aufsicht zusteht, während der Landes- 

amtsdirektor nicht bloß mitwirkt, sondern hier selbst unmittelbares Vollzugs- 

organ ist??). 

6.2 Der Funktionsbereich 

Im folgenden soll nun versucht werden, problemorientiert wichtige Angele- 

genheiten des Funktionsbereiches Innerer Dienstbetrieb im Amt der 0.ö. Lan- 

92) Diese Vorschriften sind auf der Ebene selbständiger gesetzesvertretender Verordnunge
n angesiedelt 

(vgl. auch ADAMOVICH - FUNK, Verwaltungsrecht, 88). Es erscheint daher vertrerbar anzunehmen, 

daß z.B. in der Geschäftsordnung gleichermaßen wie in einem Gesetz gemessen am aus Art. 18 B-VG 

ableitbaren Maßstab des Verbotes formalgesetzlicher Delegation bzw. am Gebot ausreichender Deter- 

minierung verfassungsrechtlich zwingend die wesentlichen Grundentscheidungen (bzw. 
wesentlichen 

Regelungsgesichtspunkte) enthalten sein müssen, während das insoweit ausreichend determinier
te Voll- 

zugsbandeln des Landesamtsdirektors sich sowohl auf die Erlassung von generellen Akten zur 
näheren 

Durchführung der gesetzesvertretenden Akte des Landeshauptmannes ( vergleichbar den die Ges
etze nä- 

her konkretisierenden Durchführungsverordnungen im Sinne des Art. 18 Abs. 2 B-VG), als auch auf 

konkrete Vollzugsakte im Einzelfall erstreckt (etwa als Dienstyorgesetzter, wie dies der VwGH
 im Er- 

kenntnis vom 16.6.1964, ZI. 1216/62, betont). 

93) Dadurch söllte aber auch der für erforderlich erachtete Einfluß der Bundesregierung bzw. 
der Landesre- 

gierung durch die Einräumung von Zustimmungsrechten sichergestellt werden. Hinsicht
lich der Zu- 

stimmungsrechte der Bundesregierung s. Pkt. A, 35 des Forderungsprogrammes der Bundesländer 

1976. wo der ersatzlose Entfall gefordert wird, da durch das Weisungsrecht und durch das Ankla
gerecht 

der Bundesregierung für eine ausreichende Einflußnahme des Bundes auf die Geschäftsführu
ng durch 

die Länder vorgesorgt ist. 

94) Siehe ADAMOVICH - FUNK, Verwaltungsrecht, 84; RASCHAUER, Die obersten O
rgane der Landes- 

verwaltung, in: ERMACORA u.a. (Hrsg), Allgemeines Verwaltungsrecht, 1979, 375 ff, 379. 

95) Vgl. auch das in FN 92 zitierte VwGH-Erkenntnis. Unmittelbares Vollzugsorgan ist der Landesh
aupt- 

mann aus historischer Sicht nur in der Regiminalfunktion Geschäftsverteilung bzw. in der Regelung des
 

Geschäftsganges durch die Erlassung der Geschäftsordnung, d.i. die sog. Dircktorialgewalt, 
geblieben 

(vgl. zu diesen Funktionen ULBRICH, Lehrbuch, 100 bzw, 182). Die Vollzugsverantwortung im Sinne 

eines obersten Organs der Vollziehung nach Art. 19 B-VG (s. o. FN 72) liegt freilich insgesamt (also 

auch für den seiner Aufsicht unterstellten Landesamitsdirektor) beim Landeshauptmann als Vorstand des
 

Amtes, die ihm gegenüber, soweit es sich um die Geschäftsführung des Amtes der Landesregierung im
 

Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung handelt, gemäß Art. 142 Abs. 2 lit. d B-VG von der Bundes- 

regierung beim VfGH geltend gemacht werden kann. Handelt es sich um die Geschäftsführung im Be-
 

reich der Landesverwaltung, so obliegt es dem Landtag, entweder im Wege eines Mißtrauensvorum
s ge- 

miäß Art. 35 L-VG 1971 oder durch Anklage beim VFGH gemäß Art. 142 Abs. 2 lit. c B-VG die Voli- 

zugsverantwortung geltend zu machen. Der Landesamtsditektor ist hinsichtlich seiner Verantwortlich- 

keit nicht anders gestellt als sonst ein Landesbeamter. 
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desregierung darzustellen. Entsprechend dem Ergebnis der verfassungsrechtli- 
chen Analyse bietet es sich an, systematisch die Organisation der personellen 
Mittel (6.2.1), die Organisation der Sachmittel (6.2.2) und den Bereich des 
einheitlichen und geregelten Geschäftsganges (6.2.3), der die Verbindung zwi- 
schen personeller und sachlicher Organisation schafft, zu trennen, Einzelfragen 

aus den genannten Bereichen herauszugreifen und abschließend unter Sonsti- 
ges (6.2.4) weitere Sachverhalte anzusprechen, soweit sie als Angelegenheit des 
inneren Dienstbetriebes erkennbar sind und systematisch nicht derart - weil 
übergreifend - zugeordnet werden können. Die Erlassung der Geschäftsord- 
nung bzw. Geschäftseinteilung durch den Landeshauptmann wird hier nicht 
mehr berücksichtigt, weil dies im wesentlichen als einziges im BVG BGBl.Nr. 
289/1925 unmittelbar und ausreichend klargestellt ist. 

6.2.1 Organisation der personellen Mittel??) 

a) Die Zuordnung der Organfunktionen (Verwendungsverfügungen) 

Die Verfügung über die dienstliche Verwendung von Bediensteten 
eines Amtes der Landesregierung wird vom BVG BGBi.Nr. 289/1925 
ausdrücklich erfaßt und dem Funktionsbereich Innerer Dienstbetrieb 
zugeordnet. Dazu zählen die erstmalige Verwendungszuweisung, ei- 
ne Verwendungsänderung und die ebenfalls eine Verwendungszu- 
weisung bzw. -änderung bildende Betrauung und Abberufung von 
der Funktion als Leiter (Leiter-Stellvertreter) einer Abteilung bzw. ei- 
ner Gruppe des Amtes der Landesregierung ($ 2 Abs. 3 BVG 
BGBI.Nr. 289/1925) sowie eine Versetzung von einer Abteilung 
bzw. Gruppe des Amtes der Landesregierung zu einer anderen. Alle 
Sachverhalte sind von den einfachgesetzlichen Regelungen des in 
Oberösterreich geltenden Beamtendienstrechtes erfaßt. 

Gemäß 8 2 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes, LGBI.Nr. 27/1954, 

i.d.g.F. in Verbindung mit den 20 Ergänzungen zum Landesbeam- 
tengesetz sind in diesem Zusammenhang die Bestimmungen der 
Dienstpragmatik einschließlich des & 67 Dienstpragmatik i.d.F. der 
Dienstpragmatiknovelle 1969 sinngemäß als landesgesetzliche Vor- 
schriften anzuwenden. Dies bedeutet, daß erstmalige Verwendungs- 
zuweisungen, vorläufige Dienstzuteilungen sowie Dienstzuteilungen 
zum Zwecke einer Ausbildung gemäß $ 22 der Dienstpragmatik, fer- 
ner die Beendigung der vorläufigen Ausübung einer höheren Ver- 
wendung zur Vertretung eines an der Dienstausübung Verhinderten 
ohne weiters und formlos vom Landeshauptmann bzw. Landesamts- 
direktor verfügt werden können. Hingegen sind Versetzungen von 
einer Abteilung, Gruppe bzw. sonstigen Gliederung des Amtes der



96) 

97) 

Landesregierung zur anderen gemäß $ 67 Abs. 1 Dienstpragmatik?0) 

sowie die Abberufung eines Beamten von seiner bisherigen Verwen- 

dung (Funktion), soweit sie gemäß $ 67 Abs. 4 Dienstpragmatik ei- 

ner Versetzung gleichzuhalten ist, gemäß $ 67 Abs. 8 Dienstpragma- 

tik mit Bescheid zu verfügen. 

Einfachgesetzlich ergibt sich deshalb ein Problem einer Einordnung 

dieser Angelegenheiten, die vom Landeshauptmann bzw. Landes- 

amtsdirektor zu vollziehen sind, weil die einschlägigen Bestimmun- 

gen der Dienstpragmatik regelmäßig mit der Formel ins 0ö. Landes- 

recht übernommen wurden, daß anstelle der Zuständigkeit der ober- 

sten Organe der Vollziehung des Bundes die der Landesregierung 

tritt9”), Vor einer ähnlichen Situation stand der Verfassungsgerichts- 

hof in seinem Erkenntnis Sig. 5297/1966 im Zusammenhang mit 

dem damals geltenden & 2 Abs. 2 Burgenländisches Landesbeamten- 

gesetz, LGBI.Nr. 20/1955. Auch dort wurden die bundesrechtlichen 

Vorschriften mit der Maßgabe übernommen, daß die den Bundesor- 

ganen eingeräumten Befugnisse hinsichtlich der Landesbeamten der 

Landesregierung zustehen, Der Verfassungsgerichtshof verneinte 

trotz dieser eindeutigen Regelung die Zuständigkeit der Landesregie- 

rung und sah die Zuständigkeit des Landeshauptmannes als Vorstand 

der Dienstbehörde und des zur Führung der Dienstaufsicht berufe- 

nen Vorgesetzten als gegeben an. In Anbetracht dieser Judikatur ist 

davon auszugehen, daß auch Art. I Abs. 2 der 18. Ergänzung zum 

Landesbeamtengesetz keine abschließende Regelung der Zuständig- 

„Eine Versetzung liegt vor, wenn der Beamte einer anderen Dienststelle zur daue
rnden Dienstleistung 

zugewiesen wird.‘ Als Dienststellen im Sinne der als Landesvorschrift geltenden 
Dienstpragmatik gel- 

ten gemäß $ 18 Abs. 11 Dienstpragmatik i.d.F. der 18. Ergänzung zum Landesbe
amtengesetz die Ab- 

teilungen und sonstigen Gliederungen des Amtes der Landesregierung. 

Vgl. erwa Art. I Abs. 2 der 18. Ergänzung zum Landesbeamtengesetz, LGBI.Nr. 70/1973. Die Dienst-
 

pragmatik ist im Bundesbereich durch das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBI.Nr. 333, (BDG 

1979) ersetzt worden: Die Regelungen über die dienstrechtliche Verwendung d
er Beamten sind in den 

$8 38, 39, 40 BDG 1979 enthalten, wobei im Fall der Übernahme dieser Besti
mmungen durch Landes- 

gesetz in die od. Rechtsordnung darauf Bedacht zu nehmen sein wird, daß
 ihr Vollzug dem Landes- 

hauptmann als Vorstand des Amtes der Landesregierung bzw- dem Landesamtsdirektor obli
egt. Dies 

gilt natürlich für alle innerdienstlichen Aufgaben, die vom Beamten-Dienst
rechtsgesetz 1979 erfaßt 

sind: Während beispielsweise der 2. (Stellenplan) und 3. Abschnitt über das
 Dienstverhältnis bzw. $ 56 

(Nebenbeschäftigung) jedenfalls in den Zuständigkeitsbereich der Landesregi
erung fällt, handelt es sich 

beim 4. Abschnitt (Dienstliche Ausbildung), 5, Abschnitt (Verwendung des Beamten), 6. Abschnitt 

(Dienstpflichten des Beamten), 8. Abschnitt (Leistungsfeststellung) und aus d
em 9, Abschnitt (Diszi- 

plinarrecht) bei den $8 109 (Disziplinaranzeige) bzw. 112 (Suspendierung) 
BDG 1979 im wesentlichen 

um Angelegenheiten des inneren Dienstbetriebes (zur näheren Begründung
 s. oben weiter im Text). 

Größere Schwierigkeiten bereitet - wie sich ebenfalls noch ergeben wird - die Einordnung des 7. Ab- 

schnittes (Rechte des Beamten, Bezüge, Urlaub etc.) BDG 1979, wenngl
eich auch hier weithin Voll- 

zugsangelegenheiten des inneren Dienstbetriebes vorliegen dürften (z.B. 
$$ 68 ff über die Gewährung 

von Urlaub aller Art). Eine ins einzelne gehende Untersuchung ist. freilich in diesem Rahmen nicht 

möglich. 
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keitsverteilung enthält. Im Sinne einer verfassungskonformen Inter- 
pretation dieser Regelung hat zu gelten, daß nicht die Landesregie- 
tung, sondern der Landeshauptmann bzw. unter seiner Aufsicht der 
Landesamtsdirektor im Bereich des Amtes der 0.ö. Landesregierung 
grundsätzlich und auch dort zur Verfügung über die dienstliche Ver- 
wendung von Beamten zuständig geblieben sind, wo diese bescheid- 
förmig zu erfolgen hat. Es bietet sich freilich an, diese einfachgesetz- 
liche Rechtslage in eindeutiger Weise an die Regelungen der Verfas- 
sung anzupassen?®). 

Ein weiteres Vollzugsproblem ist darin zu sehen, daß zwar der als 
Landesgesetz in Geltung stehende 8 67 Dienstpragmatik für die Ver- 
fügung über die dienstliche Verwendung zum Teil die Bescheidform 
vorgeschrieben hat. Eine Regelung des Verfahrens ist in den einschlä- 
gigen Bestimmungen aber nicht enthalten. Da dutch die Verfügung 
über die dienstliche Verwendung eines Beamten des Amtes der Lan- 
desregierung sein Dienstverhältnis unmittelbar nicht berührt wird, 
sondern lediglich seine Organfunktion, kommt auch das Dienst- 

rechtsverfahrensgesetz nicht in Betracht. Dessen Anwendungsbereich 
ist gemäß $ 1 Abs. 1 Dienstrechtsverfahrensgesetz nämlich auf das 
Verfahren in Angelegenheiten des öffentlich-rechtlichen Dienstver- 
hältnisses zu den Ländern beschränkt. Es ist jedoch in Betracht zu 
ziehen, das AVG direkt für anwendbar anzuschen, da gemäß Art. II 

Abs. 2 A. Z. 1EGVG. 1950 dieses Verfahrensgesetz von den Behör- 
den der allgemeinen staatlichen Verwaltung in den Ländern anzu- 
wenden ist, eine Formulierung, die es möglich macht, den Landes- 

hauptmann bzw. den Landesamtsdirektor darunter einzuordnen. 
Zum gleichen Ergebnis kommt man auch, wenn man bedenkt, daß 

ansonsten hier eine echte Gesetzeslücke vorliegt, die vom Gesetzge- 

ber offensichtlich nicht gewollt war, ein Befund, der zur Annahme 

führen muß, daß das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz in 

98) Es wäre an sich ausreichend gewesen, im Art. 1 Abs. 2 der 18. Ergänzung als weiteres Organ den Landes- 
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hauptmann anzuführen, da darin augenscheinlich nicht konkrete Zuständigkeiten, sondern die allge- 
meine und leitende Vollzugsverantwortung der in Betracht kommenden obersten Organe des Landes 
geregelt werden sollte (vgl. zum Problemkreis der Vollzugsklauseln dieser Art BARFUSS, Ressortzustän- 
digkeit und Vollzugsklausel, 1968, insbes. 102 ff). Es muß aber beachtet werden, daß etwa in der 
Dienstpragmatik als Bundesvorschrift mangels Erfordernis - ist doch etwa dem Bundesminister (ver- 
gleichsweise wie dem Landeshauptmann der Landesamtsdirektor) von Verfassungs wegen kein leitender 
Beamter für die Wahrnehmung der Aufgaben des inneren Dienstes beigegeben (s.o. FN 14) - begriff- 
lich der Umstand nicht berücksichtigt ist, daß als unmittelbares Vollzugsorgan von Verfassungs wegen 
prinzipiell der Landesamtsdirektor im wesentlichen jene Aufgaben wahrnimmt, die die Dienstpragma- 
tik dem Vorstand der Dienstbehörde zuordnet (s. etwa & 112 Dienstpragmatik). Die Vorstandsfunktion 
des Landeshauptmannes, die grundsätzlich in der Aufsicht des Landesamtsdirektors besteht (s.0.5. 46 
ff), deckt sich nicht mit dem Funktionsbereich des Vorstandes der Dienstbehörde im Sinne der Dienst- 
pragmatik (in diesem Sinn auch VwGH vom 16.6.1964, ZI. 1216/64). Eine diesbezügliche Klarstellung 
auch in dieser Richtung erscheint daher in der Vollzugsklausel durchaus wünschenswert.



99) 

diesen Bereichen analog anzuwenden ist). Eine historisch überkom- 

mene Ingerenz der Landesregierung auf die Verfügung über die 

dienstliche Verwendung der Bediensteten des Amtes der Landesre- 

gierung gemäß $ 9 Abs. 3 ÜG 1920 ist auch in Oberösterreich - wie in 
der Steiermark - nicht eindeutig nachweisbar!00). 

b) Innerdienstliches bei der Ausübung der Organfunktionen 

aa) Dienstaufsicht 

Die Dienstaufsicht über die Bediensteten des Amtes der Landes- 

regierung ist innerer Dienstbetrieb schlechthin, da sie sich au- 

genscheinlich im Betriebsverhältnis eines Bediensteten und nicht 

in seinem Grundverhältnis entfaltet. Dies kommt auch in der Ju- 

dikatur des VEGH und des VwGH zu Recht deutlich zum Aus- 

druck, wo der Landeshauptmann bzw. der Landesamtsdirektor 

als Dienstvorgesetzter aller Bediensteten des Amtes der Landes- 

regierung, die zur Dienstaufsicht berufen sind, bezeichnet wer- 

den!01), Dienstaufsicht kann sich nämlich immer nur im Hin- 

blick auf die Ausübung der Organfunktion entfalten. Eine ande- 

re Zwecksetzung unabhängig von der Organfunktion ist nicht 

Zur echten Gesetzeslücke vergleiche WALTER-MAYER, Bundesverfassungsrecht?, 41. 

100) Siehe VIGH Sig. 5296/1966 und das darin grundgelegte Erfordernis eines eindeutigen Nachweises: 

101) 

„‚Auf die Anfrage des Verfassungsgerichtshofes hat die Steiermärkische Landesregierung mitgereilt, daf 

für die Zeit vor dem 1. Oktober 1925 zu diesem Thema keine Unterlagen vorhanden sind. Die gleich- 

zeitig übersandte Geschäftseinteilung des Amtes der Landestegierung ab 1. Oktober 1925 ist demnach 

ohne Bedeutung. Die Landesregierung hat Herrn Dr.jur. K.-W. (geb. 1876) einvernommen. Dieser hat 

angegeben, daß nach seiner Ansicht die Landesregierung als solche über die dienstliche Verwendung ih- 

ter Landesangestellten ein ‚Verfügungsrecht bzw. Ingerenz‘ besaß, von dem hauptsächlich dann Ge- 

brauch gemacht wurde, wenn es sich um leitende Bedienstete oder um solche handelte, die wichtigere 

Agenden zu betreuen hatten. Es sei anzunehmen, daß in der damaligen Zeit (d.i. vor dem I. Oktober 

1925) die Landesregierung beispielsweise sich für Versetzungen jüngerer Bediensteter u.ä. nicht geküm- 

mert haben wird, es sei denn, es handelte sich um Bedienstete, bei welchen Gründe für die Ingerenz der 

Landesregierung vorlagen. Diese Auskunft ist zu unbestimmt, als daß sie sichere Schlußfolgerungen ge- 

stattete. Es ist demnach nicht zu erweisen, daß die Landesregierung vor dem 1. Oktober 1925 eine Inge- 

renz auf die dienstliche Verwendung von Landesbeamten ausgeübt hat.‘‘ Eine Durchsicht aller Be- 

schlüsse der (damals großteils noch als Landesrat bezeichneten) 0.ö. Landesregierung in den Jahren 1919 

bis 1930 ergab, daß wohl dienstrechtliche Maßnahmen (Beförderungen etc.) beschlossen wurden, 

nicht aber Verwendungsverfügungen, soweit es sich um Verwaltungseinheiten handelte, die 1925 im 

Amt der Landesregierung vereinigt wurden, Einzelne Formulierungen, die im Kontext mit dienstrecht- 

lichen Verfügungen auf Verwendungszuweisungen Bezug nehmen, reichen in Anbetracht der geringen 

Zahl solcher Beschlüsse (6) und unter Berücksichtigung des Umstandes, daß z.B. auch die Ernennung 

des Bezirkshauptmannes durch den Landeshauptmann als Ausdruck historischer Entwicklung seit jeher 

überkommene Verwaltungspraxis in Oberösterreich ist, wohl nicht zu einer ausreichend belegten Be- 

gründung einer Ingerenz der Landesregierung im Jahre 1925 durch das Inkrafttreten des BVG BGBI.Nr. 

289/1925 aus. 

VfGH Sig. 5297/1966: VwGH vom 16.6.1964, Z. 1216/62. Die Judikatur berücksichtigt - wie erwähnt 

(s.o. FN 91) - insgesamt freilich den Umstand zu wenig, daß nicht der Landeshauptmann, sondern der 

Landesarmtsdirektor hier unmittelbares Vollzugsorgan, sohin Dienstvorgesetzter, ist. 
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denkbar. Die einschlägigen Bestimmungen der Dienstpragma- 
tik, die in Oberösterreich in Kraft stehen, erfassen diesen Teil 

des inneren Dienstbetriebes partiell. Zu verweisen ist auf $ 89 
Dienstpragmatik, wonach das Recht des Vorgesetzten, Unterge- 
benen Ungehörigkeiten in ihrer Amtsführung auszustellen, un- 
berührt bleibt. Gleichermaßen zum inneren Dienstbetrieb zäh- 
len - wie bereits dargestellt - die Dienstbeurteilungen (Dienstbe- 
schreibungen) und die Verfügungen im Vorfeld der Disziplinar- 
gewalt. Es sind der Landeshauptmann bzw. der Landesamtsdi- 
rektor, die im Wege der prinzipiell frei organisierbaren, da ge- 
setzlich kaum geregelten Amtsinspektion die Tätigkeit der Be- 
diensteten zu kontrollieren, gegebenenfalls gemäß $ 112 Dienst- 
pragmatik Anzeige bei der Disziplinarbehörde zu erheben bzw. 
gemäß 8 145 Abs. 2 Dienstpragmatik die vorläufige Suspendie- 
rung auszusprechen haben. 

Schranken des Zuständigkeitsbereiches ‚Dienstaufsicht‘‘ erge- 

ben sich aus der Zuständigkeit der Disziplinarbehörde und aus 
der Zuständigkeit der Landesregierung als zur Gestaltung des 
Dienstverhältnisses berufene Behörde. So kommt es dem Lan- 
deshauptmann bzw. dem Landesamtsdirektor als zur Dienstauf- 
sicht berufener Dienstvorgesetzter zu, den Gesetzesvollzug in 
Angelegenheiten der Dienstverhinderungen wegen Krankheit 
oder aus anderen stichhältigen Gründen gemäß $ 29 Dienstprag- 
matik zu verantworten. Unter Hinweis auf $ 29 Abs. 3 Dienst- 
pragmatik, wonach ein gerechtfertigtes Fernbleiben keine 
Schmälerung der Bezüge oder eine Beeinträchtigung der Vor- 
rückung in höhere Bezüge zur Folge hat, also das Dienstverhält- 
nis nicht berührt, ist festzuhalten, daß in diesem Rahmen eben 

nur die konkrete Ausübung der Organfunktion - sohin der 
Dienstbetrieb - in Frage steht. Konsequenterweise sind daher der 
Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor zuständig und auch 
verpflichtet - letztlich durch behördliche Anordnung amtsärztli- 
cher Untersuchung gemäß $ 29 Abs. 2 Dienstpragmatik - im 
Wege der Dienstaufsicht die Rechtfertigung für die Dienstver- 
hinderung klarzustellen. Je nach Ergebnis kommt es dann etwa 
der Disziplinarbehörde (z.B. auf Anzeige des Dienstvorgesetz- 
ten) bzw. der Landesregierung gemäß 88 79 ff Dienstpragmatik 
(Versetzung i in den Ruhestand) zu, erforderliche Konsequenzen 
im Dienstverhältnis zu ziehen. 

bb) Dauer des Dienstes 

Mit dem Dienstverhältnis im unmittelbaren Zusammenhang 
steht zwar die gesetzliche Regelung ($ 28 Dienstpragmatik) über 
die Dauer der Dienstzeit eines Beamten. So sieht $ 28 Dienst-



pragmatik für das Land Oberösterreich eine regelmäßige Wo- 

chendienstzeit des Beamten im Ausmaß von 40 Stunden vor. Die 

Aufteilung der Dienstzeit in diesem gesetzlich vorgegebenen 

Rahmen kann zweckmäßigerweise aber nur im Hinblick auf die 

Ausübung bestimmter Organfunktionen vorgenommen werden; 

der Organisationsbezug steht hier sohin deutlich im Vorder- 

grund. Dies bestätigt auch der Gesetzeswortlaut im & 28 Abs. 2 

Dienstpragmatik, der vorschreibt, daß die Wochendienstzeit un- 

ter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse, aber auch 

der berechtigten Interessen der Beamten durch einen Dienstplan 

möglichst gleichmäßig und bleibend auf die Tage der Woche 

aufzuteilen ist!02). Weiters ist angeordnet, daß Sonntage, gesetz- 

liche Feiertage und Samstage dienstfrei zu halten sind, soweit 

nicht zwingende dienstliche oder sonstige öffentliche Interessen 

entgegenstehen. Ferner ermächtigt $ 28 Dienstpragmatik zur 

Einführung der gleitenden Dienstzeit ebenfalls nur unter der 

Voraussetzung, daß ‚dienstliche oder sonstige öffentliche Inter- 

essen (nicht) entgegenstehen‘. 

Die Anordnung von Überstunden, Journaldienst und Rufbereit- 

schaften kann ebenfalls nicht anders als zum Betriebsverhältnis 

gehörend eingeordnet werden!®). Die Erfordernisse des Dienst- 

betriebes im Hinblick auf die Ausübung der Organfunktionen 

sind es nämlich, die maßgeblich dafür sind, ob eine Verfügung 

dieser Art getroffen werden muß. Wenn dem Landeshauptmann 

bzw. Landesamtsdirektor die Verantwortung für einen zweckent- 

sprechenden Dienstbetrieb zukommt, und dies ist ohne Zweifel 

der Fall, dann stellt die Möglichkeit, in dieser Weise über die Be- 

diensteten zu verfügen, eine wesentliche Bedingung für die 

Übernahme dieser Verantwortung dar. 

cc) Dienstbefreiungen 

Als Dienstbefreiungen sollen hier Dienstbefreiungen wegen 

Kuraufenthalt (8 29a Dienstpragmatik), der Erholungsurlaub ($ 

42 Dienstpragmatik) und der Sonderurlaub (8 43a, $ 44 Dienst- 

pragmatik) bzw. der Karenzurlaub für werdende Mütter erfaßt 

werden. Die Abgrenzung bereitet Schwierigkeiten und kann 

wohl auch wieder nur an Hand des Schemas Betriebsverhältnis - 

Grundverhältnis vorgenommen werden. 

102) Auch KOCIAN-SCHUBERT, Dienstpragmatik, schen diesen Zus
ammenhang, wenn sie die aufgaben- 

mäßige Diensteinteilung und die zeitmäßige Diensteinteilung in Beziehung setzen. 

103) So auch Erläuternde Bemerkungen zur Regierungsvorlage betreffend das Dienstrechtsver
fahrensgesetz, 

328 Blg. St. Prot. des NR, VIII. GP. 
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In Anwendung der oben entwickelten Zweifelsregeln (insbeson- 
dere der bei FN 64 entwickelten Schwerpunkt- bzw. 
Vordergrundtheorie) kommt die Zuständigkeit der Landesregie- 
rung jedenfalls insoweit in Betracht, als die Gewährung eines Ur- 
laubes den Anspruch auf Bezüge bzw. Ruhegenuß berührt, und 
damit das Grundverhältnis. Hier tritt dann neben die Entschei- 
dung aus der Sicht des inneren Dienstbetriebes die Entscheidung 
der Landesregierung über Konsequenzen im Dienstverhältnis: 
Die Realisierung des Urlaubs setzt demnach dann eine positive 
Entscheidung sowohl des Landesamtsdirektors als auch der Lan- 
desregierung voraus (dies entspricht der Entscheidungssituation 
bei Verfügungen über die dienstliche Verwendung, wo die Kon- 
sequenzen im Grundverhältnis, z.B. eine Beförderung, von der 
Landesregierung zu ziehen sind). 

Dies gilt wohl für die Gewährung eines Sonderurlaubs von mehr 
als drei Monaten, da in solchen Fällen gemäß $ 44 Dienstprag- 
matik etwa der Entfall der Bezüge angeordnet werden kann, und 
für den Karenzurlaub der Mütter. Beim Karenzurlaub der Müt- 
ter ist freilich eine ausschließliche Zuständigkeit der Landesregie- 
rung gegeben, fehlt es doch am innerdienstlichen Interesse als 
Tatbestandsmerkmal für den Vollzug der einschlägigen Vor- 
schriften. Andererseits erscheint aber der Vollzug der Vorschrif- 
ten über den gesetzlich vorgegebenen Erholungsurlaub als eine 
Angelegenheit, die ausschließlich dem Betriebsverhältnis und 
damit dem inneren Dienstbetrieb zugeordnet werden muß, ist 
doch die Bewilligung des Regelurlaubes gleich der Dienstzeitein- 
teilung vorrangig von der Interessenslage der Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebes bestimmt!0%. Die Gewährung von Dienst- 
befreiungen wegen Kuraufenthalt ($ 29a Dienstpragmatik) und 
Sonderurlaub aus beliebigen Gründen (Todesfälle, Ehe) gemäß 
8& 43a Dienstpragmatik unterhalb der oben angegebenen Grenze 
ist ebenfalls insgesamt dem inneren Dienstbetrieb zuzuordnen, 
weil nicht das Dienstverhältnis selbst in Frage steht, sondern die 

Erfordernisse des Dienstbetriebes. Daß dem Betroffenen ein 
Rechtsanspruch auf Dienstbefreiung gemäß $ 29a Dienstprag- 
matik eingeräumt ist, hindert diese Zuordnung nicht, können 
doch auch im inneren Dienstbetrieb Rechtspositionen einge- 
räumt werden. 

104) Hinweise dafür enthalten $ 42 Abs. 10 Dienstpragmatik, wonach dem Beamten die Hälfte des Urlaubs- 
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ausmaßes ungeteilt gebührt, sofern nicht gierst/iche Gründe entgegenstehen, und 8 43 Dienstpragma- 
tik, wonach die Bewilligung eines Urlaubs eine aus besonderen dienstlichen Rücksichten gebotene abän- 
dernde Verfügung nicht ausschließt (s. auch FN 103).



da) Nebenbeschäftigung 

Die Angelegenheit ‚‚Nebenbeschäftigung‘‘ eines Bediensteten 

ist in den $$ 33 und 34 Dienstpragmatik geregelt. Grundsätzlich 

muß hier bedacht werden, daß in der Dienstpragmatik ein Recht 

des Beamten auf Nebenbeschäftigung grundgelegt worden ist, 

das nur dann nicht realisiert werden kann, wenn sie dem An- 

stand und der Würde seines Amtes widerstreitet, die Erfüllung 

seiner dienstlichen Verpflichtungen behindert oder die Vermu- 

tung der Befangenheit hervorgerufen werden könnte. Diese Tat- 

bestände des & 33 Dienstpragmatik bilden einen Untersagungs- 

grund, während für die nebenberufliche Sachverständigentätig- 

keit, die im Zusammenhang mit den Aufgaben des Berufes ste- 

hen, eine Bewilligung gemäß & 34 Dienstpragmatik erforderlich 

ist, die zu erteilen ist, wenn Gefährdungen dienstlicher Interes- 

sen ausgeschlossen sind. 

Zwar ist eine Zuordnung nicht eindeutig möglich, weil die ord- 

nungsgemäße Ausübung der Organfunktion - betrachtet man 

den Gesetzeswortlaut - im Vordergrund steht, doch muß insge- 

samt davon ausgegangen werden, daß der Ausschluß dieses 

Rechtes auf Nebenbeschäftigung durch Untersagung im Grund- 

verhältnis wirksam wird, da es die prinzipielle Freiheit zur Aus- 

übung einer Nebenbeschäftigung konstituiert. In Anwendung 

der Zweifelsregel (insbesondere der bei FN 64 entwickelten 

Schwerpunkt- bzw. Vordergrundtheorie) und unter Bedachtnah- 

me auf die Judikatur bzw. die Gesetzesmaterialien!®) ist wohl 

die Zuständigkeit der Landesregierung zur Untersagung bzw. 

Bewilligung einer Nebenbeschäftigung anzunehmen. 

ee) Entbindung von der Amtsverschwiegenheit 

In der Judikatur!%®) wird die Frage der Entbindung von der 

Amtsverschwiegenheit einerseits als innerorganisatorische Maß- 

nahme in Ausübung der Dienstaufsicht gesehen, die gegenüber 

105) Vgl. die bei HACKL, Die Dienstpragmatik®, 482 f, zitierte Judikarur. Ausdrücklich im
 Bereich eines 

Amtes der Landesregierung so VfGH Sig. 4335 / 1962: Dort ist die Zuständigkeit der L
andesregierung in 

diesem Zusammenhang anerkannt. Vgl. PACE, Dienstpragmatik, 47, und den dort zit
ierten Bericht 

des Staatsangestelltenausschusses, wo zum Ausdruck kommt, daß die Mögl
ichkeit des Beamten, „nach 

Zulaß seiner freien Zeit seine Einkommensverhältnisse durch die Übernahme einer Nebenb
eschäftigung 

zu verbessern,‘ gewahrt werden sollte. Die Materialien gehen also von einem Recht aus, 
das wohl auch 

verfassungsrechtlich über Art. 6 StGG geschützt ist (vgl, zu Art. 6 StGG OBERNDORFER - 
BINDER, 

Der verfassungsrechtliche Schutz freier, beruflicher, insbesondere gewerblic
her Betätigung, in: FS KLE- 

CATSKY, 2. Teilband, 677 ff). 

106) VEGH Sig. 3005/1956, 7455/1974; VwGH Sig. 7389/1968. 
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Außenstehenden keinerlei Rechte zu begründen vermag. Ande- 
rerseits aber ist sie gegenüber dem Beamten mit Bescheid vorzu- 
nehmen. Wegen des Nahverhältnisses zur Ausübung der Organ- 
funktion, die hier ohne Zweifel gegeben ist, bereitet eine Ein- 
ordnung dieser Angelegenheit als Materie des inneren Dienstbe- 
triebes keine Schwierigkeit. 

c) Dienstausbildung und Fortbildung 

Regelungen über die Dienstausbildung und Fortbildung der Beam- 
ten enthielt das Beamtendienstrecht im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des BVG BGBl.Nr. 289/1925 nicht. Aus dieser Sicht ergibt sich kein 
Anhaltspunkt, daß Dienstausbildung und Fortbildung der Bedien- 
steten als Dienstrechtsangelegenheit in die Zuständigkeit der Landes- 
regierung fällt. Betrachtet man den Zweck, der mit einer Dienstaus- 
bildung oder Fortbildung erreicht werden soll, so ist unzweifelhaft, 

daß dies insgesamt dazu dient, eine möglichst qualifizierte Aus- 
übung der Organfunktionen sicherzustellen, Da weiters die Absol- 
vierung einer Dienstausbildung bzw. Fortbildung für sich keine Aus- 
wirkungen auf das Dienstverhältnis selbst haben kann, scheint es 

zwingend, derartige Angelegenheiten dem inneren Dienstbetrieb 
zuzuordnen. Dies scheint selbst für die Regelung von Dienstprüfun- 
gen, die Voraussetzung für die Definitivstellung eines Bediensteten 
sind, zu gelten. Auch hier ist es unzweifelhaft, daß die Absolvierung 

einer Dienstprüfung für sich keine Auswirkung auf das Dienstver- 
hältnis hat. Andererseits muß aber auch berücksichtigt werden, daß 

die Definitivstellung seit jeher die Absolvierung einer entsprechen- 
den Dienstprüfung zur Voraussetzung hatte. Der Zusammenhang 
mit dem Dienstverhältnis im Sinne einer conditio sine qua non ist 
daher ein wesentlich engerer als zur Ausübung einer Organfunktion, 
weil Organfunktionen prinzipiell auch ohne derartige Dienstprüfun- 
gen ausgeübt werden können, hingegen war und ist die Begründung 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses ohne Dienstprüfung 
in der Regel nicht möglich. 

Dieser Beurteilung unter verfassungsrechtlichen Aspekten wurde im 
Gesetz über die Dienstausbildung und Fortbildung sowie über die 
Dienstprüfungen von Landesbediensteten, oö. LGBI.Nr. 80/1978, 
Rechnung getragen. Während gemäß & 1 Abs. 4 die Leitung der An- 
gelegenheiten der Dienstausbildung und der Fortbildung unter der 
Aufsicht des Landeshauptmannes dem Landesamtsdirektor obliegt, 
ist im Abschnitt II dieses Gesetzes betreffend Dienstprüfungen der 
Zuständigkeitsbereich der Landesregierung begründet.



d) Bedienstetenschutz 

Gleich dem Bund haben einzelne Bundesländer Bedienstetenschutz- 
gesetze erlassen. Kompetenzgrundlage dafür ist Art. 21 Abs. 2 
B-VG, wonach den Ländern die Gesetzgebung und Vollziehung in 
den Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes ihrer Bediensteten 
obliegt. Nach seinem $ 1 regelt das Oberösterreichische Landes- 
bediensteten-Schutzgesetz, LGBI.Nr. 54/1981, den Schutz des Le- 

bens und der Gesundheit der Bediensteten in Dienststellen des Lan- 
des bei der dienstlichen Tätigkeit, den im Rahmen dieser Tätigkeit 

mit Rücksicht auf Alter und Geschlecht dieser Bediensteten gebote- 
nen Schutz der Sittlichkeit sowie die Art der Überprüfung der Ein- 
haltung der diesbezüglichen Vorschriften. Schon daraus wird ein en- 
ger Zusammenhang dieser Regelungen mit der Ausübung der Or- 
ganfunktionen und damit zum Betriebsverhältnis ersichtlich. 

Im Gesetz sind Regelungen über die Arbeitsräume sowie sonstige Be- 
triebsräume und Arbeitsstellen (8 3), über die Gestaltung der Aus- 
gänge und Verkehrswege ($ 4), über die Betriebseinrichtungen, son- 
stigen mechanischen Einrichtungen und Betriebsmittel (8 5), über 
Arbeitsvorgänge und Arbeitsverfahren, Arbeitsplätze, Lagerungen 
($ 6), über den Verkehr in den Dienststellen ($ 7), über die gesund- 
heitliche Eignung der Bediensteten für eine bestimmte Beschäfti- 
gung ($ 8), über die Unterweisung der Bediensteten ($ 9), über die 
Verwendung Jugendlicher, weiblicher und besonders schutzbedürfti- 
ger Bediensteter ($ 10), über Schutzausrüstung und Arbeitskleidung 
($ 11), über Brandschutzmaßnahmen hinsichtlich der technischen 
Ausrüstung sowie über die Art der Bekämpfung eines Brandes ($ 12), 
über die Vorsorge für erste Hilfeleistung in technischer und personel- 
ler Hinsicht ($ 13), über Trinkwasser, Waschgelegenheiten, Aborte 
und Umkleideräume ($ 14), über den Aufenthalt während der Ar- 
beitspausen ($ 15), über die Einrichtung von Wohnräumen und Un- 
terkünften ($ 16), über die Instandhaltung, Prüfung und Reinigung 
der Amtsgebäude (& 17) sowie über die Pflichten der Bediensteten 
(8 18) enthalten. 
Dieser Kurzüberblick zeigt, daß im besonderen die dem Landes- 
hauptmann bzw. Landesamtsdirektor zukommende Verfügung über 
die dienstliche Verwendung eines Bediensteten unter dem Aspekt 
des Schutzes der Bediensteten eine entsprechende Regelung erfahren 
hat. Aber nicht nur in dieser Richtung wird der innere Dienst be- 
rührt, sondern auch hinsichtlich der übrigen Angelegenheiten des 
inneren Dienstbettiebes bei der Ausübung der Organfunktionen. Im 
wesentlichen ausschließlich das Betriebsverhältnis berühren unter 
diesem Aspekt die 88 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 15 und 18 des Gesetzes, 
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sodaß hier die Vollzugsverantwortung beim Landeshauptmann bzw. 
Landesamtsdirektor liegt und nicht bei der Landestegierung als 
Dienstrechtsvollzugsorgan bezogen auf den Bestand des Dienstver- 
hältnisses als Grundverhältnis (zum Bereich der Organisation der 
Sachmittel s.u. 6.2.2). 

6.2.2 Organisation der Sachmittel 

In diesem Bereich ist die Zuständigkeit der Landesregierung gemäß Art. 
45 L-VG 1971! von der Zuständigkeit des Landeshauptmannes bzw. 
Landesamtsdirektors im Bereich des inneren Dienstbetriebes auf Grund 
des BVG BGBI.Nr. 289/1925 abzugrenzen. Eine ins einzelne gehende 
Abgrenzung soll auch hier nicht durchgeführt werden. Dem Grundsatz 
nach kann aber gesagt werden, daß hier die Landesregierung im wesent- 
lichen eine passive, vor allem die Finanzierung der für den Dienstbe- 

trieb erforderlichen sachlichen Organisationsmittel sicherstellende Rolle 
besitzt. Die zur Verfügung stehenden, von ihr finanzierten Sachmittel 

werden vom Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor organisiert 
und ihrem Verwendungszweck zugeführt, also letztlich verwaltet; um- 

gekehrt ist die Landesregierung auf die Initiative des Landeshauptman- 
nes bzw. Landesamtsdirektors angewiesen, da ausschließlich sie zur Arti- 
kulation der Organisationsbedürfnisse des Amtes der Landesregierung 
berufen sind. Die ansonsten umfängliche Kompetenz der Landesregie- 
tung im Hinblick auf die Herbeiführung des Budgetbeschlusses des 
Landtages bzw. auf dessen Grundlage, die (sofern nicht gesetzliche Ver- 
pflichtungen bestehen) sowohl das ‚‚Ob‘‘ als auch das ‚‚Wie‘‘ und das 

„Was‘‘ einer Vermögensgestion umfaßt, ist hier im wesentlichen daher 

auf den finanziellen Bereich des ‚‚Ob‘‘ zurückgedrängt, wenngleich je- 
denfalls weiterhin - wenn auch mittelbare - Einflußmöglichkeiten auf 
das ‚‚Wie‘‘ und ‚Was‘' eröffnet sind, kann doch das ‚‚Wie‘‘ und 

„Was‘‘ ohne den von der Landesregierung initiierten und in Vollzug 

gesetzten Budgerbeschluß des Landtages überhaupt nicht gedacht wer- 
den!0®, Die Zuständigkeit des Landeshauptmannes bzw. Landesamts- 
direktors und der Landesregierung bzw. des Landtages bedingen sich in 
diesen Bereichen daher wechselseitig. Einerseits wäre es z.B. nicht mög- 
lich, daß der Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor ohne finan- 

107) Danach verwaltet die Landesregierung das Landesvermögen. Sie hat dem Landtag das Budget vorzule- 
gen, das die Grundlage für die Gebarung des Landes bilder. 

108) Soll aber etwa ein Amtsgebäude errichtet, umgestaltet oder erweitert werden, so kommt darüber hinaus 
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über Art. 45 Abs. 1 L-VG 1971 sicherlich nicht dem Landeshauptmann bzw. Landesamtsdirektor, son- 
dern der Landesregierung in der Realisierungsphase die Bauherreneigenschaft zu. Dies gilt auch für die 
Realisierung anderer baulicher Maßnahmen, etwa in Konsequenz des o.ö. Landesbediensteten- 
Schutzgesetzes (dazu s. u.).



zielle Vorsorge im Budget durch die Landesregierung bzw. dutch den 

Landtag Fernsprechanlagen ankauft und im Amtsbereich installieren 

läßt. Andererseits aber kommt es der Landesregierung nicht zu, Fern- 

sprechanlagen im Amt einzurichten. Letztlich könnte man das Verhält- 

nis in diesen Zusammenhängen etwa so beschreiben, daß der Landes- 

hauptmann bzw. Landesamtsdirektor darüber befindet, wo und in wel- 

cher Qualität Fernsprechanlagen im Amt der Landestegierung einge- 

richtet werden, die Landesregierung bzw. der Landtag kann hingegen - 

da für die finanzielle Vorsorge zuständig - den Ankauf einer Fernsprech- 

anlage, die ihrer Auffassung nach für den Dienstbetrieb nicht erforder- 

lich ist, dadurch verhindern, daß sie einer entsprechenden Initiative von 

seiten des Landeshauptmannes bzw. des Landesamtsdirektors nicht 

nachkommen und die Initiative aus Gründen finanzieller Zweckmäßig- 

keit zurückweisen. 

Der innere Dienstbetrieb erstreckt sich hier im einzelnen beispielhaft 

auf 

a) die Organisation und Verfügung über die Dienstgebäude und 

Diensträume sowie über Liegenschaften für Zwecke des Dienstes im 

Amt der Landesregierung; 

b) den Dienstkraftwagenbetrieb (Initiative bei der Anschaffung, In- 

standhaltung, Verwendung); 

c) den Amtssachbedarf des Amtes der Landesregierung; 

d) die EDV-Organisation im Amt der Landesregierung, insbesondere 

auch auf den Bereich der Datensicherung einschließlich der Erlas- 

sung von Betriebsordnungen und ähnlichen innerdienstlichen Vor- 

schriften; 

e) die Einrichtung und den Betrieb einer Amtsbibliothek für Zwecke 

des Amtes der Landesregierung; 

f) die Vorsorge für die Sicherheit im Amt; 

g) den Bedienstetenschutz, soweit es sich um den Einsatz von Sach- 

mitteln handelt. 

Zu g) ist folgendes anzumerken: 
Das 0ö. Landesbediensteten-Schutzgesetz enthält als Vollzugsaufgaben 

aus dem Bereich des inneren Dienstbetriebes betreffend die Organisa- 

tion der Sachmittel die Sachverhalte, die von den 88 3, 4, 5, 13, 14 und 

17 des Gesetzes erfaßt sind (s. oben). Es geht hier augenscheinlich um 

Innnerbetriebliches. Diese Qualität wird - wie dargestellt - durch eine 

Verrechtlichung nicht geändert. Dem kann zugunsten einer Zuständig- 

keit der Landesregierung auch nicht entgegengehalten werden, daß Ar- 

beitnehmerschutz an sich der Vollzugskompetenz der Landesregierung 

gemäß Art. 21 Abs. 2 B-VG zuzuordnen ist. Dort ist nämlich nur von 
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der Vollziehung der Länder - im Gegensatz zu Art. 21 Abs. 3 B-VG, wo 
ausdrücklich die obersten Organe der Länder angesprochen sind - die 
Rede; sohin wird von vornherein auf andere Verfassungsbestimmungen 

verwiesen. In Betracht zu ziehen ist neuerlich Art. 45 L-VG 1971 und das 
BVG BGBi.Nr. 289/1925, das die einleitend dargestellte Ausnahme zu 
Art. 45 L-VG 1971 schafft. Die Landesregierung hat daher wieder nur 
vor allem jene finanziellen Dispositionsbefugnisse, die ihr bei der Eıstel- 
lung und dem Vollzug des Budgets zukommen!®). Dieser Verfassungs- 
lage trägt auch $ 29 O.ö. Landesbediensteten-Schutzgesetz dadurch 
Rechnung, daß für den inneren Dienst des Amtes der Landesregierung 
als Vollzugsorgan neben der Landesregierung der Landeshauptmann be- 
rufen wird!0®), Zusätzlich zu dieser - an sich ausreichenden Vollzugs- 
klausel - wurde aber in einzelnen Bestimmungen ausdrücklich aus- 
schließlich die Landesregierung zum Vollzug berufen, sodaß diesbezüg- 
lich verfassungstechtliche Bedenken bestehen. 

Beachtet man den Umstand, daß der Vollzugsbereich des O.ö. 

Landesbediensteten-Schutzgesetzes dem Landeshauptmann bzw. Lan- 
desamtsdirektor zuzuordnen ist, so erscheinen aus dieser Sicht vor allem 
die Regelungen in den 88 19, 20, 21 und 22, durch die im wesentlichen 
eine Kommission zur Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen 
des Bediensteten-Schutzgesetzes eingerichtet wird, verfassungsrechtlich 
bedenklich: Zwar ist es ohne Zweifel zulässig, eine Kommission dieser 
Art zur Unterstützung des Landeshauptmannes bzw. Landesamtsdirek- 
tors ohne Entscheidungsbefugnisse einzurichten, doch kann mangels 
Vollzugskompetenz im Bereich des Amtes der Landesregierung nicht 
ausschließlich die Landesregierung zu ihrer Konstituierung berufen wer- 
den. Weiters erscheint die Kompetenz der Landesregierung zur Erlas- 
sung der Geschäftsordnung der Kommission gemäß 8 20 Abs. 5 des Ge- 
setzes aus dem selben Grund bedenklich. Schließlich ist auch die aus- 
schließliche Kompetenz der Landestegierung zur Erlassung der Durch- 

führungsbestimmungen zum gesamten Bediensteten-Schutzgesetz ge- 
mäß 8 26 bzw. gemäß $ 8 des Gesetzes verfassungstechtlich zweifelhaft. 
Dies wird bei $ 8 deutlich, wo einerseits bestimmt ist, unter welchen 

Voraussetzungen Bedienstete zu bestimmten gefährlichen Tätigkeiten 

109) Entsprechend der Verfassungslage hätte freilich nicht nur der Landeshauptmann, der ja im inneren 

62 

Dienst nur die Aufsicht führt, sondern vor allem der Landesamtsdirektor als Leiter des inneren Dienstes 

und damit als unmittelbares Vollzugsorgan (s.0.S. 46 ff) des Gesetzes in dieser Bestimmung angeführt 

wreden müssen. Deutet man $ 29 leg. cit. als Vollzugsklausel im weiteren Sinn, d.h. als Regelung, die 
nicht unmittelbare Zuständigkeiten schafft, sondern lediglich die leitenden, d.h. also die letztlich ver- 

antwortlichen obersten Organe bezeichnet (eine solche Deutung drängt sich angesichts verschiedener 
Regelungen in anderen Paragraphen auf), so müßte es wohl statt ‚Angelegenheiten des inneren Dier- 
stes‘' besser ‚Angelegenheiten des inneren Dierstbetriebes‘' heißen (s. o. FN 90 und FN 95; zum Cha- 
rakter als Vollzugsklausel s. o. FN 98).



110) 

111) 

nicht herangezogen werden dürfen, eine Regelung, die - wie schon oben 

erkannt - im Betriebsverhältnis wirksam wird, da sie die Verfügung über 

die dienstliche Verwendung der Bediensteten näher determiniert. An- 

dererseits wird die Landesregierung verpflichtet, generell (bzw. auch im 

Einzelfall) Tätigkeiten dieser Art festzustellen. Der Organisationsbezug 

ist deutlich, ein Dienstverhältnis wird nicht gestaltet, sodaß wohl die 

Zuständigkeit des Landeshauptmannes bzw. Landesamtsdirektors fest- 

zulegen gewesen wäre. 

Diese Bedenken richten sich gegen das Gesetz selbstverständlich nur in- 

soweit, als das Amt der Landesregierung selbst betroffen isn, 

Gleiche Bedenken bestehen auch hinsichtlich der Bezirkshauptmännschaften und Agrarbezirksbehör- 

den. Versucht man die Zuständigkeitsregelungen des O.ö. Landesbediensteten-Schutzgesetzes verfas- 

sungskonform zu interpretieren, so scheint es denkbar anzunehmen, daß über $ 29 leg. cit., wonach die 

Vollzichung des Gesetzes einerseits der Landesregierung andererseits aber, „‚soweit es sich um Angele- 

genheiten des inneren Dienstes beim Amt der Landesregierung, bei den Bezirkshauptmannschaften 

und den Agtarbezirksbehörden handelt, dem Landeshauptmann‘ obliegt, den Funktionsträgern des 

inneren Dienstbetriebes im verfassungsrechtlich gebotenen Ausmaß auch dort gewährleistet ist, wo die 

Landesregierung ansonsten allein zum Vollzug einzelner Bestimmungen berufen wird, wie dies etwa im 

$ 8 leg. eit. der Fall ist. Dies hätte auf Vollzugsebene als verfassungskonformes Ergebnis zur Konse- 

quenz, daß alle Vollzugsakte der Landesregierung hinsichtlich der den Landeshauptmann zugeordne- 

ten Dienststellen nur im Einvernehmen mit dem Landeshauptmann als Verantwortlichem für den Be- 

reich des inneren Dienstbetriebes in Geltung gesetzt werden können. Nur dann nämlich ist sicherge- 

stellt, daß die von der Verfassung formell zur Verantwortung Berufenen ‚‚wenigstens’‘ materiell ihre 

Verantwortung geltend machen können. 

Der wohl unzweifelhaft verfassungskonforme und umfassende Vollzugsbereich der Landesregierung, 

wie er insbesondere im $ 29 O.ö. Landesbediensteren-Schutzgesetz umschrieben ist, erstreckt sich - ver- 

sucht man eine positive Auflistung - jedenfalls insbesondere auf alle Verwaltungseinrichtungen, deren 

Rechtsträger das Land Oberösterreich ist und die außerhalb des Amtes der Landesregierung eingerichtet 

sind, mag auch die Wahrnehräung der Befugnisse der Landesregierung im Wege des Amtes der Landes- 

tegierung als des ihr zugeordneten Geschäftsapparates erfolgen. Es handelt sich etwa um folgende, nicht 

mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattete Einrichtungen, die gemäß $ 1 leg: cit. vom Geltungsbe- 

reich des Gesetzes erfaßt sind: 
O.ö. Landesarchiv, 

O.ö. Landesmueseum, 

Institut für Volksbildung und Heimatpflege in Oberösterreich, 

Adalbert-Stifter-Institut des Landes Oberösterreich, 

Landesbildstelle, 

Bruckner-Konservatorium des Landes Oberösterreich, 

Landes-Turn- und Sportschule, 

sonstige Schulen und Kinderheime 
(Berufsschulen, Sonderschulen, Landwirtschaftsschulen). 

Angesprochen sind hier Anstalten, Betriebe und sonstige Einrichtungen des Landes, die nach ihrem or- 

ganisatorischen Aufbau eine verwaltungs- oder betriebstechnische Einheit darstellen und wohl schwer- 

lich als Abteilung oder Gruppe des Amtes der Landesregierung im Sinne des $ 2 BVG BGBI,Nr. 

289/1925 qualifiziert werden können. Dafür spricht auch die Systematik im $ 8 ÜG 1920: Hier wird 

deutlich unterschieden zwischen den ‚Behörden und Ämtern der bisherigen autonomen Verwaltung 

der Länder“' ($8 Abs. 2 und $ 8 Abs. 5 lit. a) und der bisherigen Behörde der politischen Verwaltung 

($ 8 Abs. 5 lit. a), die zu einer einheitlichen Behörde - dem Amt der Landesregierung - vereinigt werden 

($ 8 Abs. 5 lit. a), einerseits und den Anstalten der Länder ($ 8 Abs. 3) andererseits. Diese Anstalten wa- 

ten sohin von dieser Vereinheitlichung ausdrücklich nicht erfaßt; sie wurden nicht organisatorischer Be- 
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6.2.3 Einheitlicher und geregelter Geschäftsgang 

Dazu zählen jedenfalls, ohne daß es eines weiteren Nachweises bedarf, 
a) die Regelungen der Kanzleiordnung, also die Bestimmungen über 

den technischen Ablauf der Amtsgeschäfte (Posteinlauf, Postauslauf, 
Registratur, Aufbewahrung und Vernichtung der Akten)!!2) 

b) die Erlassung einer Aktenordnung 
c) die Erlassung einer Fernsprechordnung 
d) die Erlassung einer Funkbetriebsordnung 
e) die Erstellung eines Telefonverzeichnisses. 

Aus diesem Funktionsbereich erwächst dem Landesamtsdirektor insbe- 
sondere auch eine Koordinationsverantwortung, soweit es sich um Zu- 

ständigkeitsstreitigkeiten zwischen den Gliederungen des Amtes der 
Landesregierung handelt bzw. auch, soweit es sich um die Koordinie- 
rung von Fachfragen im Vorfeld bzw. unbeschadet der Leitungs- und: 
Entscheidungsbefugnisse der Landesregierung oder einzelner ihrer Mit- 
glieder, also konkret auf Beamtenebene und im Rahmen des Amtes der 
Landesregierung als Geschäftsapparat handelt. Zu diesem Zweck obliegt 
es ihm etwa, ad-hoc-Kommissionen, in denen alle berührten Abteilun- 

gen vertreten sind, oder auch Kommissionen auf Dauer zur Bewältigung 
fachübergreifender Problemlagen, z.B. im Bereich des Umweltschutzes, 
einzurichten!!?). In Oberösterreich ist diese Position insoweit wesentlich 
verstärkt, als der Landesamtsdirektor gemäß Art. 44 Abs. 2 L-VG 1971 
an den Sitzungen der Landesregierung und des Landtages teilnimmt, 
sodaß er als einziger Beamter des Amtes der Landesregierung die gesam- 
te Staatswillensbildung zu überblicken vermag, ein Umstand, der es 

(Fortsetzung der Anmerkung 111) 

112) 

113) 
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standteil des Amtes der Landesregierung. Dies gilt unbeschadet Art. 44 Abs. 1 0ö. L-VG 1971, wonach 
der Landesamtsdirektor für den einheitlichen und geregelten Geschäftsgang in sämtlichen Zweigen der 
Landesverwaltung zu sorgen hat (vgl. dazu REINBERG, ZfV 1977, 404); Art. 44 Abs. 1 besitzt insoweit 
eine über den Funktionsbereich „‚Innerer Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung‘‘ hinausgehen- 
de Bedeutung. 

Vgl. STOLZLECHNER, ZfV 1976, 129. 

In diesem Rahmen fällt auch die allgemeine Steuerung der Gesetzmäßigkeit der Verwaltungstätigkeit in 
den Funktionsbereich des inneren Dienstbetriebes, wenngleich dem Landesamtsdirektor - wie 

SCHMITZ, Landesamtsdirektor, 45, zu Recht meint - die Befugnis zum Eingriff in Einzelentscheidun- 
gen durch Fachweisungen fehlt. Von der Geschäftsordnung kann dieser im Einzelfall die Einheitlichkeit 
des Geschäftsganges auf Beamtenebene in Frage stellende Mangel dadurch ausgeglichen werden, daß 
dem Landesamtsdirektor durch die Übertragung einer entsprechend ausgestalteten Vertrerungsbefugnis 
gemäß & 3 Abs. 3 BVG BGBlI.Nr. 289/1925 jenes Maß an Autorität verliehen wird, das die Bewältigung 
übergreifender Problemkreise durch das Amt der Landesregierung sicherstellt. Vgl. dazu auch PERN- 
THALER, Raumordnung, II, 113.



ihm aufgrund der damit verbundenen umfänglichen Informationskapa- 

zität möglich macht, rasch und umfassend koordinierend tätig zu wer- 

den. 

6.2.4 Sonstiges 

Zum inneren Dienstbetrieb gehören auch viele Angelegenheiten, die zu 

einem der bisher angeführten Bereiche nicht eindeutig zugeordnet wer- 

den können. Es sind dies die Angelegenheiten des Buchhaltungsdien- 

stes, des Kassendienstes, des Zentralen Besoldungsdienstes und anderes. 

Eine Zuordnung dieser Angelegenheiten zum inneren Dienstbetrieb 

steht in Übereinstimmung mit der Judikatur des Verfassungsgerichtsho- 

fes, der etwa - wie erwähnt - die Liquidierung (Flüssigmachung, Aus- 

zahlung) von Beamtenbezügen als einen innerdienstlichen, technischen 

Vorgang sieht! !®). 

114) Vgl. VfGH Sig. 3520/1959. Zu verweisen ist auch auf $ 4 BVG BGBi.Nr. 289/1925, woraus ebenfalls 

ein Indiz dafür gewonnen werden kann, daß diese Angelegenheiten zum inneren Dienstbetrieb des 

Amtes der Landesregierung zählen. 
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7. Zusammenfassung 

7.1 

7.2 

Der Funktionsbereich des Landeshauptmannes als Vorstand des Amtes der 

Landesregierung und des Landesamtsdirektors als Leiter des inneren Dienstes 

dieses Amtes ist bundesverfassungsgesetzlich geregelt, sohin jedenfalls den 

Bundesländern außer Wien einheitlich vorgegeben. Rechtsgrundlagen für ih- 

ren Funktionsbereich sind Art. 106 B-VG, wonach zur Leitung des inneren 

Dienstes des Amtes der Landesregierung ein rechtskundiger Verwaltungsbe- 

amter als Landesamtsdirektor bestellt wird, und das Bundesverfassungsgesetz 

vom 30. Juli 1925, betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäfts- 

führung der Ämter der Landesregierungen außer Wien, BGBl.Nr. 289/1925 

(im folgenden kurz BVG BGBl.Nr. 289/1925), dessen $ 1 Abs. 1 den Landes- 

hauptmann zum Vorstand des Amtes der Landesregierung beruft. Während 

der in der Verfassung enthaltene Begriff ‚‚Innerer Dienst‘ lediglich den Funk- 

tionsbereich des Landesamtsdirektors, der ihm gemäß $ 1 Abs. 3 BVG 

BGBI.Nr. 289/1925 „unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptman- 

nes‘‘ obliegt, erfaßt, bezieht die im Verfassungstext selbst nicht enthaltene 

Funktionsbezeichnung ‚‚Innerer Dienstbetrieb‘‘ auch die Vorstandsfunktion 

des Landeshauptmannes mit ein. 

Eine solche begriffliche Unterscheidung ist deshalb von nicht unerheblichem 

Gewicht, weil erst dadurch das in den einschlägigen bundesverfassungsrechtli- 

chen Regelungen grundgelegte Verhältnis zwischen Landeshauptmann und 

Landesamtsdirektor deutlich in Erscheinung treten kann: Für den inneren 

Dienstbetrieb insgesamt verantwottliches oberstes Organ im Sinne des Art. 19 

B-VG, insbesondere als Träger politischer Verantwortung, ist der Landes- 

hauptmann kraft seiner Vorstandsfunktion; ihm kommen hier auch im Falle 

ausdrücklicher bundesverfassungsrechtlicher Anordnung unmittelbare Voll- 

zugszuständigkeiten, wie etwa die Erlassung der Geschäftsordnung des Amtes 

der Landesregierung sowie dessen Geschäftseinteilung, zu. Im übrigen inneren 

Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung ist hingegen von Verfassungs 

wegen unmittelbar als Vollzugsorgan der Landesamtsdirektor kraft seiner Zu- 

ständigkeit zur Leitung des inneren Dienstes berufen; hier steht dem Landes- 

hauptmann „lediglich‘‘ die Aufsicht über die Tätigkeit des Landes- 

amtsdirektors als Leiter des inneren Dienstes zu. Zu beachten ist hiebei, daß 

dem Landesamtsdirektor vom Landeshauptmann diese Zuständigkeit zur Lei- 

tung des inneren Dienstes nicht entzogen werden kann; der Landeshaupt- 

mann kann sie freilich mittels Weisung in bestimmte Bahnen lenken. 

Bis auf wenige Ausnahmen, wie etwa die schon erwähnte Zuständigkeit des 

Landeshauptmannes zur Erlassung der Geschäftsordnung bzw. der Geschäfts- 

einteilung des Amtes der Landesregierung, enthalten die bundesverfassungs- 
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7.3 

rechtlichen Regelungen keine Abgrenzung des Funktionsbereiches Innerer 
Dienstbetrieb im Amt der Landesregierung. Ansätze in diese Richtung erge- 
ben sich im wesentlichen lediglich aus &$ 3 BVG BGBl.Nr. 289/1925, wo die 
fachliche Leitung des Amtes der Landesregierung und seiner Abteilungen ge- 
regelt ist: Sie ist nicht im Rahmen des inneren Dienstbetriebes wahrzuneh- 
men. 

Die Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts hat in zahlreichen Judika- 
ten den Umfang des inneren Dienstbetriebes (innere Organisation) eines Am- 
tes im allgemeinen herausgearbeitet und die so in jahrzehntelanger Judikatur 
gewonnenen Grundsätze unterschiedslos auch auf die Ämter der Landesregie- 
rungen übertragen. Danach soll alles, was prinzipiell gesetzes- und umfäng- 
lich gerichtsfrei zu vollziehen ist, zum inneren Dienstbetrieb des Amtes der 
Landesregierung gehören, während umgekehrt gerichtlich überprüfbares Ver- 
waltungshandeln dem Landeshauptmann als Vorstand bzw. dem Landesamts- 
direktor als Leiter des inneren Dienstes nicht zukommen kann. Die Judikatur 
der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts mißt demnach - und dies tritt augen- 
scheinlich am Beispiel der Abgrenzung zwischen Dienstrechtsvollzug und In- 
nerer Dienstbetrieb im Amt der Landesregierung zu Tage - dem Verfassungs- 
begriff ‚Innerer Dienst‘‘, wie er im Art. 106 B-VG bzw. im $ 1 Abs. 3 BVG 

BGBlI.Nr. 289/1925 Verwendung findet, eine (negativ) dynamische Qualität 
dergestalt zu, daß immer dann, wenn der einfache Landesgesetzgeber einen 
Sachverhalt des inneren Dienstbetriebes des Amtes der Landesregierung erfaßt 
und in Konsequenz dieser Verrechtlichung bisher formlos erlassene Vollzugs- 
akte des inneren Dienstbetriebes nunmehr bescheidförmig zu erlassen sind, 
der Funktionsbereich des Landeshauptmannes als Vorstand bzw. des Landes- 
amtsdirektors als Leiter des inneren Dienstes verlassen wird und die Zuständig- 
keit der Landesregierung anzunehmen ist. Diese Judikatur zwingt zur Ausein- 
andersetzung hinsichtlich des Verhältnisses Innerer Dienstbetrieb - Organisa- 
tionsgewalt der Verwaltung - Gesetz, will man nicht von vornherein die Ten- 
denz in der Judikatur akzeptieren, die letztlich auf eine Verfassungsgesetzge- 
bung durch einfaches Gesetz hinausläuft. 

Das BVG BGBl. Nr. 289/1925 erscheint geradezu als Ausdruck des überkom- 
menen und heute noch kraft verfassungsrechtlicher Verfestigung geltenden 
Verständnisses von der gesetzes- und gerichtsfreien Organisationsgewalt der 
Verwaltung, wie sie für den inneren Dienstbetrieb eines Amtes im allgemei- 
nen aufrecht geblieben ist. Keinesfalls finden in der geltenden Rechtslage bei 
einer systematischen und teleologischen Interpretation der Bundesverfassung 
insgesamt und der für die Ämter der Landesregierungen geltenden einschlägi- 
gen Bestimmungen die Tendenzen in der Judikatur der Gerichtshöfe öffentli- 
chen Rechts zur Reichweite des inneren Dienstbetriebes der Ämter der Landes- 
tegierungen irgendeine Stütze: Der Funktionsbereich Innerer Dienstbetrieb 
des Amtes der Landesregierung ist dem Landeshauptmann als Vorstand des



7.4 

Amtes der Landesregierung und dem Landesamtsdirektor als Leiter des inne- 

ren Dienstes dieses Amtes ohne Rücksicht auf die (einfachgesetzlich gestaltba- 

re) Form der Vollzugsakte umfänglich und verfassungsfest gewährleistet. Der 

Schluß von der Form eines Verwaltungsaktes auf die Zuständigkeit zu seiner 

Erlassung erweist sich damit als verfassungswidrig. 

Die Verfügung über die dienstliche Verwendung der Bediensteten des Amtes 

der Landesregierung, die vorrangiges Entscheidungsthema der hier angespro- 

chenen Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts war, bietet die Mög- 

lichkeit, grundsätzliche Aussagen über die Reichweite des inneren Dienstbe- 

triebes im Amt der Landesregierung in einem wichtigen Teilbereich (Organi- 

sation der personellen Mittel; s.u.) zu machen, weil prinzipiell die Verfügung 

über die dienstliche Verwendung der Bediensteten aus dem BVG BGBl.Nr. 

289/1925 selbst und eindeutig als Angelegenheit des inneren Dienstbetriebes 

des Amtes der Landesregierung abgeleitet werden kann. Zum einen ergibt sich 

daraus, daß als Abgrenzungskriterium zwischen dem Zuständigkeitsbereich 

der Landesregierung als Dienstrechtsbehörde und der Zuständigkeit der Funk- 

tionsträger des inneren Dienstbetriebes im Amt der Landesregierung nicht mit 

Hilfe einer konträren Relation Innerer Dienstbetrieb - Dienstrechtsvollzug vor- 

genommen werden darf. Der Landeshauptmann bzw. der Landesamtsdirektor 

sind selbst seit jeher als Dienstrechtsvollzugsorgane anzusehen, sodaß der Lan- 

destegierung kein ausschließliches Dienstrechtsvollzugsmonopol zukommen 

kann. Vielmehr kann eine Abgrenzung der Zuständigkeit der Landesregierung 

und der Zuständigkeit der Funktionsträger des inneren Dienstbetriebes Lan- 

deshauptmann bzw. Landesamtsdirektor in diesem Zusammenhang dem 

Grundsatz nach nur durch eine Trennung des Gesamtverhältnisses des Bedien- 

steten des Amtes der Landesregierung zur Gebietskörpetschaft Land in ein 

Grundverhältnis, das mit seinem Dienstverhältnis gleichzusetzen ist, und in 

das (gesetzesfreie oder gesetzlich gestaltete) Betriebsverhältnis, das mit der Be- 

gründung und Ausübung der Organfunktion zusammenfällt, vorgenommen 

werden. Während der Landesregierung danach im wesentlichen ausschließlich 
die Begründung, Änderung und Aufhebung des öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisses zukommt, sind der Landeshauptmann bzw. der Landes- 

amtsdirektor als Funktionsträger des inneren Dienstbetriebes für die Gestal- 

tung des Betriebsverhältnisses ausschließlich zuständig. 

Zweifelhafte Sachverhalte sind aufgrund der ‚‚Schwerpunkt- bzw. Vorder- 

grundtheorie‘‘ zuzuordnen. Als weitere Zweifelsregel dieser Art hat der Um- 

stand Beachtung zu finden, daß nach dem Gesamten der Bundesverfassung 

zwar die Landesregierung einerseits und der Landeshauptmann als Vorstand 

bzw. der Landesamtsdirektor als Leiter des inneren Dienstes des Amtes der 

Landesregierung andererseits gleichrangig nebeneinander stehen (d.h. es be- 

steht kein Über- und Unterordnungsverhältnis), daß aber - im besonderen als 
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7.5 

7.6 

7.7 

Ausfluß des Rechtsstaatsprinzips - im Zweifel bei der Zuordnung eines Sach- 
verhaltes der Landesregierung der Vorrang einzuräumen ist. 

Versucht man nach allem dem Grundsatz nach eine Abgrenzung des inneren 
Dienstbetriebes im Amt der Landesregierung als verfassungsrechtlich abge- 
grenzter Funktionsbereich, so ergeben sich folgende zum Teil ineinander 
übergehende Teilbereiche: 

— Erlassung der Geschäftseinteilung durch den Landeshauptmann 

— Erlassung der Geschäftsordnung durch den Landeshauptmann 

— Organisation der personellen Mittel 

— Organisation der Sachmittel 

— Vorsorge für den einheitlichen und geregelten Geschäftsgang in sämtli- 
chen Zweigen der Landesverwaltung. 

Im Anschluß an die schon angesprochene begriffliche Unterscheidung zwi- 
schen Innerem Dienst, der im Art. 106 B-VG bzw. im $ 1 Abs. 3 BVG 
BGBlI.Nr. 289/1925 ausdrücklich als Aufgabenbereich des Landesamtsdirek- 
tors angesprochen ist, und dem inneren Dienstbetrieb im Amt der Landeste- 

gierung, womit der Funktionsbereich des Landeshauptmannes als Vorstand 
des Amtes der Landesregierung und des Landesamtsdirektors als Leiter des in- 
neren Dienstes insgesamt erfaßt wird, ergibt die Untersuchung des Verhältnis- 
ses zwischen Landeshauptmann und Landesamtsdirektor, daß weithin der Lan- 
desamtsdirektor als unmittelbares Vollzugsorgan des inneren Dienstbetriebes 
im Amt der Landesregierung berufen ist. Insoweit steht dem Landeshaupt- 
mann ‚‚nur‘‘ die Aufsicht über den Landesamtsdirektor zu, ohne daß er selbst 

unmittelbar als Vollzugsorgan im inneren Dienstbetrieb in Erscheinung treten 
könnte. Mit Ausnahme der Erlassung der Geschäftsordnung des Amtes der 
Landesregierung, der Erlassung der Geschäftseinteilung des Amtes der Landes- 
tegierung und der wesentlichsten Verfügungen über die dienstliche Verwen- 
dung der Bediensteten im Amt der Landesregierung, nämlich der Übertra- 
gung von Vorstands(Leiter-)funktionen im Amt der Landesregierung, ist dem- 
nach insgesamt der Landesamtsdirektor unmittelbares Vollzugsorgan. 

Eine problemorientierte Darstellung einzelner wichtiger Angelegenheiten des 
Funktionsbereiches Innerer Dienstbetrieb im Amt der 0.ö. Landesregierung 
ergibt folgendes Bild: 

— Organisation der personellen Mittel 

Den Funktionsträgern des inneren Dienstbetriebes, im besonderen dem 
Landesamtsdirektor, obliegt umfänglich - sofern nicht historisch nachweis-



bare Ingerenzen der Landesregierung gegeben sind - die Zuordnung der 

Organfunktionen (Verwendungsverfügungen) im Amt der Landesr
egie- 

rung. Weiters ist ausschließlich der Landesamtsdirektor, und nicht die La
n- 

desregierung, unmittelbarer Dienstvorgesetzter aller Bediensteten des
 Am- 

tes der Landesregierung. Er ist in Konsequenz dessen auch zur Dienstau
f- 

sicht berufen. 

In die Vollzugsverantwortung des inneren Dienstbetriebes fallen beispie
ls- 

weise weiters die Regelung der Dauer des Dienstes, die Dienstbefreiunge
n, 

die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit, die Dienstausbildung u
nd 

Fortbildung sowie der Bedienstetenschutz. Nicht zum inneren Dienstb
e- 

trieb gehören etwa Dienstbefreiungen insoweit, als sie im Dienstv
erhältnis 

wirksam werden, sowie der Vollzug der Regelungen betreffend die Neben- 

beschäftigung von Bediensteten. 

Organisation der Sachmittel 

Typische Angelegenheiten des inneren Dienstbetriebes sind in diesem Zu- 

sammenhang die Organisation und Verfügung über die Dienstgebäud
e 

und Diensträume sowie über Liegenschaften für Zwecke des Dienstes i
m 

Amt der Landesregierung, ferner der Dienstkraftwagenbetrieb (Initiative 

bei der Anschaffung, Instandhaltung, Verwendung), der Amtssachbedarf 

des Amtes der Landesregierung, die EDV-Organisation im Amt der Lan- 

desregierung (insbesondere auch auf dem Bereich der Datensicherung ein- 

schließlich der Erlassung von Betriebsordnungen und ähnlichen inner- 

dienstlichen Vorschriften), die Einrichtung und der Betrieb einer Amtsbi- 

bliothek für Zwecke des Amtes der Landesregierung, die Vorsorge für di
e 

Sicherheit im Amt und der Bedienstetenschutz, soweit es sich um den
 Ein- 

satz von Sachmitteln handelt. 

Einheitlicher und geregelter Geschäftsgang 

Ohne daß es eines weiteren Nachweises bedarf, zählen dazu jedenfalls die 

Regelungen der Kanzleiordnung, die Erlassung einer Aktenordnung, die 

Erlassung einer Fernsprechordnung, die Erlassung einer Funkbetriebsord- 

nung und die Erstellung eines Telefonverzeichnisses. Dies alles zählt vor- 

rangig zum „‚geregelten Geschäftsgang‘‘. Aus diesem Teil-Funktions- 

bereich erwächst aber dem Landesamtsdirektor darüber hinaus auch die 

Vorsorge für den „einheitlichen Geschäftsgang““. Dadurch wird die Kom- 

petenz des Landesamtsdirektors im Sinn einer Koordinationspflicht etwa 

deutlich ins Umfeld der fachlichen Leitung des Amtes der Landesregierung 

gemäß 8 3 Abs. 1 BVG BGBl.Nr. 289/1925 eingebracht. Für Oberöster- 

reich ist anzumerken, daß die Vorsorge für den einheitlichen und geregel- 

ten Geschäftsgang, die im Art. 44 Abs. 1 L-VG 1971 ausdrücklich neben 

der Leitung des inneren Dienstes angesprochen ist, über den inneren 

Dienstbetrieb des Amtes der Landesregierung hinausreicht und aus dieser 
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Sicht dem Landesamtsdirektor Vollzugsaufgaben auch außerhalb des Am- 
tes der Landesregierung landesverfassungstechtlich ausdrücklich zugeord- 
net sind. 

— Sonstiges, wie etwa der zentrale Besoldungsdienst 

Diese lediglich beispielhafte Erörterung soll deutlich machen, welche Auswirkun- 
gen die grundsätzlichen Überlegungen, wie sie aufgrund der bundesverfassungsge- 
setzlichen Bestimmungen angestellt wurden, auf die Ebene unterhalb der Verfas- 
sung haben.
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